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Seinen 
vielgeliebten Freunden 

H. \i G. j. ü. D. 

C. V. P. 

O. P. 

widmet 

diesen Versuch als Ergebnifs gemeinsamer Be- 
sprechungen und- Bestrebungen^ und^ wenn es 
dessen bediirfte^ zur neuen Belebung geprüfter 
Freundschaft 

der Verfasser. 
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Vorwort. 

Wäre es nicht eine löblich hergebrachte 
Sitte ^ mit einigen Worten die geistigen Kinder 
zu benediciren^ ehe sie ihre ' Wallfahrt durch 
das Leben antreten^ so würde sich der Verfasser 
gern diese Ideine Mühe erspart haben ^ da ihm in 
der Tbat nicht gegenwärtig ist, was ihm hieroi-ts 
noch zu sagen übrig bleibt, als etwa mit sich , 
^von selbst gebender Bescheidenheit um billigen 
Richterspruch zu bitten und bei Mannen Wort 
und Ehre zu versichern, dafs ihm selbst ani be- 
sten bekannt ist, dafs sein „Versuch^^ eben nur 
ein Versuch ist Hat der Verfasser durch diesen 
Versuch auf ziemlich unbefahmer Strafse tüch- 
tigere und besser ausgerüstete Arbeiter angeregt, 
so sind seine unbescheidensten Wünsche erfüllt. 
Es thüt ^oth in unserer Zeit, dafs wir uns der 
Politik entschlagen und dem Rechte zuwenden } 
es wird sonst täglich schwerer, die politischen 
Subjectivitäten, die in lemäischer Progression 
wachsen,, mit dem Schwerdte der Objeetivität zu 
bannen. 
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Allenfalls könnte der Verfasser noch durch 
einen vollklingenderen . Namen ^ als durch seine 
anonymen zwei Buchstaben^ das Publikum gewin- 
nen y wenn er den Namen desjenigen Gelehrten 
nennen wollte^ dessen Geduld und Güte er mit 
Revision der nachfolgenden Blätter belästigte^ al- 
lein eines Theils glaubte er damit eine Indiscre- 
tion zu begehen^ anderen Theils wollte er sich 
auch nicht den Schein geben ^ durch einen fest- 
begründeten Namen einen Wall gegen die Kritik 
gebaut zu haben ^ denn bei aller Bescheidenheit 
suchte der Verfasser doch stets des Meisters 
Worte: ,,Sehe Jeder wie er s treibe'/^ sich zum 
Wahlspruche zu halten. 

So möge denn diese Schrift unter das. Wohl- 
wollen der Kenner und den Schutz derjenigen ge- 
stellt sein^ welche daraus Belehrung entnehmen 
möchten ! 



Getcbdeben 1. September 1840» 



F. A. 
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Einleitung und Übersicht. 

* §1. 

' Es ist eine billige Fotißnmg jedes Lesers , dafs üun 
der Verfasser in Irgend einer Weise dne falididie Gestalt 
dessen Torbält, was er mit ihm zu besprechen gede^t 
Oewöhnäch ffesehiehet dieses schon durdi den Titd, ge-' 
vaaster noch durch Inhaltsverzeiehnisse und Übersichten. 
Es konnten somit audh hier der Titd und die Capitelüber- 
sichten genfigen, aber der Verfasser möchte doch noch 
gern Einiges zur Erläuterung derselben hinzufügen , damit, 
denjenigen^ die etwas Anderes in fiesen Blattern suchen^ 
als sie^entludten, hier gleich dn Wamungszdchen gestellt 
werde, dafs sie dieselben eher ungelesen niederlegen, ab 
sie lesen, und nach]|er, in ihrer Erwartung getauscht,' 
dem Verfasser zu Lieid, sich zum Verdrufs dariUlier sduni- 
l€»i, dafs hiervTon den wichtigstei^ Magen des im Titel 
angegebenen Vorwurfs geschwiegen werde. 

IMe Landstande sind ein Institut des offentiichen 
Redts , wie etwa — jedoch ohne Vergldlcli — die Vor- 
mundschaft des Prfvatrechts (wenn gleich beide Institute 
beziehungsweise ins Privatrecht und öffentliche Recht 'hinein 
spielen); wie nun bei letzterer, wie überhaupt bei jedem 
Redhtdnstitute. kann bd ihnen von dem, was Recht 
und von dem was gut ist, die Rede sein. Nur erstere 
Frage soll hier beantwortet werden , niur sie gehört in das 
Jus publicum, die andere gehört der Politik an. So wie 
nun erstere Frage in der Weise, wie sich der Verfasser 
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deren Beantwortung zum — freilich langst nieht errrich- 
tem — Ziele erwählt hat, toöch nicht vielfach beantwortet 
ist, 80 füllte die Literatur der letzteren schon m'äfsige 
Bibliotheken. Überdem ist ider Verfasser, der freilich 
wohl zu widerlegenden, Ansicht, dafs sich in der Torlie^ 
genden Materie , juristisch betrachtet., abschliefsen lassen 
politisch aber für er^t noch nicht. 

Dafs hie und da im Gange der Entwickelung die Be- 
trachtung vom Standpunkte' deä Politikers unvermeidlich 
war, kann nicht auffallen und wird sich. von, selbst recht- 
fertigen, 

Soll der Verfasser nun hj^r gleich auf die Stirn seiner 
Arbdt, wie es einmal überlieferter Braiich ist, seine po« 
litiM^ Meinung stellen, so kann er diese njor den Wis- 
'senden miitheilen, er liofft nämlich mit Dahlmann (Vor* 
Yed^ zur Politik), allen politischen Secten zu mifsfaUen. 
The forden fall me u^igh, the u^ig/i^ iake mefor toty. 

■ . §-2- 

Wenn der Verfasser. nu|i auf dem Titel andeutet, dafe^ 
er Cfeui Thema nach gemeinem deutschen Staats- 
i^fichtQ darstellen wolle ^ so möchte das vielleicht mifa- 
v^ffiltf^ind^il ) j^ di^ Möglichkeit eine$i solchen Unternehmens 
bc9,weifeU werden. Die Gemeinrechtlichkeit ist in 
deipselfi^ Sinne i» verstehen, wi^ .beim gemeinen 
Privatrechte; denn, wenn auch' jede SQiiverainität un- 
s^es gemeinsamen Vaterlandes dne andere Verfassuiig ge- 
niefst, so ist ^och auch im öffentlichen Rechte theils durch 
gißmeinjSfchaftUche Erbschaft^ früherer ^^^^^ theils durch 
gemeipfiMune Bundesvorcu^hrift^n und endlich dadurijh, dafs 
unsere meisten Yerfasiningen Kinder derselbe« Z^it sind, 
die Möglichkeit hervorgerufen , „^e Theorie dieses 
Rechtsinstitutes aufzuateBen, wel^e üic^t hm» Ip^^rpreta* 
tionsregelüa für die Erkläriwg 4^ «i^^eliiep QueUea de9 
öffentlichen Rechts enthält, sondern ^\MStk, da, wo es an 
unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen fehlt, «la gemei- 
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nea fteoht «OKuwenden ist'*' (Biohhora Deutsch. Pri- 
ntrecbt §.1.) 

8-3. 

Soviel zur ErÜMitenuig des Titeb, Nim aber noch 
Einiges über die Eintheiiimg. * Es vriri vielldclit mwcbeii 
Leser I>efremden, hier, wo Ton den hentigen Landständen < 
geredet werden soll , so weit^ ausgeholt und dem Histori- 
schen so viel Rauni zugewendet zu sehen; allein das war 
Dodiwendig. Hätte der Verfasser 'lediglich beabsichtigt, 
eine Zusammenstellung der einzehieü Rechtsnormen zu ge- 
ben, so bitte er ^elleicht noch besser lexikalische Form 
gewählt, bitte auch sein Werk anders getauft und Ton je- 
«-der historischen Zugabe gesittbert ; aUein d|ui konnte und 
sollte nicht sein Zweck seyn. 

Wie befan PriTatrechte, so hält der VerfasseK vßdk 
im öffentlichen Rechte die succeteive DarsteUung für die 
einzig mögliche zum richtigen Verständnisse, so wie zur 
Möglidikeit einer wirklichen Feststellung. Wer bei der 
Beurtheilung und Anwendung* ein^r Rechtsnorm .nicht ihr^ 
endliche Grundlage kennt, kommt zuletzt zu der willkür- 
liiAsten von allen Interpretationen, zu der der reinen (#aune 
und Subjectivität; die mit tiefen Sbme fbr das Wahre 
schon die Römer haC^n. Ihr: ,^tia dsscfnJil tf> jua^tia*^ 
und des rythmischen Vorrednesra zimi Sachsenspiegel; 
„Di* recht ne habe ich selbe nicht erdaehf* sagen, dafs 
nidit jeder Einzebe «ch nach seiner Willkii(r und Neigung 
das Rech( machen könne, sondern, dafs (^ es nach dem 
hohem Principe, nadi dem der Jmtitia auslegen müsse, 
nadi jenem ewigen*, ^ göttlichen Rechte, das als ein ge- 
wordenes Wort der ganzen gewesenen und vorhandenen 
Menschheit zu betrachten ist Manches schiefe, manches 
harte Urtheil über Personen und lAer Verhältnisse wäre 
Termieden, wenn der ürtheilende immer auf die endliche 
Grundlage, auf die historische Basis, auf die begleitende 
G^chichte , und nicht auf den von der Zeit gerissenen Mo- 
ment gepehen hätte. 

1 ♦ 
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Aufser ^Aem, rtm allen denjenigen, wddie die lii*' 
storische Behandlung als die einzig zuTerlaasige. anerken-' 
nen, nothwendig erachtetem Motive, sah sich der Yer- 
fai^ser deshalb veranlafst, eine ausgeidehntere Behandlung 
der Elistorie Torzunehmen , * weil sdne ^Abhandlung noch 
* speciel^ dazu dienen sollte , die alteren Reehtsverhal^ 
hisse des zu bearbeitenden Institutes bei aller Verwand- 
Schaft dennoch moglidist scharf ron den gegenwartigen zu 
trennen zugleich aber auch zu zeigen, ' dafs jen^ Yer« 
wandschaft kdne gemadhte, sondern eine naturgemafse 
sei. — ' 

:§. 4- 

Die heutigen Landstände sind noch kein Menschen-* 
alter Rechtens gewesen, das Neue dringt nicht leicht ein, 
darum £e stets sich wiederholende Verwechselung zwi- 
schen Sonst und Jetzt Wenn die alteii Stände (nicht 
ganz richtig Feudalstände genannt) der natürlichen Be- 
festigung eines Terrains 'durch Gebirgsziige und Vrwaldun- 
gen zu vergleichen sind, 'so möge man die neuen einer 
durch Wall , Graben 'urtd Verhack herbeigeführten Sichenflig 
Tergleichen, jene w'ftren von selbst, diese entstanden 
vermöge' künstlicher Schöpfung, aber nur wo Terrain 
vorliegt, läfst sich befestigen. 

Bei jedem Vo^e ist die Zdt unbewufster und be- 
wufster Entwickelung zu unterscheideil. In der nnbe- 
wufsten Zeit deutscher Staatsentwickelung wog die reinpiri- 
vatrechdiche Behandlung des ganzen Organismus, den whr 
jetzt Staat nennen, vor, das Oberbatipt bdhandelte cße 
ihm als solchem zustehenden Redite als eigne. Die Idee 
*des Staates, als eine. Regierer und Regierte umfassende, 
höhere Gewalt blieb der Zeit bewufster Entwickelung vor- 
behalten. So wie zum Geiste jener, wenigstens zu ihrem 
inneren Leben,, grefse Verschiedenheit gehört, so strebt 
die andere nach Nivellirung , der Einzelne soll nur 
dne Quote des Staats aein, jene siebet mehr auf die Qu»- 
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•'■•••§; 5. ■ ' ■ ■ ' 

Möge ^ Darstettong dem Verfv^er das ZeognU!» ge*. 
bcm, dab er B|it Fleift und O^buhr jQii eilen und LUj^ 
ratur benützt hajbie, aber mSage derLest^ ihm vcar^teibc»^ 
dals er nicht ein^ luasfmurUche Au$EäilMi|C derselben M; 
gen liftt * 

Was die Quellen betrifft, so fallen diese mit denei) 
der deutschen CfesdiiciKte für die altere Zeit im A%^nei7 
nen zusammen^- flMr .die, umem^ iw4 e^. T<^raEttg8weise .dif 
fiB06(nen Verfassungen^ sq , wie du«: Yerhandlnngeii dqf 
IMdestages. Di^JUt^tur |st Jifatg/dgea i^ einer sp.nipim^ 
les^ Mass« von euw^e^^ l^aum^^.^idhr j^dc^ibarcn^^ 
lumdlup^en lersliir^i .d^.jdervp ^^mati«fph--Lritifiph^ 
Anordnung kauni mogtich wäre und' namy^tKcb ,,degi .y§^ry 
fasser nicht, da ihm nur mifsige Mittel zu Gebote stan- 
den. Eine dürre Aufzahlung der Büchcrtitel ist aber nicht 
des Verfassers Liebhaberei, mag auch wenig' fruchten. 

Es darf nicht unteiiassen werden, hier rühmlichst d- 
nes. Werkes zu gedenken, das für £e vorliegende Arbeit 
von vielem Nutzen war. Rudharts Geschichte der bayeri- 
schen Landstande verfolgt particuiar und für die ältere 
Zeit das, was der Verfasser dieser Blätter gememrechtlich. 
zu erstreben suchte. Rudhart thut zwar einen kiihnen 
Blick in die älteren Zeiten, doch modernisirt er zu sehr, 
um diese Vergangenheit um sich her iun^^ Leben zu brin- 
gen; auch hat er die livianisdie Uiiart, die einfachen 
Quellen zu Reden in seinem Sinne zu modeln. Doch die- 
ser Ausstellungth ungeachtet können wir nur mit Dank seine 
reichlichen Vorarbeiten anerkennen, und wollen keineswegs 
ausgesprochen haben, dafs er der Geschichte Gewalt antliue. 

Sollte man dem Verfasser in der Darstellung der äl- 
teren Geschidite bezüchtigen , sich zu ängstlich an Eich- 
horn angeschlossen zu haben, so Uegt das eben m der 
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gttlheä ' t^HMiAwMMäl * und R^ttlldk ' der t*ömhuii^ 
dieses Schriftsteliertf^Wiill denen «Mm fifeh iln]' mä; grofser 
Behutsamkeit entfernen darf, wenn sich diese Desertion 
nicht durch schmihüches Zusammenstürzen etwa ai%e- 
steliter IMAfeil ^Itiien soll. -^ Ein gesudites Streben 
äHt naeh <yri^liHeli^ Sdbstkliidigkelt , ein ahsichtiidieä 
Vähg^^ sich von deii- Lehren ^^rdigei^ BfdiBter loszusa- 
gen,' wid^rstreM des Verfassers Ansiiihten. ' ,' 

Noch um Eines mufs der Verfasser des billigen Leserd 
Kfttsditil|(^ng in Anspruch nehmen , ' dafs nämMch £e zu 
tersddedeheh ZdtM und an versdiiedenen Orten aus den 
QrieBen exeerpiiteii ^eUeä weig«n nnr zu hanfifg vorliegen* 
8^ Cmndglidikdt abermaliger EinÜlAl hin nnd , wied^ 
läder' an diplomatischer Gehaidgkelt Etwas z« w&^sciicsi 
llibiig lassen werden; %o sdir elr aiicfc dair Bestreben deii 
V^tOMean wiir^ aüA 'ffieMn iNsin ffVinUleü seM V<fflli 
Cknu^ ihi geben. ^^ » .' * 
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^ ' * Erste AbCheilung. 

. Ae.Jt^sre Geschichte. 

Erstejs (Capitel. Einleitung. 

i. , ' . «.'6. 

-^ Mtt Recht beginnea die Uistoriki^ mit dett llftter- 
^ttiige des westromidchen Reiches eine «ene A^m in der^ 
'Vi^^gescliii^te. Kttlin man auch in dem e^en Flusse 
^iei^ Oeschidite eben so wenig, wler hi dätt w^kUiAen 
fTlnsse, die durch nene Zttströmnffg entstandene, retOxk- 
4ieHe Färbung durch dne mathemAtiidie Linie beiddknin; 
so iäfst sich doch ein mittlerer Punkt' atmehnfen ^ "^n dem 
ttn so veränderte sitäldie Umgestaltungöil det im Vorder- 
gründe stdkenden ViftkerscWten torgehen^ «difs das Bd^ 
Rinnen einer neuen ^ekepocbe dringend 'n<rthii^end%wifd.*' 
Whr nennm diese neubeghm^üid^ ZSelt^Ittittdi^ii^l^ 
faid^sf^n erschehit'es uns Mrilnsdi^i^rdi, für ^ti^^ ^M 
«ine mehr Farbe gebende Ben^mtäig ai^sufindlki^ aH 
de allerdings blos der rdativen 2Seit «tttttomiifeM. -^ ' 

.. .\- , ■ §.'7; ...... ^ 

Um eme mehr charakterisirende B^ädUttung fftr das 
Mittelalter zu haben , wollen wir hier auf Etwas aufmerk- 
sam machen, woraus hi der F^lge utts«f' Vorwurf sich 
vorzugsweise entwickeln wird , und was dei^lMdb eben lii^ 
im Eingange erW^ifit w^den mdg^l. Es i^ di« gttttz 
«rer&nderte Stellung '•deir Hefrscher und Be^ 
herr«eh>teB. '• •' -- '.•-'' *^ 

Weim Y^ V9fl d^ iKölbfteh BteUung ä^ jidiftchen 
Volk^ abseid, ktfmite die antäe W^ Mfsa^^der ReptABk 
Mir 'dM^4rh»itldisclM^ K^hi^um^ dte wlJbK «tuch tooditcM^ 
dodi stet» iHede»keh»«Me Tymunfs. Ecr yntt äks^ Amt* 
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Jeaige Absolutbmns, bet der die PersSnUdikeit des tJn- 
terthanen durch d^ Herrscher aufgehoben wird. Das 
Bfittelalter stellt nun das von ganz freier Stellung ausge- 
hende, durch freie Anschliefsung an einen Mächtigeren 
Konigfhiun werdende Verhältnifs dar. Es gehet die Q^ 
fidnnung an den Herrscher über , ' nicht "die Person. Mit 
Fug und Recht wird^ldiese Gedanken- und Sittenänderung 
germanisch genannt. Wir sind wenigstens der Ansicht, 
dafs zu ihrer Ausbildung das germanische Element, dem 
sie eigenthümlich war, mehr wirkte^ als das Christettthum, 
Schon als Hdden tragen Germanen diesen Entwickelung^* 
luim in sieb, diuristliiOie Romer und Orientalen Uc&eii 
dagegen noch fortwährend in. ihren alten Verfassongei^ 
I^ I^ehre des Christenthuma von der Gleichheit alier Men^ 
s«&ea vor Gott rief den frecbtlosen ins Recht, hitf 9tat^ 
4er Kn^sten Sftin^di^.sdiaffen. 

Bd 4eni« von alleii nicbtgerqpidsqhen Stoffen freiem« 
4fiotsdien Volke i> tphea wir diese Idee in frciester Eoir 
wlck^hing* Ind^dMl^oben Gesobkllte können wjr, soqiit 
auch düB uns* VQrU^ig^i^ Institut,, das in dieser Idee, seihe 
IKitege tot) fm^lf^^Qi^en si<dl| Ausbilde sehen., wäbrend 
IBI^ ii| mehr ivMaiU'^Qhen Staaten einen wderen Weg ver^ 
folgte- eben wdl duroh $e Zusammei^Qt^ung in ihrer Q^r 
schichte noch einige Theile der früheren Zeit mit fort- 
iliefsen, oder doch, wie namentlich in England, spiäter hin-* 
etüg^ommen ^4;: « 

Diese feifodßrtß Oestaltimg^ «wischen Vorgesetzte 
imd (Jn(tergäb(en6n. JM^onea wir vo« dem kleinsten Kreise 
m^fcblii^er GejselU^aft in volistiMIger Vergliedfnmg 
Ha zu den hodbsten rerfolgen. Schoiirdie Stellung des 
Hausvaters zu seinen unfreien Lassen war eine ndlderei 
als siö ^e Monier wenig&itens vor Aikfkommto des spiterai 
rSmistsb^n Colanate Icaimteii. Durch v^erscIuedGine .^bstth 
ftt^geH,^ die w Jhi^r ftbergehen woUm <, läfiit «i A dies« 
freieie Stelhmg bis «i der dar K9iMg6 ed(e9ii«nf w 



Digiti^e^J by C7OOQ IC 



^ 9 ^ 

.tFrete OefolgMktft imr .der Unpraig der KS^ 
niggwiirde, U9A dtoteßk YerbUf$üa^ /mU^^ an- 

dere Unterwerfung, als die der Treue, denn die Treue 
ist die gröfste Freiheit , wie jede Selbstbeherrsehung'nnr 
Ihrer Wirkung nach Herrschaft, ihren Sntstdien nach 
«her Fttiheit ist. Dies^ Treue aher stehet in grellen Caur 
ÜMtß m dar aUftvisthsn Unterwarfigfc^t, wdcha die mf 
MkeWdt von den UottfrgdMndn fotderte. Bei jener ist 
HA ias ^anselicftai ia alten Bekngen, in hd^ksrai und 
Kraben T^n dnrebdvitigwde Chesinnung .der Erge? 
h'exkeitrdas notikncendigM« Requoiift; diese terla^gt ^va\ 
4afr eben dtis^iThnii de» Subdi$^s^mk ^ntergebeites 
«dbfl;: Dm FeUgesdotei« ^ur jQott^ Konig wd Vatfvt' 
land'^ wurde den Aiterthune eine hohle Phrase |^^ 



.\\\ V 



in I 






fi J^ liegt a^fserhalb unseres Themas, in ausgedehnten 
djirinf stelle^ , wie der ^teliung *der einzelnen Personen in 
der alteii deutschen Monarchie,. die eben ausgeführten 'Ah- 
lüften. 9n^ C(nio4&. ^^S^j diigegen können wir nicht T^- 
iieiden ^ un» mit der gemachten Entstehung der Landes- 
kt heilem besdiiftigen, da dieselbe die Saamenbllttchen 
hiltet, weiche den Kelte unseres Institutes ernlhren. 

Mit Übergehung der früheren 'Geschichte k&nnen wir 
nur. mit Karl dem Grofsen anfangen. 

Das Mittelalter kennt noch keinesweges unseren aus- 
ge^dete^ Begriff Ton.^ouferainitai, . das untiekannte Et- 
va^ .das. sidh |n den. SoUnfissteine des Ganzen, in den 
Kaiflsr, concentrirt, hat keine äbstracte Benenirang erlangl 
Imptrium et Imperator sind Namen von damals noch sehr 
vagen Inhalte. Nur die beiden vorwiegeiadeii Thätigkeiten 
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an rfeabbUefst ^cÜ diie 'ft^« flbtf&iddter Recbtei 

'>■■': '■ " ..■■■r.'.'.i.M); ';;..- v/' .: ■:" 

Die K€U6eh nä mach aper in allen- iandßf^ nicht ein^ 
linde ^ä ühgeriökie^nieki fi&hien to edler tied sagt Sadifi 
fll. Sil §. $. ; deshdib' wtur die Monavehie in Ckiue^tMll 
iiiid Heerbafin und' G«ril$htbiürkdt ditrin einem Strafet 
fib^rtüagen. Karls 4et€^it>CKe!fc'dgeiiaJ^ PoKtik b^ 
«t^d darin, diesem^ Grafen die beMbamte 4Mttat<s«Eiiea 
Beamtelt aufeulegen. ; ]Sr sab näion de^ der KaUentiadit 
f^fthriieh^ Üb^r^g. der Bebattdliin^ T(mi Kaiser j^edU*- 
hcäerftedhte als e ig«« rMbefilb^teiid Voraus ^ deani ^^ 

Audiium habemus^ quaUter eomites et alÜ4\ k9mki9 f h 

gui nostra beneficia habere videntur, comparant tibi 

proprietatea^ de nostrq b&neficio CapiU Libro lU. c- 

19. bei Georgisch p. 1351. 

Wie selbst noch in spätererer Zeit dabei die Idee Torr 

aabwebte , daß) der' Graf keineswegs in v^igiiem , sondern 

in des Kaisers Namen die . übertragenen Rechte ausübte, 

bezeugen^ dafs belnl 
Grafen Änlt* cessire ^), 
irichtbärkeit gewisse]^,- 

W fi^atriä' '^r prOiei^ 

8ajttHiiäm^'ad'4o^umtKlmamnmmum^, S»*,^'Pfi^ 

. '. Off -ei e^bd'9^8^iudii}ib^9 mglecti — — j—, ^9^ 

,\ j , peptdi ad «c fterlatae juato Mheolvit examine, . Mw^» 

Ftild. ad ann/Säil 
Deshalb war das ''Grafenamt ursprüfliglich durchaus ' niätt 
erblidL Die Stelle bei Beginon. cohlin, ad ann. B49. 

Vioy Co^es'öh^, ([ui permiss^Regi)» jTiiijf»** 

benefidi auf ^Mrfeeiut*äe häbu^, x^vmei A«i»ec^<>«^ 
'^ • 44^ iHtef jüimditiriti:. . ... > ,'.•>;..■: 

^•-1) SmU. I. ÖR'-«^- ■'"' ' -•^"■' •>i"' • '■ •• .-, • ■ -• - 
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flK^ d««tlMi, dhilb diese aus besönderier^irginst: erMMe 

¥«reftnitlg' de« Chm&namlesr^ prärfecturae, dem .Aamfisteii 

befreindeM wmrv und .noäi später sdireibt Hermanrndk 

Chmractur ad annüm lß44. » 

Oosizilo du X L(^uitieimmn nkotknsßtio^ Qöaztfäßti r-r >— 

dttcatum 8uum a rsge prpi^iaaum reVnQt^r^ di^pr 

suit, 

wodurch also auch gezei^^ifd, dafs damals das He r- 

^ogjsaiiLt keineswegs als etwa^ eigi^es ig|rurde. 

Neben dem Grafen imd zu dessen Coni sn nämr 

lieh unter Karl dem Grofsen für dje C 3S jmti^ 

ges Herzöge, upd für den Frieden Misi aiiCser- 

ord^i|tliche Cpminissarien , vor* -^ , • v , 

^ §.^11. . • • ,■;•' ' ■■*•■ 

. So me nun unter Karl dejn grofsen durch 'diese vom 
Konige selbst igesetzten .Scliraii)c;en^ die Besunten mit ho- 
her politischer Wekkeit dergestalt am Lenkseüe gehalten 
wurden , dafs de dem VerieB&er' nicht über das Haupt 
wuchsen, so ^ten dagegen schon unter seineb nächsten 
Nachfolgern Beschränkungen ein/ die die Macht ^W^^äEre 
die Könige selbst in diesen Institiiten hatten, brächen. ' 

'. Die Missi dominici verschwanden,, ihre Gei^häfte 
übernahmen di^ schon viel selbstständigeren Corrutea Pa^ 
' ^tö ^), die. von Karl dem Grofsen zu dem sehr bestimm- 
ten Zwedt« 4er Kriegsführung^ temporär bestellten Her- 
söge wurden ständig und b^amcn unbestimmt erweiterte 
Qh^Behfifte ^. InsbesoAd^re lag diesi»! Hersogen ob, dite 
Ihrem Hersogthume untergebetten weitUchen und geUrffi«^ 
ijien Cht)(Mn auf ^^lie CoTif^^^i^if^'Oder Placiia'^^) ztet 

m ' i < ■ »ri > ■ ■ « I ■ ■ « ,m P I >■ ■■ - ■ ■ I' I I I . I « l I « > , ^ ■ .1. I ,, ii I I V ■' ' ■ > 

3) Hü Um« litt QesQk. der Stände 314-^527. Lud.^. 
Schrader die älteren Pynaftenstämme v. ^ w, Gott. 183^ 
p.9U ' . ' 

3) . Vergl. ^ e o Entstehung und Bedeutung der D. Herzoge 
unter K. d. G. Berlin, 1827. 

4) Dieses kann hier nur angedeutet werden, mehr davon 
vmtetk 5. f8:'i .1 • ■ ' ' 
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mm gjffMritnwmp. Angchig^alieitqi BiiJI €hMHBteQ m be9org9ii; 
Wk siia\ftUnlili9 aUenthülben Herzoge eijigeiullrt wnrdeiii 
das findet sich veneichnet hA VUriariu^ iliustratus Tonu 
IL pr6: 199, welcbe SteUung dbor die karolingtfidien Gra-* ^ 
fttt dabdi^imahmeii, d&Ton werden wir im Verlaufe reden. 

-• ' •'» ; .• - -'§.12. 

. Noch m^hr brechen die Kaiser ihre llfacht durch die 
immer häufiger werdenden Verschenkungen von Iconiglichen 
ftammer^tern. Wie Äese Sitte eng mit dem ganzen Ko- 
nigthume zusammenhing , das bedarf Iceines Beweises; 
Schon unter Karl dem Orofsen finden sich Ti^lfäldge Bei- 
spiele, hier nur eines: 

iVtk. T. 804. (No8 Carotu») Osnahrugenn epiaeopo 

quoddam nemus/'vel foreatüili -^ euni omni thte- 

^ ' gritate in porcU} aUviOkis, eerhU; m>ibü$ et püeibuä 

mani^ vesuHiaiie, futü hmm» Häwdiad forestwA 

.Gan^K^ . besonders wurden die königlichen Domainen untqr 
Ludwig dem Frommen^ der bd seinen iielfaltigen Familienr 
xwist^ejten eines Anfanges bedurfte, ^rsplittert, ao dafs 
Tf^g^n. in^pUa Ludouici Pii c. 19 sa^: \ 

hktanium largus, ut qißtea nee in^anttguis liberfi, nee ^ 
m moderriU Pniiporiius audiium ^Bt^^ %t tfülae regitü; 
^ ' guae eränt iui ei avi^et iritavi fiieK^ '^MiU tradMi 

>> ' .. ^OeimpeMetmottea^et/ipit&mQii.' .:,: < .» 

Zien^iidi analog diesen Yer^^u;9|[^.:6Jiail..dle yerleihiuigtQii 
kinlgUcber Regalien. Schon die ehe» ang^Clibrlte IJrk. toh 
§04 lirwahnt des Jagdrecht^ ii} . dem gusoh^ten k^nigü-; 
eben Forste. Die Eflaubnifs ,* aus einem Walde einen Forst 
za ttiach^, mafs bei Karl schon häufiger vorgekommen 
Hein', daher heifst es im Cap. {Lup. i%*) 4. ann. 819. c. 7. 
J)e forestts noviter institutis. Üt guicungue illae (Lad- 
vig sagt: forest a) habet ^ dimittatp (ßen Forstbann 



5} J. MÖfer Osnabrückische Geschichte L Dpqunob %,,, 
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* anfliebe) nuifmiB oHendtt^ poi9it^ gtmd pei^ JusHonem, 

aive permiiMonem Donud KaroU gmHork nmtri ea$ im- 

9iitmi$8et . , 

Ober yergebung einer Domaiae mtt den Regalien von 

Otto I. (wie in der Urkunde von 804) : • 

Urk. 9S2. Ahhatiae PaKthi partem curiae nostrae 
* . Palithi cum omnibus ad harte rite pertinetUibu9 — 
donamus k. e. areis, terris cultia et ineultis — paseuUg 
$yU>i8^ piseationibu9 9 venatiombus *). * 
. Für andere Regaliai: • 

Urk. 1150. Nos Conradu$ HL — Corbtumsi jMati -* im 
perpetmtm venaB melälli, videUeei omi, argenti, 
evpri, plumbi et ttantU et omnem pecuniam, sive rudemp 
nve^formatam , quae intra montem Ereshergj qui Cor- 
beiemi eeelenae jure propr ietario pertinere nOBeUur, 
UOet, — concedtmaM '«). 

S 13/ 
Hoben nmi schon solche Vergleichnngen flnansleB die 
wddichen Groben, so wurde auch gleidizbitig ihre intow 
Ave und e'^tendve Kraft im aligemeinen erweitert 

So werden *s^n unter Ludwigs des Frommen iildi-^ 
sten I^achfolgern mehre Chrafenämter eber Person oonfis^ 
rfart, insbesondere erlangten die* neuen Herzftge diesen 
Vorzug. 

JHtkmar. Merseburg F^^) Gerhardu$ Cames jUsatiae «c- 

eepfo a rpge quo dam Qömitatu pratfaU Duei$ (AU" 

moastae) 
xeigt, dab von den mehren Grafschaften eines Herzogs 
einem Chnfen eine zu seiner bisherigen Grafschaft ge- 
geben wurde. Auch die Geistlichen wufsten sich des Gra- 
fenamtes zu bemichtigen? 

Ürk. 1007. iiuaKter nos (Hemrieui IIL) -^ Cameraeetm 

ß) Mader Antiqu» Brunsvic. C. 4. JVr. S.'p* 108. 

^ Pf^ffinger. Vitriarius Tom. UL p. 1447. 6. Über 
Hhnliche Verleibangen von Bergregalien an geittliche Greise 
f. Urk. 1189 hei Fistor JILS29. Meier Gesdi. der Berg- 
werksverfassung p. 57. 

8} 'Lsihni.tt Scripton rerunu Brtinnick L 869« 
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ODiftfilM — C^mitatum Cmn6huen$em '^, in pro- 
. priüm donavimuM ^). « 

Vor allem wurde aber den Grofsen durch Yoldhiiiig der 
immunitltt, der Exemptidn von der graflichen GeW^t; 
eine selbststandige Stelliing begründet, welche suerst und 
in weitester Ausdehnung die geistlichen Grofsen erwiurben. 
Die Stellung .der Grafen bei dieser Entwicklung war, 
dafs sie da, w» sie nicht selbst Theilnehmer dieser Errun- 
genschaften waren», wieder zu dem Stande mirückkehr(;en^ 
dem sie entstammt waren. 

Erwarben so die einzelnen Grofsen eitie selbständige 
Stellung, so mufste diese noch besonders dadurch gröfsere 
Intensivität erlangen, dafs die gemach erlangte Erblich- 
keit das letzte Kennzeichen* ursprüngUcher Amtsqualität 
abstreifte > so wie sie den Gedanken, nur einer hohem 
Hand Ausfuhrer zu sein, verwischte. Es kann füglich 
ununtersucht bleiben, ob die Erblichkeit der Grafen und 
Herzogswürde auf specieller kaiserlicher Verleihung oder 
durch Connivenz sich heranbiidete , beide Entstebungsartea 
umI^^ sieh im Laufe der Entwickelang die Hand gereicht 
haben« Für das Grafenamt mögen die objen (§. 10) nu^ 
getheilten Belage dienen,, für das Fürsten am t, wie der 
dassische Ausdruck für das Herzogsamt ist , sagt Mbertut 
Stadenais {ad ann. 944) : 

'Henmann^s dus Mlemanniae ohiH, euiu$ dueatttm Im-. 

dolfu9,. copufata tibi unica filia ehm^ jure heredi^ 

iorio po$9^it^ 

noch elgenthümlicher ist folgende Stelle in LuUprqndi 

(9B0 Bischof zu Cremona) rerum ab Europas — g^f^o- 

rum Lih. IV. c. 1, welche die vorige Stelle einleitet: 

Fir ditiaiimui, Suevorum duXf Hermanmtt ialünu 
regem (OtUmem M,) adgreawa eet termonibua: N(m 
elam domiM med e^, tum praediorum laUtudme, tum 
peeymarwß immentitate praedivitem me ab»que KberU 
esse, nee e$t praeter vnam parvulam natam ^ quae 
mearum rerum j me redeunte heree e-sietat; deshalb 



9) DuMont Corp9'^äiplcmaii^ite du droits dt, g^nf L.p> 41. 
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MiMifi^Htrrmmm T«r» mm doi *evir^nteii Ladolf 
adoptiren za dürfen, vorauf der Kaiser, eingehet '**). 
Dafs* durch abermalige Zersprengiin^ der Herzogthümer 
wiederum die schon Sbu Landsassen herunter gedrückten 
Grofsen der Dueatus aufwuchsen, ist bekannt Endlich 
t&Schten wir noch die bereits vielfältig vorkommenden 
llieilungen der Herzogthümer bei Todesfallen auffuhren, 
weil wo dieses der Fall ist, der Gedanke an ein Amt 
fiiglich unmöglich ist ^^). 



Drittes Capitel. Stellung der Landeshohen und 

erstes Entstehen der Landstände 

1} im Allgemeinen« 

§. 14. 

So entsttnd nun atlmaHg in der deutschen Monarchie 
ehi nener «dir bevorzugter Stand:, der derReichsstände. 
Ist es auch eigentlich eine Anticfpation ^), so wollen wir 
diesen Stand hier gleich äer Gemefaifafslichkeit und Kürze 
w^igen Landeshohe nennen. . 

Indem wir uns näher auf DeEfinition und Desqription 
dieies Stande eiidassen müssen, woU^i wir hier an die Spitze 
Biwas stdten,. was sich auf seine änfserliche Erscheinung 
beziehet, zugleich aber auch seift inneres Wesen deutlicher 

»■I n 1 i ■■■ ! I ■ < ■ I , 1 ' ■ ■■ 

10) Wenn Pütt er GrundxilJB der Staatsveränderungen $,43« 
iVot. n, dem Albert von Stade ^inen Irrthum vorwirft, weil 
m tat um rerum doch nur* der Allode, nicht den Ducatus 
bezeichnen könne , so ist dieser Vorwurf falsch , da et festste^ 
het, dafs Ludolf wirklich Herzog von Schwaben wurtie, 
g. RQtteck Allg. Weltg. YL 2. $. 4. 

11) Eichhorn D. St's und R'sgesch. (ed lU) §. SOU Ja, 
sogar gemeinschaftlicher Besitz komteit-vor: Urk. 1001. 
cofUllum Daleh0m in comi$atu filiorum Eckbrathii Comitis 
Schattn Annales Paderb» ad a, 1001. 

12) £ichhprn D^ St's und &?cgasch. §. 299« Nttti a. 
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tothdnen Übt. Es M tiSmlfdi fSr das Öeftiit der fldb- 
ständigen Sfüelliing dieses Standes charakteristisch, .dab 
Ton ihnen gerade der Gnindbedtz^s Drehpunkt aller er- 
worbenen Rechte^ welche als Pertinenz gedacht wurden^ 
behandelt wird, fuT den er zuerst erbliche Qualität erlan^^ 
hatte ^). Ja, die Kaiser gingen selbst auf diese Usurpa^ 
tion ein , so Friedrich II. in dem Lehnbriefe für Otto das 
Kind. Otto trug dem Kaiser seine Familiengüter ^^) zu Ei- 
genthum auf: * ^ . 

* Proprium castrum suum Lvndmrch cum muUifttHk 

eastru y terrik et hominibu9 ddem eastro pertinenz 

iibui m noatram proprietatem et dommtmn ^^ciaUter 

assignavit, ut de eo\ quidqvid nobi» placeret, tanquam 

de nostro proprio faceremua^ 

Der Kaiser legte di^er Übertn^ng Braunschweig bei und 

knüpfte nunmehr ah diese beiden Städte das neue veriie* 

hene Herzogthum. • 

Quapropter cum consilio , OMsetuu et assiatentia Princi-' 

pufft Brunevic et eaetrum Lun.eborg cum itmni- 

bu$ caetris, hominibue et pertißentiii' eui^ 

univimua et creavimu» inde Ducatum, et imperiali aucta~ 

ritate dictum conaanguineum noatrum Ottonem Ducem et 

Pftnctpem facientea , Ducatum ipaum in feodurn imperti 

ei eoneeaaimua ad •heredea auoa^filioa et filiaü 

ktretUtarie decMmdwn ^^). 

Fassen wir nimmehr die Landeshoheit nadillun^. 

inneren Geltung auf, so wird es für die spitcre Ent^ 

wickehing picht ohne Erleiditerung sdn, wenn wir una 

deutlich veranschaulichen, dafe die Landeshoheit darin be* . 

stand, dafs gewisse kaiserliche Hoheitsrechte 

als eigne Rechte in dieH^nde von Unterthanen 

übergingen. Wijr müssen uns hier so schwankend aus- 

IS) Pütt er Beiträge zum D. Fürsten und SteatarecHte 
I. Nr. VI. §. 15. 16. ; 

14) Als Hehirick der Löwe in die^ Acht erklärt wurde, 
blieben ihm bekanntlich seine allodialen Besitzungen in Ostfa- 
len und Sachsen. Arnold Luhec^ L. IL 36. 

iS) Meibom. Rer.4S}fpm. Tem. IIL p. ^^. 
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th#A < » imd tagen: gewisse Redtto^ mü et dkeii' dii 
CktmkterMisdie diem Bc^Mm ist, dab ler nlemris M ci« 
nev festen Ahnittdü^ gedteh^ ist, in iem Hafse, dafs 
mn Ms iii die jüngsten Ttge seines Lebens noch keine 
feste ft&sutoitionen fnr aUes das aufstellen k<Minte, was 
er ^Aieli Leist sagt in seineoi Staatsrechte $. 17s 
,^Ungeachtet sie (die Landediohdt) hl allen Teutschen Stavr 
ten YOttoHNiien gleich ist^ so begreift sie AqA nach den 
pcrticnlär^ Grundsätzen und Observamen i£t mehr, «ft 
weniger Redite hi sksh.^*« — Wenn Häberlin in sebior 
Ausgabe des Pittersdien Staatsrechtes §. 117. hi Zweifel 
für iandeshenüehe (landeshohdtUche) Rechte prlsioidreil 
will, so ist das nach unserer Ansicht nur durch die fskti* 
sdeLage sm erklären^ In der sich damds schon alle Lan- 
deshohen , dicht an der OrSnze die SouverunitEt , befan« 
den, wie denn auch schon Job. Jac Moser aus gans 
gleichem Grunde folgendex: Gfestak sich eigenihümlich iu- 
Jbert: ^^Wss bey dieser gantzen Materie das sonderbah- 
^,reste und Beobachtens - würdigste ist, ist dieses, dafs die 
,,Stinde die Landeshoheit in ihren I4)li4en und Gebieten, 
,i,wie fkjberhaapt^ s# au^ alle ^md jede efanehie Stucke 
„derselben, nicht in dem Namen oder an statt. des Kay^ 
„sers und Rmhs, sondern in dgmm Namen und aus 
„eigner Macht und G^ifalt ausfibcai, audi, so f^^tn^ ^it 
„d«ren ni<^t miftbrtachen, darinn Niemands Gerldbtbarkeit 
„Hiiterworffen ieynd, noch der Kayaer in solcheriey Sadien 
„ik ihren liiMd^ odcv Gebteten etwas befelden kan, worin 
„also dtfe Rddhistlttde 9lkh von all^ Reidisstinden dler 
^^anderen Rdcfae unterscheiden und so feren denen, nie- 
„mand, ab €(OTT und deii Regen Vbfat sich erkennenden, 
„Printaen mA Siaüen gteichkonmen.^^ Compend. Jurie. 
PiMiol^3&. JLik* ir. e. XrilL §. 2. 

Vtt>gleleht man nun das ganze Capitel bei Moser, dem 
ües^ ehnehie §. entMbnt M, so siebet man an dra vie- 
len ModifioaHomn Ihies Airfiret^», wie das, was der 
SiArfftsleBer itlfH^^finiU^n der LandeshohM aiifitdit, nur 

2 
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bm kann; dab-^.aber kdttdvnoga eise BegriffAestiinnMiag 
bt, unier die a>e LandcshdMiteii pa&ldi. Oie efauneiaeii 
in der Landedidheit he^rifen^n Befiignisae; milmteli die 
ndsteo äUeren Staatnvchtslehrear chanikteristiieklvt ütreit 
üraprangp und ihren inneren Wefth. Regalien, weleher ^ 
Anadmek auch Ton Klül^er gehrandit. wird. 

Sab wir nack diesem Recht haken , die Landeahohdt 
nur ab einen Oomplez gpewiaser, kaiaarUcher Re^te 
definiren m können^ vp»g auA no^h dadurch gtreehtferr 
lagt werden ) daüb man n«ch in der atlerneüsten Seit aidh 
begnügte, sogar tfe Souvendnitit nieht nu deünircn« son* 
deto. nach Art der Landeshoheit au cattqpooimnt 

. JH. V, de la Confddirat. du JUdn^: Ln dfitt de toMv»' 
rgmiU 9oni ctus de Ugi$l^ou,\d0 jwüdkiion' ft^rime^ 
de boHte poUce , de conseripiien müifaire ou de, reeru- 
iement , et dampft ^ 
oder nach einem TorMegenden Factum abzumessen: 

Art. 14. Prcrsburger Frieden. L, L. M. Af. lea RoU 
de Baviere — jouiront de la plinitude de la SouveraU 
\ iilftf — aiim et de iam^me mamüre qü'^enjeufe^ 

eent L'Sknperemr d'Menmgm et d'Jutrmäe et eaJ4, 
h Ä«i de Prwte. 

Das mub freilbh.rtetsfestgdiatten. werden ^ dafs die 
beiden «rs^ruQ^idien Cktindrecfate: Heerb«ail ufid Qe- 
richtbarkeit nethwctidlge Rechte der L^ndesMMt find. 
Bei dem ailen aber "waren nnd bUeben sie j««ristittBh kai- 
aerliohe Unterdnoi^, «# sdiwnch auch geg^ Abei^d des 
Reichs, besonders nach dtyn west^UUiscben Frieden das 
Band wurde, das sie an Kaber und Reich knvpf^^ Was 
aber die ihnen oadistehendot Iiandsaasen Mßaf , ^q stan- 
den schon sdt Anfang der MnkisdKfi'MpnMddn Prüin- 
ten und Ritter^ ab gleichen Gebnr|»i«cbtes , .wenn auch 
weniger vom Glücke begünstigt und eb«n seit der JUitit^ung 
der Landeshoheit audi die S t S d t e ld$ fast erkennbare, ao s« 
sagen, politische Groben neben den Landnsbohen. Es bt 
bei diesem Yed«ttnisie nbrigena das inm^^iip m behalten. 
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dift '<dte LtttdfltM«! h^lM» g«L grMbcr AmMbmmg alt die 
Landeshohen Ijohaber rogtetlidter' (stlnitzheitlidier) Redite 
sein konnten. 



2) Insbesondere gfej^en die LaftdsasMn tiiid efste 
^ BntetehtHig der Stiiide. 

g. 15. 

. Der. Heeriaiin^ . wddier in der LiMideshohek wie 
bereits erwäbnt, Torba»d«n seiii mnlste ^),. dieses ssit 
dem Lehnswesea so inni^ Terwadbsene Aufgebot snm 
Kriege, dessen FestoteUinig seboti die Legislation Karls 
des Grofsen Tielfiitig beschiftigte, bereditfgte den Lan- 
deshohen , 1) nach alljg;emeinen , lehnrechtiichen Bestim- 
miuigen von seiner Lehnsmannschaft den Reichsdienst sn 
fordern ^^)^ 2) in JKf<|thfaUen obu Kkckiicht auf Lehn«- 
ikfiaPBs alle Landsassea zur Laa^eawehr asifnf^tden» .und 
sie weg<m Kriegsfrolmdea aiixugeheii. 

Österreich. LaD^Recht Art 49: 
,,Wir setzen und gepieten — dafs alle die Rit- 
ter nnd Knappen, die sü dem Land gehören, 
(alM» sieht etwa Ui Lehn« oder DieiittTefhitliiiiateB sam 
LaadaBhoben stoben) — oder die liorr4s ▼•■.4em 
Land '•)» die svaasfg Plant «elta habw» icMclwr 



16) Eichhorn D. BVb ik R^'i^etsjh. $. 399. Dia Tielldi^t 
übertehene , indefs letat tu erkoniteude Spur des Heorbannat 
floheint uns noch in deni in den meisten Parlicalargesetzgebun- 
gen vorlbo'ttiniefBden YarBote autwärtigan Kriegsdienste* au 
liegen. Nach 1750 hielt es 6« D. Struben (Nebenstunden 
in. Nn 18) für nöthig zu deducirea) dafs der auawürtigo 
Dienst erlaubt sei. Wnr sehen wir einmal in der Hand der 
Landeshoheit ein stiürkeias Recht als in der SquTerainitätf je^^ 
doch nur scheinbar, denn der Landetffaol^ haadelta in diesem 
Falle )a in kaiserlichem Auftrage. 

17) U Ftud. 23. S. 2. 40. 52. pr. 54..65. $• 1- ^^c^- Lehnr. 
Art. 67. Schwab. Lehnrecht Art. 115. 

18) Ober diesen Ausdruck' s. unten $. 18. 

2 * 
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üriM mmUM^ IMr ui §!■■• Waffen luiMft 
4«n Uind snr w«r jBiid. wr jsce ^<^). 
Der Landeshohe war nun för didse ihm vom Kaiser fibeiv 
wiesenen Geschäfte hiaieichead entschidigt durch dasjenige 
Reichsgut, das ihm sur B^utiung fiberwiesen wur, und 
•ii welchem die liandedioh^t sehen früh als Pertioeas hef» 
lend angesehen wurde, durch; #b aaUjc^ichen , nutabaren 
Eegalien und durch GerichtsgefäUe. Indessen reichten diese 
Einnahmen schon froh nicht mehc «us und die Landesho* 
hen versuchten, aidi durch Steuern am helfen. .Der all« 
femefaiate Namen solcher Steuern war nun B«de, feiiiio, 
pf'0car£um, bei den Slidten Orbed»» 

Urfc. laML Philipp von Hoheofels befreit gewisse 

Guter et pr^earüM Mieentiiefw , fue vulgßHtßr iVef* 

bede dieuntur e< ab omni onere 9ervt$utU, preenriiw 

,eofi«ttettt4 ftie Jarbide dieuatur nihUommu» re« 

cervam »*). 

Whf Wahlen hier absichtKch diese IMnmde 9um Bewdse, 

wie -dt Ae Bede'sdn mufste; da su der angegebenen 

Zdt schon dne Befrdung von derselben Statt fand , sie 

mithin schon etwas Ungst Hergebradites sein mufste , und 

dafs sie ferner schon ihren ursprünglichen Charakter abge- 

atreift -haben mufste. Obgleich wir namUdi nicht leugnen 

können, dafe uns die Bede entschieden ab Etwas von 

den Landeshohen t^r den Kaiser gefordertes ersdieint, 

ao müssen wif uns doch für Frdwüligkeit dersdben lur 

Zdt ihres Ursprunges ^i^diren, denn bringen wur uns die 

iwiiii....ii ■■ ii..i. *. , w I . .1 I. ..111 »11 n ' i w - ' I I , ■ •* 

19) Senkenbgrg Vit. iur. Gtrm. p. Sil. Vergleicbe im' 

übrigen über ' den Gang dieser Etatwickelung EieKhor« 

E'fgesoh. $. S(Af wo tich' obige Stelle ebenfalls findet, und 

171. Note f. $o wie euch L. H. Lang Historiscbe Entwydw- 

lung der deolseben Steuenrerfaafung , ein Werk bei i^em laidev 

mu. bedauern ist, da£i der Verfasser aus dem «eicben Schatte 

«feiner Beleeenheit i^cbt mehr Beläge aus den Quellen bat 

abdrucken lassen« Traut man auch dem Veifasser alle Gewis- 

' senhaftigkeit %Uf so wäce Autc^sie doch viel wüasobenswextber 

gewesen. 

« fl0) Gud§nus Cöd. Diplom. /. iSS. 
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tlBM^bmg fcs frMtbdten WMfßaam In die Augen, so 
- U^ bk demtelben ueiaßt EnMdtvng: nadi savSrderat gar 
kdne Bereeiitiguiig, roh firei^ Leutoi ^eaern za fordern, 
tmd kann ea tms deslmlli nicht befiremden, dafa auch die 
Laiidediohen iirsprüngUch fir den Kaiser nnr bitten. . Der 
Übergang einer urspHuigHeh freten Qabe in eine Steuer 
bt abef keineswegs abnorm ^). Dab aber die Freiwillig- 
keit ursprünglich der Bede zu Grunde gelegen habie, das 
schdnt uns zuvorderst in dem etjmologi$chen Zusammen- 
hange mit Bitten zu liegen ^), wie solches denn noch be- 
sonders dmrch die lateinischen Ausdrucke: pUitio, prica^ 
ria, oratia, eroffatio u. s. w. unterstutzt wird , dann scheint 
uns aber auch für diese Ansicht da« zu sprechen, dab 
nachdem die gewöhnlichen Beden den Charakter der Frei- 

tl) Statt Tieler Analogien verweken wir auf die zur stän- 
«digen Abgabe gewordenen Königfgeichenke Hincmar. 4e or- 
dim Falatii c. 30. und die Subsidia charitativa der Eeiclit* 
ritterschaft» — Ein Privileg Ton Ulrich von Bamberg bei 
Etcard eorp, Histor. J, II, p. 107, lautet, Dona verOf quae ex 
rädern cella nostrit patribus et nohis dari sdiehtua — perpetuo 
jure retinenda dtlegamus. 

22) Dais Peiitio auch für andere Abgaben , alt gerade 
von Grund und Boden erhobener Steuer gebraucht wurde, zeigt 
•ine Urkunde von 1502 bei Westphalen Rer, CHmbric. Tonu 
' IIL 1750. Dem Kloster Doberan werden geschenkt: In villa 
Malchove triginta tremodia süiginU et ordei — et quatuor marcae 
et dimidia de petitione porcorunu Mine Aufeäblung der ver^ 
tchiedenartigsten Beden findet eioH bei Lang a, Note 19. «• 
O. p, 56. Die dort vorkommende Ihkunde — quod liheri sint 
ab emni naeatione^ quae Ghebot vulgariter dicitur et ab omnibus 
praeeariU^ betrefi^ndy wodurch Lang eine» Zusammenhang der B<H!e 
mit Gebieten darthnn will, wollen wir inirofem nachgeben, 
da£i der Zeit die Bede schon so hergebracht war, daT^ für sie 
das befehlende Wort : vodutto, Ghebot gebraucht wurde^ * 
vdUiresid praecarium die Nothbede (wovon'J. l^O bedeutet; 
donn das et fossen^' wir. im "Gegensätze zu Lang wegeii äer Wie- 
dorholung dey Worte a3» dm n^di^unot^. 

I^aoh Radhart Bayer. LandM. L ^61 hic^Mnoift "B^jfMi die : 
beschweereadtn Bitten der Sltnte i ^ M dtmw. '^ ^ ' < ^^^ ^ « 
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willii^t verienm Mitt mochtan, doch wdn^itaw nmit 
«e Nothiica« (%. Ifi.) *t6pdk dscn «if FreiwiiKgk^ w^ 
»enden Ntmen badduiet wnpite. In einmn dem Ratzebtnr-* 
gisclien Domkapitel vmm BisduiC Conrad ausgestcMten Briefe 
Ton 1288 1ieifat ei: 

it€m^ TuOfH^ t99Hi0ntm iB^i^) v^ peiiiion^m 
(Noihli^d«) ni iionUncß feeerimua vd noairi €ucee9$or€9 
JPpiseojU feeerint , ^imiliter ip$am ah hominilma toUatU^ • 
' 9t vestria uaibua applicetia nön servata nobui portione 
aliqua ht proemhah ^). ^ 

Frühten, Ritteradiaft imd Städte Haben sich nnn rilerding« 
anftngs woU gegen diese Bede Kit erwehren gesucht, al- 
lein es ist ihnen nur dann ToHständlg gehmgen , wenn sie 
sich Tollstindig von der Obergewalt der Landeshohen lösten, 
xa reidisunmitteUiare Rittern und* Städten erstanden ^). 
Wir dürfen hiebei übrigens nie vergessen, dafs wir Rechts- 
verhältnisse einer Zeit entwickdn wollen, die im gewaltig- 
• sten Kampfe sich entwickelnder Verhältnisse begriffen war,' 
und in der sich folgeweise noch nicht mit mathematischen 
Linien zeichnen läfst, n^o hingegen je nach der Lage des 
Kamples bald grölsepe Berechtigung der Landeshohen, bald 
der Landsassen sich zeigte ^). 

AJlein die ebendargestellt^ Precaria eonsueta 
reMdteii nidlt au&, b«i steigender Vermehrung der mit 

£3) Westphul^n B,trim' Cimk'icarum. T«m. IL ^IL^ 
. 9^ Vw^, Dalilm«*m Politik l p. 112. 

^) Der X^riateer kamt wohl sagen, doÜB er» ehe er ti^h 
he^evidert durch Farticukrdarf tellung , vor allem durch Hud* 
haiCte friUier genanntes Werk, dieie« ewige Schwanken des 
Kanipfef üecht deutlich veranschaiaichte > oft genug ver«we|* 
- feUe» die vielen toä Beden, Steuern, Abgeben, .Schutt u. «• 
w. redenden .Urkunden va verrttheii. Sekr fühlbar ist bei der 
Beb#nfij^^g,.d^ vorluegenden SteSes eipe wtüobtige Getöhiobta 
des Deutschen Finan^jur^ieiiaj >die JülaWsialieo lind vcm dCMehiv 
U9 Mt^I^A&iWEI^iSiUXmaMa ^Portw^QMhgtatmiiielt, dllein 
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äaXüftf ttm so gaamim Btattitaggabeii miiGileii die Lan- 
Aedhohen^auch auf andere St^aern riiinen. Der allgemeiiiste 
Namen der des Endes neu aufkommenden Steuer war 
Nothbede, weil ne nur in NothfsU^ ursprunf^ch ge- 
wahrt wurde. Dem Ursprünge nach scheint uns die Bede 
Ton der Nbthbede sich wesentlich darin xu unterachei- 
den, dafs erstere dem Reiche, letztere dem Landeshoben 
als seinem gewährt wurden, wie wir unten zu beweisen 
suchen werden , und dafs im Verlaufe der Gesdüchte aut 
^raterer die Ton den Reichsstaatslehrem sogenannten noth- 
wendigen, aus letzterer die freiwilligen Steuern ent- 
standen. (S. §. 26 ) 

Wir machten bereits Im Torigen §'n darauf aufmerk- 
Mm, wie wenig angemessen es der germanischen Ansicht 
von der Entwickelung des aus freier Gefolgschaft entste- 
henden Konigthumes war, Steuern von freien Leuten zu 
fordern, wennn sich daher schon der Kaiser in Fällen, die 
nidit durch seine beiden Hauptrechte. Tollig gerechtfertigt 
waren, Teranlafst sah, um Abgaben, die er von sehien 
Rdchsstanden verlangte, besonders lu bitten: 

Edieium PMüppi Ronumormm BagU pro Suhddio Terra» 
Setae. 

1207. 
Sah ha» aißiem formm eUemötinu^ etm Prindpi^ 
€onvemmu8 ut per emguUu Imperii prevkuda» de quoU» 
bei aratra FL denarii peraotvaniur.^ In eingulte etiam 
eiviiaUbue fuUibet meremior vel alierine affieii eeu o^tif- 
eunque fuerit hämo propriae kmbene medee Ü. denarioe 
peraohai 
oder auch sich rerersirte, dafs er solche Abgaben <^ 

als gutwillig gegeben anerkennen ^olle: 

■ " ■'■'''■ ' " ' ' I .1 . I. I. ■ 

26} Lang a. a. O. p. 97. bringt irrthümlich die Noth- 
bede mit der Noth wendigkeit der Soldtruppen zuiartimeiiy 
denn für das 13te Jahrhnndert Ifirst'tioh dieses schwerh'ch be- 
weisen. Ob ihm vielleicht die durch den Reichstagssoblüfo 
Ton 1427. g. 45. beim Abkommen des Ritterdienstes eingeftibrte 
Reiohssteneir snr Besoldung der Reicbscontingeute Torge- 
schwebt bat? 
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Tatort vtl a Regt Aquk (Aachen) eon$iiiutu9 ad qlifuid 
dandum imperatori vel Regt compeltat, niki quantum 
ewet JquenseM de sua bona voluntate voluertnt '''), 
•o waren die Landeahohen um so mdir in der Lage wegen 
aufserordentlicher Abgaben, derentwegen sie ihre freien 
Land Sassen angingen, zu bitten; denn ein Recht PrI- 
lat^i , Ritterschaft imd Stidte mit der r^othbede anzuge- 
bell erkannten diese weder för ihre Person noch filr ihre 
TAeghafteii an. 

Urfc. Ton 1898. Wie Bernliard nnd Heinridi tob 
Brsonschweig «chant, noch jemandt Ton anieretwe- 
gen nenerley bede oder schattiinge setten, edder 
don» np unsere Herschap undertatten (Landsatten) 
noch up eren Guth samend edder betander, uthgesproken 
unsere eigne Meyer und unsere eigne Lfide ■*)• 
Urk. 1460. König Chrtsthm I. Terspricht Prälatan 
and Rittern Toa Holstein: 

Wir unsere Erben und Nacbkonimen sollen iui4 
wollen auch keine Seh atsung oder Bede legen auf 
die Einwohner dieser Lande (also nicht blos Aim 
Landsassen) sammt nnd sonders, ausgenommen 
unsere eigne Bonden und Lausten (Dienstleute), die 
auTersetst und unrerpfSudet sind, ohne freundliche 
Einwilligung und Zulassung aller Rdthe und Blanb- 
Schäften dieser Lande geistlicher und weltlicher **)- 
Winrde nun von den Lan^assen del* Wunsch der Lan^ 

■I ■ , ■ I ■ » r ' .1 

27) Verfolg der handvesten van Njrmwegen en an»- 
dere onuitgegevene charttrs, Nymwegen 1789. p. 9. . 

28) Findet sich bei v. Low Gesch. der D. Reichs- und 
TerritorialTerl §. 60. Not. 45. Bei • der grofsen Abweohselung 
der Namen, welche die Urkunden für Bede und Nethbede 
promiscue gebrauchen, scheint ixns doch Bede hier die gewöhn^ 
liehe Bede und schattung die Notbbede zu sein. ^ zeigt sich 
also auch hier ein Beispiel, dals" die Bede keineswegs immer 
nothwendige Abgabe geworden war. — DaTs übrigens auch 
die Städte die Freiheit genossen, welche den Untersassen 
an 'unserer Stelle eingeräumt wird, darüber s. S trüben Ob44. 
Jur» Germ, Obts, Deeas IIL $.3. 

29) PriTÜegieu. der schlesw. holstein, Rittarschalt tt# a. w. 
▼on Hegewisch und Jensen p. 47. 
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daAokfii «rftBl) so gasduk totöet anr g^^ mudrSdc* 
UAftM Zi^eftibidiiUfi, daTs es frdwiUlg sd, dab «s Titf- 
ibergelieDd sei und gegen besondere Bestttigang der Pri^ 
vUegien^ 

Urk. 1293. Herrn. JolMum I. Ton Brabtnt TertfrUht 
den Städten: 

— et est assävotr^ he Usiis graee et hontdi, ke ü 
nouM otit fttht de leur volontei, et e^eat au$n , nöuB 
ne posvoii«, ne vouiem» traire a nmUe mtagef cor mou9 
eafiitaont fue nul droit nou9 m avoiu^ «1 aootr de* 
pont, et eonüaons nuui he de leur volontde ei pur0 
graee Ü le nous ont donnest *<*). 

Urk. 1263. Die Henöge Albrecht und Johann Tan 
Braanschweig „muttie debitta gravati'* haben die „di" 
lectae burgeruee^^ Ton Lüneburg „ei alioe bona in 
eaUna nostra ibidem habenteg'* am „quatuor miarea9 
puri argenti de tingulia aartaginibue*^ angegangen nnd 
dieee Beisteuer erlangt , dafür Terspreehen sie „Net eia 
Seiaeeps pareere volemtee taiem — ^oneedMitt« Ii6erf»- 
tem, fttodtt Nobie tl^tU» ioeumbat neeeetitae ialie peti^ 
iio mve esaeiio, kaeienue inaudita, eontra ipaoe nee 
per HO» nee per noeiraa fratree aitemptabitur mtta 
modo »»)• 

Urk. Ton 1802. auf dem Landtage an Sehnaitpacli 
versprachen die Plalsgrafen Toa Baiara t 

„Dafs wir nnselre lieben, getreuen Graven, Freien, 
Mitleuten nnd Edlen — ; — die uns sn diesen Zeiten 
durch ihren getreuen Willen mit einer gemainen Vieh- 
stener, die sy uns lu nehmen erlaubt haben willlg- 
* lieh und gütlich zu nehmen Ton ihren Leuten — 
geholfen haben** n. s. w. nnd. anm Schlüsse «rmfich- 
tigen die Pftilsgrafen aum offenen Widerstaade , wenn 
sie diesem Reverse zuwider handeln sollten, ,,daran 
sie nit wider sie [die Plalsgrafen] gethaa,*« bestäti- 
gen somit das Fehderecht ^*). 
Wk sprachen niii sahon oben die Anstellt ans, dab 
* I ■ '' ." ' ' ' ' 

dO) Ernst Histoire du Tiin-itat de Brabant p, 198. 

81) Steffens Gesch. des Hochad. Hauses von Camps auf 
Isenbüttel p. 280. 

52) Bergma«» gamrkilndaia Catch, van Mttnnhan. D<h 
cum. l^r, 45^ 
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sich die NotlAede f ornigsirdfle fi^ das Interesfe der I^g^ 
deshoben ausgebildet habe, dies. zeigt aidi aun theib 
schon aus den mltgetheilt» Urkunden, es wird aber noch 
klarer, wenn wir. die einzelnen Veranlassun^n. nachsehen 
bei denen die Nothbede be/^dirt wurde. Als solche Ver- 
a^ssungen können wir auflEuhren: 

1) yerschuldung der Landeshohen., besonders um Yer- 
pfiadung und Veraufserung der Domainep zu Tcr- 
hüten. 

Urk. Ton 1268 oben dieses $. 
Mehre Urkanden unter §.89. 

2) Loskaufung aus der Gefangenschaft und Hülfe bei 
. Privatfehden ,* wo rechtlich nur die im Lehnsnexus 

zum Landeshohen stehenden Verpflichtet waren. 

(Schlachtbede.) 
Urk. 188a 
We Bernd und Henrik Ton Gades Gtoadea Hertiogen 
9 la Bmnswtk ond to Lnneborch bekennen openbaren 

in dessen brefe Tor ans un unse erven, dat wie de 
beede, de unse mannen, 4e se nicht pflichtig 
sind, Tom rryen wiJl^kore uns Hertoge Bernd 
to unser Ten gnisse to hälfe gegeven .hebben , Ton 
unscn mannen nicht mehr bidden willen, ^nd de 
rot neyn recht oder wohnheit mehr hebben willen 
und we und unse erren scuHet nnd willet unse manne 
und ere erven hy allen rechten und frjphett laten, 
dar se by unser vorfahren by west sind, wante an 
andussen Doch >*). « 

Urk. Ton 1412. Auch sind sie uns keine Bede zu 
geben Terpflichtet, aufser wenn Gott will, dafs wir 
unsere T6ohter ausstatten und sie einem Für- 
sten inr Ehe geben, nach Rath unserer treuen Rath- 
geber des Landes Holstein , oder welches- Gott Terhutif, 
dafs wir eine Hauptsebltcht auf dem Felde 
verlören; au diesem iwiefachen Behufe sind uns 
die Holsteiner verpflichtet , nach Gewohnheit von ei- 
ner jeden Hnfe , die von Bauern besäet wird oder von 

SB) Hoff maitn ^awuilimg ungadräcklt» NaeHrichten u. 
s. w. P. 1. p. 806. 
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Borgern lieü S^iUä^ PPtantg «u gelwo* bben de 
uiM öftere B^disn. bewilligt uiid ireiter Folge ge- 
leistet (als der Reichsdienit erforderte) , das haben 
sie nicht Tcrmoge alter Gewohnheit gethan oder Ton 
Rechtswegen,**). 

3) Wena di« Tächter der Landeshohen ausgestattet 
werden sotiten, was die eben angeführte Urkunde 
entiiüt Bei* geistüchen Landesfaohen konnte dieser 
Fall nicht ^rkomnien , einen Ersatz bildete die 
Steuer pro felici adventu, weiche sie bei ih* 
rer Wahl in Anspruch nahmen ^5). ♦ 

4) Bine ai^re Veranlassung war das mit yielen Kosten 
Terjiun4l3ne Beziehen des kaiserlichen Hoflagers. 

Urk. 1232. Graf Wilhelm Ton Holland ertheilt der 
Stadt Gertrnydenburg das Pfivilegium : Come$ vero 
»i'Curiam Domini Imperatoria aggrediens pon^ 
Um apud majua Trtgeetum tranaierit, vel ai in guerra 
eapiU9 fitetit, C aolidoB Hottand* peraolvant **). 

Urk. Ton 1259. Bisehof Gerhard von Bremen Ter- 
sprach der Stadt Verden: Non gravabimua eo$ in 
dliquibua, niai Jorte in proprio peraona ire ad Curiam 
' noa eoritingat, vel etiam nobia et eccleaiae noatrae ta- 
lia incumbat neeeaaitaa, quae eanonicia et miniateriaU- 
hu9 no^rif' evidena ait et mpia et ttmc tenebmiitir nobiia, 
Becundwn auae poaaibiKiatia emgentiam avbvemre *''). 

5) Endlich können wir noch hier die Veranlassung 

84) Privilegien der sohle« w. holstein. Kitterschaft p. 1— 5. 

S5) Staphorst Hut, eccles. Hamb. IL 589. 

3^) Matthaei Annales Egmund. ^, 199. 

S7) Vogts Monunu Brem. L 254. "Wir können es nicht 
unterlassMi, beiläufig auf die interessante Gleichmüfsigkeit in 
i^ Entwicklung dt« englisch en* Staatslebens, auf merksam tu 
machen. In den Statutis y in quihus Angliae totius Regni comi" 
lia ordinantur von 1045 heifst es: Rex non solebat petere auxi-^ 
lium de regno suOf nisi pro guerra instante, vel ad filios 
suos milites facie.ndos (was auch in Deutschland ▼orkommt ; 
hrandMihurgischer Vergleich von 12dl hei Gercken Cod. 4S^. 
ikandmb.'ILSSk) f vel^tid.filiafswista mo'ritandat et tunc 
d^mt Jntjusainodi. Muatüim. ;r«tf sn plmo^pm4ummai^ Atheri 
SpiciUg. Tom. 12. p, 570. 
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Ffir diese FaHe und fEkr die des Reiches wegen «uge- 
ichriebene Steuer (woTon das Nähere in §. 26.) eriLanntcsn 
nun die Landsasven im Wege' gütlicher ÜbereiBkunfi die 
Verpticbtung an l^ bexahien, jedoch nur bei ihrer BBi- 
■prache. Das, was, die drei beTonngten Landsassen für 
sich bewilligten hieb: Anlage«, das was sie £nr ihre 
Hintersassen bewüiigten: Landstener^ 

8-17. 

Nur ba Wejge der Unterhandlung wsr es den Lan- 
deshohen möglich, ihre Landsassen siun Geben der 
Steuern zu veranlassen , der Kampf hat aber nicht immer 
den friedlichen Gang genommen , denn die direi bevomg- 
ten Landsassen hatten d^ Landeshohen gegenfiber nodi 
dn wicht%es Recht, nimlldi dl» der Waffen. 

Dies^ alte ^) Recht des Deutschen Freien, nch lu 
eignem Schutze zu bewajBTnen^ das schon Karls des Grofsen 
Capäuiare Ton 805 auszurotten strebte, erhielt sich trotz 
Tieifaeh wiederkehrender Verbote noch viel länger, so dafs 
nicht allein in dem Reiehsabschlede Friedrichs I. von 1187, 
im Sachsenspiegel (1215 — 35) und in der goldneti Bulle 
TOn 1356 Ton der Fdide als einem bestehenden Keichsin- 
ftitute die Rede ist, sondern dafs eigentli<^ erst der 
ewige Landfrieden von I4t96 , somit der Ausgang des Mit- 
tebdters, als factische und juristische Beendigungszeit an- 
gesehen werden kann ^• 

Das Recht der Waffen erhielten sich nun vor al* 
lern die Ritterschaften; auch die PriUaten nahmen es troti 



38) Tacitus Germ, C, 21. 

' dB) GelegenUiclie Bemerkung': Für ein Kind der Fehde : 

Das Duell Ut ja noch kein ewiger Landfrieden nnd kciä 

Reichakammergericht ge£anden. Ltedesgesetze haben hiar.aii 

der Sitte einen ebait^o. sähfo Faiadgaluadtn, ds dMdematti 

• Landetfrieden. . '>'•' 'Mo/* 
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V«biil»1ii AmpraA^O- IMe Mdte alngtai 
da« dem Waffemreidite enteprechende BefettiguHf ti« 
r««iittt). 

Dab die dnd La&dsuaen ddi man dieses ReAtee 
niriit seiteil fege» die IsiideslMdleii und besonders bei de« 
rtsi flnanaieBeii ZanarnOxangen bedienten, das bedarf keiner 
Berlegiinf , dena doreh das ganse Hittetalter riehen ja dia 
Umpfe, die aas diesem Beweggrande entstanden, b den 
»eisten swisdien Landeriioben nnd Landsassm gesdUosse* 
nen Kndalssen ist besonders ansgesproeben , dals es der 
Mnteren Recht, ^ f flidit sein ainsse^ gegen den band-; 
brfkdiigen Lttidesholian sieh anfsuidmen **); ein belehr* 

40) Die Geschichte sä^lt uns der Beispiel^ von kampfrCi* 
•tigtH Clerikeyn g^nttgsam «nf. In einer Urk. Ton 1029 heifst 
es — qtäa praefatus Ahhas jam ssrux €0nfeetia, eommodß im« 
Hi -<^ militia$.S€rvir£ ncn pcUrau -* Urk. IIX^ fidüU 
namr Benngazw mdelUtt Äbhas S. Mßxifjuni de Trevetrif ultra 
mont€t nos (Henricum V,) prMi^utus. , Zy^llet Dtfau. ÄbhüU 
Imp^ S. Maxim. P. IIL p, 30 — 51. 

41) 1S41 wurde durch CompromiXii in Sachen de^ Abtef tn 
Fulda wider die Bißrger daselbst erkannt; y^Ez mBgen auch die 
Bürger von Foulde inteStadtmiiren und Graben boueren nnd 
vetten, alt sie dunkel, dez iz in Noltdurft si^. ans gegen die 
Burg." Schannat, Cod, prob, HUu Fuld, p, 247. 

1378 vergliöh sich der Abt und die Stadt Hirschfeld dahin : 
,fdafs der Abt und die Münche b«i 24 Schuhe an die Stadt 
bauen sollten nnd daXt die Ton Hirschfeld aollten Mauern und 
Burgfrieden bewahren und bestachen.^ Chron, Thun' et Hoii* 
bil Senkenberg SeUeta Jur, et UUt, /2X. ,412« 

1361 ertheilt Karl IV. der S^dt Heilbronn das Recht: „Ha- 
ben von unseren tondem kayserlichen Gnaden und auch mit 
kayserlicher Macht jh die Gnade gethan nnd thun auöh mit 
diesem Briefe, wer sie angreife und schädige wider Roeht^ 
daAi iie sich des wehren mögen und ftuek die wieder angrei«> 
fen und sehädigen,. die ihnen das gethan.*' Lünigs Rsicha- 
archiv Pars. spec. lont. IV, P. 1. p. 889.' 

42) Sutt vieler Beläge verweisen wir auf die Ottoniani- 
sehe Handfeste, die Grundlage der iMrfeHacJien ttaodischen 
Rtebte, von ISll abgsdr. Semmlnng der bajer. Freibeits- 
briefe 1779. 



Digitized 



by Google 



Httdes BdfiilQl giebt tOm iU W^^äaUM^bAm Qe- 

So standen Landesh^^he und Limdsassen geg€iiib«% 
kdrfer .^oUte freiwillig dem uidflni. ibchgebeB und gingen 
non am Ende des Kampfes dfe* lianilefliiiibQn * dit eihor 
Summe ton Rechten herror, die ilmendeii Üftcf^g(ang wn 
▼oliigen SouTbniniti&t esleidUerte.^ sb^JiMttn. sich ^ Anderer 
Setts jene drei berontugtcn IiandsaH«i:''diir«b 'den Kamtit 
eme so selbstalindige SteMnng gew ori ne n ^ idtfa ihnen ittcJm 
der Name Stände merüieiit wurdet di& -lybi^^BeiNU- 
kemng aber, um so nn «igen, politjscher Redite 
ginclich darbte und nur dfo Lasten dcg «Sendtdien Leb6nfl 
trug. ,,Feinde und Krieg gehet iiberdie armen Leute auf 
dem Lande y Herren und Städte haben 0irea Nutzen da- 
tob'' «3). ■ . ■ . 

War für diese Stände das Waffenrecfat nothwendig, 
um das Mafs ihrer Unterwerfung unter ^ Macht des 
Landeshohen damit festzustellen, so war es anderer Selts ■ 
ein so integrirender Tlieji .ihres Wesens, dafs nach Un- 
tergang 'desselben Standeserhöhung keineswegs eo ipso 
Landstandschaft herbei führte, und später entstandene 
Städte nicht Müglidder der Landschaft wurden **). — 

Wir sind zu sehr gewohnt, dem Ausdrucke Stände, 
Landstände, imsere heutigen Verhältnisse im Auge ha- 
bend, eine deneii ähnliche Bedeutung unterzulegen, vor 
der nicht genug gewarnt werden darf. Bei seinem ersten 
Auftreten will dieser Ausdruck wdter Nichts sagen, da 
dafs eben zunächst dem Stande der Landeshöhen sjch auch 
noch andere Stände entwickelt hatten. Es wurde dieses 
Sactom nun an und für sich etwas durchaus gleichgültiges 
sdn , wenn nicht eben diese Stände {ordineg -* Aats) mälig 
durch Zusammenschmelzen lu dner Corporation politi'* 

4S) Lessneri Dasielsche Chronik. I#. //. c. Iß. fpi. i^. 
44) Oarlsguag dor twuchcn dem Durchlauchtigttan Hsnoga 
Carl TOn Braantchweig Lüneburg vu t. w. 1829. p»6. 
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•«be RediU^ wenn mm diM^ilso^iriU, orwpiJben^UUliui, 
^ die Landesholieil; hinderteo SouTerainität za irerden, 
die, wenn «udh zn einem anderen endli#»A Ziele, dodi 
nrsprun^ch mit der Entwickeliing der Rdchsstände parallel- 
len Ganges gingen. , 

Nennen wir die Stande ietwa Theile, was eigentlich 
dasselbe sagt, denn die aufser diesen- Th^en yorkom- 
menden Landsassen nUnorum gentium können sich, ja nach 
damaligem Rechtsbegriffe ^ nicht mitzahlen (Noa numeri 
sumu8)y so erldchtem wir dadurch vielleicht die Auffas- 
sung *5). 

Also erst das Zusammentreten giebt den Ständen die- 
jenige Farbe, welche für unseren Vorwurf des Bemerkens 
würdig erscheint^ denn dafs ein jeder Stand das abweiset, 
wozu er sich nicht Terpflichtei^ erachtet ,, kann doch nicht 
als etwas Eigenthümliches aufgeführt werden. 

Nach den bis jetzt vorliegenden Untersuchungen ist 
die ilteste Vereinigung aller drei Stande die münsterl- 
sehe Einigung von 1346. Die bei Rudhart I. 53. 
aufgeführte Vereinigung der drei Stände von 1307 war 
nur eine sehr vorübergehende, denn schon 1311 sehen wir 
die Prälaten ihren eignen Weg gehen (I. 63.) und erst 
1394 treten diese dem früher' bestandenem Bunde der 
Ritter und Städte bei. • , 

Haben wir nun das Auftreten der einzelnen Stände 
gegen die finanziellen Anmuthungen der Laudeshohen als 
eigentlichen Grund der Entstehung des Institutes der 
Landstände angeführt, so wollen wir damit nur ausge* 
spf ochen haben , dafs dieser Ursprung als ein nothwendiger 

45) Wie sehr in unserer Denkweise itelbst die historische 
Erinnerung verschwunden ist, das zeigt sich in unserer Be- 
nutzung d/e9 Worte« Stand. Wit sprechen Ton höheren und 
niedern» von Lehr, Wehr, Nähr und Zehrständen, und dia 
neueren französischen Reformisten dringen sogar auf Repräsenta- 
tion der einzelaan Profession und sprechen von d^m ^loi des 
eotdonniers. 
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■Idit mbet Terabred«! woltea, dftTs aueh nodianiet« M^ 
ttorbc^e iüiläMo Auren Eüiflaf» Msgef&U haben. 



Viertes Caj^teh Fernerer Grund zur Entstehm^ 
der Ländstände« 

§, 18. 

Sahen wir im Torhergehenden, dafs besonders der 
Heerbann äe Landeshohen veranlafste, Steuern lu Ter* 
langen , dieses Yeriangen aber die Stände ins Leben rief» 
■0 ist anderer Seits auch die Gerichtbarkeit für deren 
Entstehung nicht ohne wichtigen Einfluts geblieben imd 
gab ihnen diese namentlich ^enes unbestimmte Mehr^ 
in deren Besitz wir dieselben bei ihrer Tollständigen Ent- 
Wickelung sehen. 

ZuTorderst |nachen wir auf die germanische und hin- 
reichend bekannte Art und Weise, Hecht in concreto y^ 
sprechen , aufmerksam. Der die Gerichtbarkeit eigenthüm- 
lieh oder lehnsweise innnehabende Gerichtsherr ordnete 
nur die Formalien an imd führte den Vorsitz, die mate- 
rieBe Entwickelung war Sach^ der Gerichtsbeisitzer, der 
Schiffen. Ist nun dieses Auffinden und Weisen des Rechts 
in casu concreto eine bekannte Seite des germanischen 
Rechtswesens, so sind wir auch femer der Ansicht, dab 
auch das Recht ux abstracto unter gleichen Verhältnissen 
entstand , mithin die Legislation der Landeshohen eines * 
Theils in der GerichtbariLeit seine Wiege hatte, andern 
Theils aber auch ihre materielle Einwirkung eben so ge- 
bunden war, wie bei Ausübimg der Gerichtbarkeit ,Ja 
die ältere Zeit hielt deshalb fiiriadictio und IhteHae legier 
kaipa keiae«wegB fftr Tersdüeden*^). Das Judicium üpi-^ 

46) Si hieHiber unter andern St rnben Nebenstnnden IV. 
AbhdL 22. $. 15. 14. 



Digitized 



by Google. 



- ^ - 

parhrnt fluid erst «pMer Mttt ^ Eben deshaft- düffen wir 
uns nicM wundern, in älterer Zeit bei der Gesetggebong 
der Landeshohen von Einw.iliiguntg dar Stande so hd-, 
'ren. Als das römische Redit eindrang und den Rechts- 
sprueh in hypothesi in die Hände des geldu^n Richters 
brachte, da suchte der Inhaber der Gerichtbarkeit auch 
bei der Cfründung des Rechts in thesi dessen Hervorbrin- 
gimg für sich, und seinen Rath zu gewinnen, die Mitwir- 
kung der Stande möglichst abzuschwächen ^) und ein. 
neues Regal für* sich zu gewinnen , womit sich sehr viel 
ausrichten liefs, das aber in der ursprünglichen Stellung 
der Landeshohen nur secundär lag. 

Wenden wir uns nach dieser Vorbemerkung zunächst 
zum Beweise des ersteren Theiles, daCs die Stände beim 
Entstehen ,des Rechtes in abstracto theilnehmend waren 
umd überlassen wir den andern Theil einer späteren Ent- 
Wickelung. (§. 31.) 

Schon oben (§. 11.) erwähnten wfr gdegentlicli . der 
Placita^ So \A^ die Kaiser ihre Reichsrathe hielten ^), 
80 mnfsten anfangs auch die kaiserlichen Beamte* Pro vi n- 
B i a 1 r ä t h e halten. {Placita prouinciaUa ^ conuentua pro^ 
ifinciaies, oonUtia^) 

Ceteru vero meMtbus unu$quUqiM eomitwn pläcitum 
nutm habeat et justitias fadat. Mi$$i autem nostri 
quater uno mense ei quhtuor loci» haieant pldcita »ua 
cum Ulis eomitihu», quthue congruum fuerii, ut ad eum. 
lociifn poatint convenire ^^). 

- ■ ■ ■.■■■. 

4^) DaXs das Verhältnifs zwischen Kaiser i^nd Reichss1;än*> 
d^n ein ainleres blieb, lag iium Theil eben darin ^ dals es nicht 
gelingen wollte , dieses Verbältnils in das Römifohe Ö£Fentliche 
Recht einiuzwängen. 

48) Wir machen uns hier absichtlich ein nicht quellen-- 
mäTsiges Wort, indem wir anmerken müssen, dals das für die- 
ses Institut gebrauchte Reichstag ebenfalls neueren Ursprun- 
ges ist, und man leicht geneigt istlettterem Worte eine moder- 
nere Bedeutung untevsulegen. / 

49) Capit. Ldbr. III. G 85.. 

3 
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Ulli. nSI». (Frkt^rfm» mtSmfkieO fa fmklieo 

^ pl,acttOy locQ^\^ui dkitur kunfige^tuklj cum Omni- 

bus principibus Sueviae ^^). 

ürk. 1246. [Graf Wilhelm Ton Holland] cum magna 
deliheratione hominum tneorum nohÜium etflddium ^ ^^ 

Urk. 127S. — prehabito eonnlh mmißteriaUum ^n08ir&' 
rum et eonfmuu ^') (nämKch bei AHtff^UiQg einer Burg). 

Urk. 1259. Rudolf Landgraf Ton Elsaf» qnd seine 
Brüder verkaufen dem Abte von Weddingen einige 
Ortschaften — — secundum consuetudinem provinciac 

* super hoe adhibito unito n&n solutn nosiro verum eiiam 
vasaallorum et ministerialium eonsiHo et eonsensu pvr 
blico &»)• 

Urk. 12d^ Herzog Ludwig und Stephan Ton^Bayem 

* verkaufen den Flecken Rumannsfelden] an'^das Stift 
Allersbach de communi eonaenau, praehdbita etütm de- 

f liberaiione dÜigenti et aolieita noatrorum nobüium et 
baromam *♦). 
Wie min die angeführten Urkunden bereits zeigen, 
wurden diese Placifa nicht aliein zur Beilegung von Si^^- 
tig^eiten, sondern auch zur Besprechung und Vereinigung 
über die verschiedensten Angelegenheiten b^iutzt Es war 
aber nicht etwa blos ein Recht der Herzöge und Graf^ 
ihre Landsassen auf &nplacitum zu berufen ^ sondern auch 
eine Pflicht wie das oben angeführte Catpitulare beweist; 
und dafs sie in Hinsicht dessen, was sie auf dei^ Placitis 
bestimmen wollten durchaus an ihre Landsassen gebunden 
waren, sagt der Wormser Reichsbeschlüfs von 1231. 
Es wird gefragt: 

Si aliquia dominorum terrae aliquaa conatitutionea 

vel nova Jura facere poasit melioribua et majoribua 

terre minime reqmaitia? — darauf wird beschlossen 

Ut neque Pfineipea (die Hersoge), nee alu quilibet con- 

' flitutionea vel neva Jura facere poaaitit , niai meUerum 

60) Herrgott, Tom. IL p, 196. 
51) Mieris L tSS. 

5i) Sattler Gesch; von Wiirtemberg. Erste Forts. BerL 4. 
58) Güillfnann Hahspurg, Pf*Sti. 

54) V. Krenmer Anleitung %ür »SHeren ^enntoilsder 
bayer. Landt. im M. A. p. 117. 
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et ntqf drum tepre cofMenni« primitw häbeaiur; und im 
Landfriedea toh 1287 §. 49. heifst es: Was aach die 
Fdrsten mit ihrer Landesherren rat geseczen und 
machent diesem Landfrieden zu Besserung und zu Ye- 
^ stigung, das mügen sie wol tun und damit prechen 
sie des Landfrieds nieht. 

Es liegt auf der Hand, dafs &iedurch denjenigen Land-' 
fassen, welche* zu solchem Raihe berufen! worden , und das 
waren zumeist dieselben, die wir als den finanziellen Zu- 
inuthungen des Landeshohen sich entgegenstellend erlannt 
haben, eine sie wesentlich über die übrigen Landsassen 
erhebende Stellung ertheilt wurde, welche vorzugsweise dazu 
beitrug, äeabStan^e auftreten zu lassen. 

War es nun aber der Landesherren Pflicht der 
Landesherren Rath zu vernehmen so ist anderer Seits auch 
SU bemerken, dafs den letzteren auch die Pflicht oblag, 
den Landtag zu besuchen ^) ; doch wog hier das Recht 
über die Pflicht und ein Zwang , den Landtag zu besuchen, 
möchte sidi nirgends nachweisen lassen. 

§19- 

So glavben wir beide anscheinend hu Conflicte stehen- 
den Erscheinungeii . Zusammenberufung zum Be|- 
rathe und Aui(treteB zum Schutze eign^ Rechte ver- 
einigen zu können. Die Landtage sind' der Punkt, auf 
weichem beide sich . begegnen und hi eipander verscbmel- 
flen. In der entstehenden Landeshsbeit haben beide ihre 
Wiege, dann reichen sie sich die Hand, um als das eigent-' 
liehe Institut des alteren atiHidisdiea Wesens eine neue 
Thitigkeit zu bilden und ein nen^ Gtt»^ h\ der Kette 
der menschlichen Gesellschaft^ zu werden. 

Diejenigen, welche in modernen Andchten befangen 
.eine „von uralten Zeiten gang.nnd*g^,e gewesene National- 
.vcriretimg^^ dea Ständen ab Baus untersduebea und dieses 

5£() S. ob«a S. 11. SokwBlitiHsiegel (_Stnkfnb.) Art 43. 

3 * 
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aus der Geschichte herausdentehi mochten^ finden yieileicht 
in unserer Aufikssung von den placUis dne yermittelnde 
Ansicht. 



Fünftes Capitel. Von der Stellung der Stände zu 
dem Landesherren. 

§. 20. 
Nachdem wir nunmehr gesehen haben, wie neben ^den 
Landeshphen die drei bevorzugten Klassen von Landsassen 
zu Ständen erwuchsen, wollen iw die rechtliche Stel- 
lung derselben zuvörderst gegen ihren Landeshohen 
beleuchten. 

Sind nach der in d^ vorigen § §'en enthaltenen Dar- 
stelliuig Landstände diejenigen Landsassen, welche zum 
Schutze, so wie zur Ausdehnung eigner Redtte in eine 
Vereinigung treten, so dürfen wir nun von der andern 
Seite nie vergessen, dafs hier nicht im heutigen Sinne 
Unterthanen dem Regenten gegenüber stehen. * 

Als schon die Macht , der Landeshohen einen solchen . 
Grad erreicht hatte, dafs sie faclisch von der Souverainitit 
nicht mehr fern lag, wurde dieser Grundsatz von den ho- 
hen Rdchsgerich^en stets anerkannt. Irrungen zwischen 
der landesherriichen Rentkammer tind jedem UnteHhanen 
aittd reine Justizsachen, alldn die Rechte der Landstände 
gingen wdter: 

ReichshorraUisJttiitM 19ton Oct 1124 tit esa IMTecklen- 
b«rg. lUtter rad Landschaft etra Her«. Ton MeckUa- 
bürg: Werdep Jutoritate Caesarea die 5 Meckienbar- 
gisdien CoUegia daliin bedeutet, dafs die Färstl. 
Rentcammer in. Zukunft weder einiger Rechtssachen, 
noch auch einiger Jurisdiction über die ron der Rlt- 
ter- und Landscbaft sieb anmalten, eondem ^evoa 
ermiBldter Rentcanuner 2eithero wider selbige unter- 
nommenen Befehle gänzlich aufgehoben seyn, dage- 
gen, wann sie,^ die Renteammer, oder «onat Jemand 
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viitr Scr t«» dor .RHtar omd LandtelMilt sa kltgc« liabev, 
•olches allein bej denen kq ^dinmf«tratton der Jostils 
im Lande rerordneten Judiensj all denen bey der Ja* 
■tizcanzley, oder aber dem Land nnd Hofgericht ge- 
siemend anbringen, und daseltmt der Sachen rechtli* 
eher Erörterung gewärtigen, hiemftchet, die Ffistl; 
Bediente nyd Beamte, wann sie ihrer anbefehlene« 
AmtsTerriohtnng halber oder soneteuTor gedachtem 
Land nnd Hofgericht m prima imtanita, belangt wur- 
den, eich daselbst einzulassen and zu antworten 
schuldig seyn sollen ^«). 
In der letst«n Wabh»pS*rittk>n XIX. §. 6. wird das Klag^ 
recht der Stitode auscbilckUcil anerkannt nnd wenn hier 
auch der Zusata vorkommt, dafs auf Klagen der Unter- 
tiianen oder Lan&chaft Tor dn^ordertem Berichte nicht 
deferirt werden s<rfl, so worden ^dennoch o|m^ erstattete 
Berichte Contumagialmandate erinsen, mithin eingeräumt^ 
dafii dergidch^ Irrungen rdne Justianachfen sein. Häberün. 
Staatsrecht IL §. 204. 

Obiges ReidishofraHisJudlcat zdgt aber lugleich, dab 
so wenig von einem blofsen Rechte der Beschwerde, als 
Ton einem Klagrechte der Untetthanen gegen die, die 
Landesberren in flnansdett^ Beifidiung vertretenden, Be- 
hdrden, wie es noch bestehet, ledif^kA dk Rede war, 
sondern von einenii Klagrechte über. eigentliche Soureraini* 
tätsacte,' wie das heutige Recht sich ausdrucken würde. 
Deutlicher können wir diese Behauptung belegen durch 
ein Sinderes Rdchshofrathsjudicat 

Beichshofrathsjndicat rem 9ten Oct 1121. 

„Dafs ohne -der Ritter- und Landschaft Yorhergehendo 
Einwilligung in denen Landesconititutionen etwas, so. 
derselben PrvoiUgiU , LandesTerträgen , nnd Herkom- 
men, denen Reichssatznngen , Kayserl. Verordnungen 
und Färstlichen Resolutionen and folglich ihren da« 
durch erlangten Rechten zuwider keineswegs zu ver- 
ordnen, noch also denenselben neneflich Etwas auf- 
zulegen *''). 

56) Merkwürd. Eeichshofraths Canclusa. Tom, L Cond. 14. 

57) Daselbst. IL 215., Nr. 10. 
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Wir tn^m mir, wer loEte nach h««ftig«fir'ftcdite in einem 
Processe, wo so zum Bescheide erg^ge, der Beklagte 
feint Es bedarf wohl weiter Iriner Vorweisungen, die 
Reicbsgerichtlichen Archive smd z^ to)1 von solchen Strd- 
tigkdten zwisoheii Landschaft und Landeshohen, deren 
Entsdieidnng heutiges Tages nur von dem h^disten Rich- 
ter unserer AHer abhängen würde. Gewissermaben als 
Curiosum verweisen wir noch auf das Mandatum de ahdu- 
cendo milite Qallico , welches da? . Reichakammergericht 
ipf Instin« der kutriersthen StiMß gegen; den Kurfärst^ 
erliefs^ als dieser den franzSsisieben EmigMiten Witfe^ 
Übungen gestattete ^).. 

Aus dem Gesiebti^unkte, dais wir keine Untertbaneii 
einem. Regenten gegenüber haben , erkllrt sich denn aneb 
fUe v^ früheren Zeiten consequent diurehgeluhrte rein con* 
traotliche Natuf derLandtagsabsehie.de, Rever^ 
salien u. s. w. kurz aller Vereinigungen ^wisdien Lpmdest 
hmx^n und Landstanden sie iftöthtf» von finanziellen Punk- 
ten h^debi ^odnr «itht Weitläid^tig beschafft diese Ma^ 
terie Struben in. aeinea Nebenstunden II. 10. Sehr 
fafslich gestiftet ttch dieses besonders dadurch, dafe über 
dexflekbaii Verüage ^eine aothetttisidie Interpretation StatI 
flndeBAoUe. 

Braainobw. PriyUegifm von 1770. Art. 14. 

Wenn über den eigentlichen Sinn eines Landtagsab- 
fchiedes Irrungen entstehen, soll, da derselbe eine 
r^ciproque Yerbindlidikeit mit «ich fahrt, niemals ehie 
einseit.ilge Inierpretativn Statt finden. 

§21. 

Vo|i allem,, was die Landstande dem Landesherren ge- 
genüber vor den übrigen Landsassen em Abzeichen gab, 
m^m wir hier auf das berdts erwiUinte Einigungs- 
reöht aufmerksam Ynacheri, kraft dessen ihnen auch noch 
nach Untergang des Fehderechts das gewichtigste Mittel 

58) Häberl in Staatsarchiv. Heft 3. §.4. 
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sdi« Sdiiitze eorpocilli[ef Bcchie in^ tie HUide gsge^ 
ben war. • * ' 

Wie bereits erwibai, ifll die iUeste ims bekamit ge- 
wtedeae EiBiguiif^ Mew.tad Stitide «a einemCoiViui^dift 
im Bisthume Münster Ton 1340. Bis iftteÜlBni am Asi^- 
glM^ des 15tw Jabihi»Aeis£» . sind, diese * Veraoigingen 
aUeblbalbea duDehgtfübH. Tröti» T^dUedener Versndift 
dier Lsttdeshoben diese Vereinigiuisen 2« biadesn^ b>nQl6 
ibnen von Kaiser und Reicb lEane. Unterstil^nng lidaia^ 
weil ^9 Ebtigongsredit ah 'Vorrerilt des freien Standes 
betrachtet wurde nnd der cörpötathe ' Geist des ganzen 
Mittelalters diesen Wünschen zu sehr fiii den Weg tmL 

Wenn Hälyeclin Staatsr. §. 197. die inv Reichsab- 
schiede yon l&12.Tbl L,$. !& «^tbaMeaen I^hiingen 
liider ,,rerohtsiAeuiin4e Vfitertl^ini^iiV^ . sq .wie die. tm 
Karls V. Wahlea^iMbtien bis*«« die jüngste Art. 18, g. & 
üSyergegangeoe ibnliebe Drohung : aol Ifodständische Emi-^ 
gungen beziehet, so. miebie er im IrttfaBrnne seiii. Diese 
Stellen^ sohebiea uns-viebnehr u«jBpi»ing||^ f^C^ dieBüpd* 
nissj^ .der fteiehsuAniitteibarkeit prätendbrenden Städte und 
Bjttc^r 4;ericht^ jro sem, die, wie diQ. Iia|id9tiAde,j;efen 
die intensive, sich gegen ilie ex^tensiv« Erweiterung 
der Landeshoheit gebildet hatten. Dafs diese Drohung aber 
sich bis in die jüngste Wahlcapitnlation fortgeschl^pt hat, 
kann Nichts gegen uns beweisen, denn sie verlor* nun Siren 
bestfanmten Feind und beliielt nur eine allgemeine Bedeu- 
tung. Ja, es lag nur zu häufig im Interesse des Kaisers, 
di^ Rechte der Landstände zu stärken, um an ihnen ein 
Gegengewicht gegen die übermächtigen Reichsvasallen zu 
gewinnen , wie dieses die würtembergische Geschidite lehrt 

Was die von Hab erlin a. a. 0. erwähnte Cassation 
deg Bundes der tri ersehen weltlichen Stände betrifft, 
8^ war hier em besonderer Fall vorhanden, denn der er^te 
4];tä:el dieses. Bundes sprach Erkennung eines neuen l(ur- 
fürsten aus, deshalb erlielk Friedridi IIL unter dem 
ISten April 1457 das Gassatfonsmuidat, und, als dieses 
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eHU|liMi bli«fe , Ktm noek fan nioiBdiai JUut der pifit- 
Bebe Bannfluch hinam; 

Aar Bestitigtottgen der Verdaigoiigen , Mbald diese 
■idi^ iHe ceHi denique ßne$ iibenKliirftten , enihiil jede 
SjpedaigctGkiditejiselir i^ele. 

^ ' Gm' m teigm^ yMei weit lie Einigiiiiggrecht bestand,, 
führen wirmir<lb; Beispiel «n. . In einem 1346 swisdien 
der Stadjt. Hüdeshcfa ood dem Bisebofe ebgescfalosBeneai 
Veiji^eiebe beiist es .unttfi^ideni': . 

- 'T9 dem^ vett eg t 4w . heiken w^ hi$eap JStnriek mnd d^ 
, . rqd von H, wnäer atfder ^fgedingei , dat we de rad 

den^ erbareti yorsten bhcope H, $choüen behulpen ioe«e» 
to sinen noäeui ane uppe de, dor we uns^ mede vorhun- 
den herben ^ de wUe, dat unse verÜndtmge statt s^). 
MAr ki^nnen wir hier von der Steliimg' der Land- 
Mlkde SU den Landeshoben fiAt äigen, und müssen' uns 
im tbrigen auf die Dareiettung ihrer fteebte wdter unten 
beddien. Als leitende' Idee bemerken wbr jedoeb schon 
Uer, dafe ihrien bei vo^st&üiiget EUtwid^elung mxr diejeni- 
gen Rechte be^^ünessen werden kdnn«i, welche tfe ur- 
kundlich nachweisen k5nnen, sie behielten ader nah- 
men mit anderen Worten ihre Reehte^ iMbrend die neue« 
ren Landsting sie nur erfaidtteii. 



Sechstes Capitel. Von der Stellung der Land- 
stände zu den übrigen Landsassen, 

§25»^ 
Die Stellung d^ Landstände zu den übrigen Landsas- 
sev betreffend , so hat diejenige zu ihren freien Mitsünden 
nichts Besonderes. Das gegenseitige Yerbältnifs war ur- 
sprünglich eine Societas , später Tereinigten sie sich "zu ei- 
ner* juristisdien Person. Sobald sie eine juristische Person 



d&) Strubea Nebent L .Nr. 5. §. 1£. 
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dnd fann es nüAt btfroititai, dftff de nach Art.eilla^ 
tcldm per mafora fltibimen, wibrend, so lange nm* dne 
SocUtmB Torhaaden war. über^ die Jura singulorum nur. 
durch SUmineneiiilKit i^cdiaideli wecdw konnte ®). 

Wag nun aber die Steillinf m den in abhaUf igen. 
SchutzTerhftltiiiaaem gtehisiideii Landsassen h^ 
Mfft; so ist diese ^üi^tgäebliab Yenteiassuog geilresep^ 
.da& man uk dem W«en der altören Stande von Urs^^ruB^ 
her eine Isn^eareyrisealatiTe SteUvuig finden. wilL 

ISfaa hat üu^ dtesd Änsitht sjprechen kssen, daiSi ^ 
SAi^de fSüt flnre Pfieghuften Steuern beiriiUgten, und dufii 
tfiinet der Landtaberr mit 3men allcJn diejenigen I^ande»-} 
•nigriegeBbeiten Kubüideito, wdraus sich später die eigenir» 
Ifahb Recbtasplikte der Stinde vorswgsweise entwicktite^ 
WJr:/gfa|ubenrMin ab«r emes Tb^i data wbr darek uMsera 
historische DaKsieUang die UnmögUchfcdt dieser Auffassung 
wagen fisat fintMehnng. der Stände dargftthaa Itaben^ andern. 
Thefls aber achdnt una die Ton den PubUcist^n aQ%Mri;eUtii 
Notbwendigkeit^ aosr dnrch Aonabme einer Reprasentattsn* 
die Stdfaing. der Landsaaaeii m Birw Pflei^teii erUirm 
9n kennen,, keineswegea yarznliegen. Wir köimen niebt 
leugnen ) daTs es mit dieser Reprisentation ^^ &ffietk: 
Zusaaamenhang hat . Die ron den Ptiblidsten zur Abend*' 
aeit des Rdches.fast durdaweg angenommene Repriisent»^ 
tiea fcoQi^ wie jedter vorherrschende Gedanke Ton der 
derzeitigen Legislation . nidit unberud^ncbtigt bieft«! und 
80 ist allerdings ein €todanke seUist durch Gesetze sanctio- 
BJi^ worden, der nadi unserer Ansicht sich nur Tenaoge^ 
2wang anwenden lieb. Zwei Begriffe sdieinen uns bei 
der Annahme einer Rqprisentation für die ilteren Stinda 
nickt genug getrennt zu sein. Um unsere beiden Begriffe 
durdi .bekannte Schulbegriffe JEablich zu machen, sagen 

60) Rudhart a. a. O. I. 226. 300. Dals übrigens der Begriff 
des Öorpus nicht streng durchgeführt wrfr , die Stände nament- 
Hchnbei der Besteuerung meistens nur ein Socielatsverhfihiil£ü 
«nearkennan woUieti, anXs hiexi «1«: Aumahma bemm^t werden. 
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wbr: .M ist iie tedilOMke^Ntibat ^bakstMandatuik und 
dner Po/e^^ar^ «li grdfser Verwirning' 'iddit femqiMaB! 
mis> eiüsndier ^haiteii. Dtts mmdatmn Betet dae BeiNedi^ 
tigiing durch Übertragon 'von Badhlen vorans , die potatam 
aber iiioht Der a&m ^'atu ktatR dem Inhaber der po/e^ 
sia$ kdne Rechte tklwerlrageii, demi er itt nach reditüdiBr 
ÜMffiMting nur eine uiwelbstatiMidige Eatrtsetsung seinei» 
Fcrgon. Dieaem VerhMtiibse ganziaaalog^.ireiin aueh iaa. 
dnsebien ideht «o strenge y war dfe detitidie-Sdmtadienr- 
f^ebaft der. Chitriierren l^lier ihre- fÜBtersastiiiL' WIK.man 
itan der ^enrteren Handebi^ BewilUgdii ii. si m. ihteii liia«* 
tersaaseh gegenüber reprä^rentativ mAiaieii., w>ia8t dae 
etti itithum; denn es nmfa doth l&lmm& da ^seutv vtj^ 
reprasentirt werden soll; in Beaiig auf diejfipigcb Redile^ 
tat deren Säiais di^ Landbtinde anftratbn v waren «jit :;ebeif 
dSege geringeren , von ihnen abhingigen Landnisaen redU^ 
tos.>ifAu€h hl Bezug auf die Btidte.füt dtodelU^ 'dan 
bd Amt Stadt waren ja in frftÜerer Zät:: gerade Bli^4- 
gierniefster und Rath die Träger der Rechte^: wekM 
ittfifsfir juristischen Person im öftentlaben Leben mkaaiMtf; 
WiH dieses Verli&itnife nün^ aber ein gua anderes ist^ ' 
lils das derfenigen, welehe die Rechte eines andern^ deif 
aus jmistfschen und factischen fihrlindaii verhiadeft' ist, 
wahren {tutot, euraut , mandatmrius) ^ sckelni uns »keüiea 
Bewdbes an bedlkrfmi. Nor foor diese letsteven sihehit 
ünti die Bezeiehnung Vertretung anwendbar. 

Schwieriger noch als dieses Verhiltaifs tritt ehi tede^ 
res historisches Moment iinsero- Ansicht entgegen. .Sahen 
wir nämlich, dafs in Uterdr Zeit doi Landesherren du 
Besteuerung ihrer eignen Hintersassen durdiaus yorbehai^ 
ten bUeb *(§. 16. Urk. 1392 und 1460), so zeigen sieb hi 
der späteren Zeit unverkennbare Spuren, dafs sifch anch 
hierüber die Landstände eine Mitsprache anmafsten. So 
heifst es in einem \^rgleiche des Bischofs Sigismpnd von 
Halberstadt mit j^inen Capitel von 1556. 

Wenn wii^-aiao'liaBdbeeda bitten wcSlan, das sollsa 
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. fud vftten wir tlMM att IHiatii mi rMtUfti dot 

gantzeq anderes Capital • aad «ollen fonderlieh 
• unsere eigene Dörffer ni^bt bitten ohne.iliren Wil- 
len «O- 
Es liegt liiin in der That sehr nah , hier eine Landesver- 
tretung zu finden; allein wir befinden uns hier in der 
lliät wiederum in der Lage, solche von uns abweisen zu 
müssen. Hatten die Stände dem Landeshohen zuif Ifölfe 
sich selbst oder doch ihre Hintersaj^sen besteuert, so ^y^ 
unter 'den vidßltigeri Reversen, die sie sich für' ihre 
GutiviUigkeit ausstellen liefsen , derjenige nicht der fernste, 
däfs nun auch der Landesherr, so wie er schon mit sei- 
nem Kan^nergute.. das gemeinsame Leben unterstützte, 
sich auch der Verpflicht|ihg , Steuern auf seine Hintersassen 
zu legen, iiicht entziehe.n solle. 'Diese Lage der Sache 
giebt sich deütficU bei den ' bäi^rischen. Lahdijtänden zu jet- 
kennen. Als l459 die Herzoge Johannes unä Sigismund 
auf dem Landtage zu Sjtrattbing eine Prinzessinnen- 
steuer baten, .verlangten .die Stand^ in 4?n den Herzogen 
vorgelegtem Keverse : ' ,ipie Hülfe , die sie *bewilligen, 
auch das Geld, ' was von den Herzogs Holde^! ßUt, 
soll still liegen bei denen , die von der gemeinen Land- 
schaft dazu geordnet' sind^** ^). Selbst die Reichsgesetzge- 
bung fand sich veraplafst, auf dieses Mittragen der Lasteii 
zu dringen. R. A. 1543. §. ^5- Von diesem Gesichts- 
punkte aus betrachtet, scheint es uns keinem Zweifel 
unterworfen zu sein, dafs sich hier lediglich ein Auftreten ^ 
der Stände zu' eigniem Rechte manif estirte , denn es la^ 
sehr wesentlich in ihrem Interesse , dafs diejenigen ^ die 
ihnen gutsherrliche Abgaben prästu-en sollten, nicht durch 
die öffentlichen I^asten zu sehr in i]p:er Fähigkeit be- 
schränkt würden. 

Wir können' es nicht unterlassen luer zuni Schlüsse 

r \ ' ; : r — ^ ' ; — ^ 

61 ) L ü n i g 8 Keicbs * Archiv, Part, Spec., IL Contin, Sie Fprts. 
p. 368. • ! ,» . 

62) Rudbart a. ä. 0..2. Saa 
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dten ieMen ReMispnblidsite tw Bedeutittg rtden sra laa- 

sen, der unsere Behaiiptoi^eii nnterstlitzeii mag. Lei st 

sagt (Staatsrecht §. 44.): ^^Obgleich die Lands^de, sie 

oder mdir oder weniger Classen be^itebeiv^ 

Lepräsentanten des gesammten Lances lupht 

len können , wenn man auf ihre erste Entr 

las wa^e Fundament ihres Stimmrechtea 

it ^ so legt ihnen doch die Praxis , welche 

durch Grundgesetze unterstutzt wird, einen 

Charakter — bey.^** 

repräsentative Natur der vorgenannten A u s- 
Schüsse reden wir unten §.34. 

Es findet nch nun aber in der älteren Geschichte 
noch eiil^ Erscbeimmg\ dereä richtige Auffassung für die 
Frage repräsentBtiv oder nicht? von grofser Wich- 
tigkeit ist und die deshalb hier besprochen werden niuCs. 

S. 21 



ganze Land anzunehmen, sehr nahe liegt, wir glauben 
jedoch beweisen zu können, dafs hier ein ganz anderes 
Verhältniss .zum Grunde lag. 

In emer Zeit, wo die ganze Eraft des Privatrechtg 
auf freier Unterwerfung beruhte, hingen die Vereinigun- 
gen, Verträge und Entscheidungen des* — so zu sagen — 
öffentlichen Rechts noch mehr von der Willkür ab , und 
wo die Paciscenten nicht im Glauben auf unverbrüchliche 
Tr^ue das festeste Band zu finden im Stande waren, da 
mufsten sie darauf bedacht sem, un Falle der Nichterfül- 
lung durch urgend ein Aequivalent gedeckt zu sein* ^ Die 
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Hnlfsmittel des Privatrechts: wdtausgedehiite Btkrgstbaft, 
Sinlager, Yerschireibung Mer Ehre sind bekannt. Das öf- 
fentliche Recht bedurfte deren wegen der gröfseren Mog;- 
lichkeit, sich seinen Verbindlichkeiten xu entziehen, noch 
mehr. Nach dem uralten Grundsätze: Quidquid deUrant 
reges wurden deshalb in die Verta*äge d^ Landeshohen 
Landsassen als Zeugen und Bürgen mit hineingezogen. 
In stärkster Weise verpflichteten sich diese, ihren Landes* 
herren ganidich zu verlassen. Dieses kommt Tor, als der 
König Magnus \QSk Schweden Tersprich^, die Tocht^ des 
Grafen Gerhard des Grofsen Ton Holstein se&iem Sohhie 
Hagen zu rermählen, und sich der schwedische Add hier- 
fftr Tcrburgt ®); sonst hatte eine solch^ VerbÄrgung niur 
den Sinn, dafs sidi der andere Theil nöthigen Falles an 
den Gütern der Adstipulatoren entschädigen konnte, so 
dafs die Erfüllung des Vertrags durchaus in der letzteren 
Interesse ffelegt war. In solchen Fällen werden die. Ad- 
stipulatoren Zeugen, Bürgen,* Thedingsleute ge- 
nannt Es treten nun diese Personen entweder als Gdseln 
auf, so „die drey Söhne des Herzogs Woldemar von 
' Schleswig und mehre vom Adel, als dieser Herzog die 
üngefährdung Holsteins gelobt^** ^); oder sie verbürgen 
sicdi bios durch Unterschrift, so beruft sich eine Urk. Ton 
1460 auf eine Schuldverschreibung des Königs Christian I. 
Ton Dänemark mit folgenden Worten: 

■ollen nnd wollen- wir solchen' Brief auf dai Tertchrie« 
ben Geld und Schulde zu Terwahnuig Toa doni vor- 
benanntcn Herren König und seinen Bargen rer- 

■icgelt 

und in der Quittung über diese Schuld von 1463: 

* dafs derselbe Herr ' Konig uns gelobet bat In seinem 
Tersiegeltcn Briefe mit Gläubigern (hier Debitor^) 
imd Burgen. . , 

6S) Alh. Crantz Sueciae Lihr. 5. C. 29. SO. Idem Norva- 
giae hih» 6. C. 6. Johannes Magnus Hin. Suevonum Lib, 21. 

64) Cyr. Spangenberg Schaumb. Ghron. p. 68. 
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uttd danraf : 

^ so ichelden und sag^ wir Otto , ALeff , ErSeh, 

Otto, Henrich and Antonius (Grafen Ton Schaum« 

bürg als Croditoren) leddig und lofs und verlassen Yor 

ans und uAscre Erben und Nachkömmlinge seine (des 

Königs) Burgen und M itglaubern allen und ei-- 

neu jeglichen von den Torbenompien fünfzehn hundert 

und vierzig Tausend rheinischen Golden ^^). 

Noch häuQger als der Ausdruck Bürge ist Zeuge. Dafs 

dieses aher nicht ^ Mos, wie viele Urkunden schlielsen 

lassen, als hlofse Contrasignatur zu betrachten ist, möge 

die folgende Urkunde beweisen. 1290 verkauft Herzog 

Otto von Braunschweig an Heinrich Ton Veltzstedt zwd 

Pfannen in der Lüneburger Saline; da heifst es nun in 

(der Verkauüsurkifnde: 

— haec autem omnia, quem ad modum sunt prenotaia 

aepedicto Henrico « (von Veltzstedt) et euis keredibue 

fide data una cum nobis nostris militibuB 

prenotatie^ hiique militee $unt hujus rei 

te9te$. 

In andern Urkunden blieb der letzte Zusatz: huJus re£ 

teste» weg, z. B. in der Urk. 1303. Derselbe Herzog Otto 

schliefst ein FriedensbündniCs mit den Herzögen A}heit 

und Erich von Sachsen, zur Bestärkung Mird gesagt: 

Üt autem bec premüsa firmiter obeerventur , nos uaa 
cum miütibus infra scriptU prominmua fide data •;— . 
folgen dici Namen der 4 Ritter, denen der Herzog 
zum Schlüsse selbst rerspricht dem Bunde treu sn 
bleiben ««). 
Die häufigst wiederkehrende Form ist: hisfus rei testee sunt* 
Das hier dargestellte Yerhältnifs kann nun um so mehr 
an eine stani&che Einwilligung erinnern, als eines Theils 
gerade diejenigen Personen^ welche wir als Staude auftre- 
ten sehen , hier ¥orkommen , was sich ab^ aus ihrer be~ 
Torzugten Stellung in dem früheren öffentlidien Leben 

65) G. A. Dolle Gesch. der Grafschaft Schaumb. p. 168.169. 
Gß) Beide oben angeführte Urkunden finden sich Steffens 
a. Not. Sl. a. O. 228, 22?L , 
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«MM^ andeni Thetbi daM iddit «dAen^t6a EimdU^infg; 
Jbäk^ VuUbord u. s. w. £e Rede ist, was deshalb nicht 
fhd&eiiidea darf, da dieses Beitreten sehr stark mit anem 
Interesse znsanuuenhiitg. .Die innige Verwandschaft dieser 
•Erscheinung mit der EininrflUgung der Stände leugnen wir 
tan keineswe^, wir müssen um» aber entschieden dage^ 
gen erküren , daEs diese Einwilligung einzelner Landsassen 
nulur hervorzubringen im Sttkude war, ds eben eine Vor- 
ll^fliehtuttg der elnmlUgend^i, mit andern Wortoi, irgend- 
wtcldien repräsentatiTen Charidcter enthahoi habe. 



Siebentes CapiteL Zusammensetzimg der Stände. 

§24 

Betrachten wir die Zusammensetzung der Stande ^, 
,80 gehorten vor allem die landsässigen Prälaten zu ih- 
nen. Ihre Qui^tät als Landstände verloren sie auch- nicht 
durch nebenher erlangte Reichsstandschaft. So blieb der 
AUt von St. Blasius, der wegen der verkauften Landschaft 
Bondorf Reichsstand ward, dennoch östreichischer Land- 
stand und der Bischof von Lübeck holsteinischer Land- 
stand. Moser von der Reichsstände Landen L 1. §. 7. 8. 

Ben zweiten Theil der Landschaf ten bildete der Adel. 
Gewöhnlich heifst es hier die Ritterschaft, dieser Aus- 
druck ist jedoch nicht für alle Läi^der weitschichtig genu|^. 
Eis müssen nämlich auch mehre zum hohen Adel gehörige 

67) Die spätere Zeit spricht yo;n einem Rechte der Land- 
atandtüh«ft. Die ältere Zeit würde nicht recht gewufst, 
wie solcher Ai»druok zu nehmen, sei^ denn Stand (iBühlea- 
der , selbstständiger Tfaeil eines Ganzen) zu sein , ist ursprüng- 
lich kein Recht, sondern Als Stand hat man Rechte. Nachdem 
die erworbenen Rechte Errungenschaft einer Corporation ge- 
worden* waren , hat der Ausdruck Recht der Landstand- 
schaft so gut Sinn^ als- Bürgerrecht; ^ * '' 
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Perannen Idcrito gefted&iet wtBfd^. Moter L :e. 
als «olchiß Hinf die F&rstea Tim Baden-Baden, UdkUA- 
•teift, Auereberg, Lobkoivits, Dietridsteiii , so wie den 
«Chrafen von Sdionborn , audi b^m^kt dieser Schriftsteller 
-ekie aidfaUende AnomaMtät, dafs nämUdi der General *Brb- 
st^tlialter Ton Hdland angleieh in mebren ProTinz^ laadh ^ 
stand war 1. c. g. 1& Dieses VeriiäiCnifs möglicher Voel- 
nigüng der B«idRi und Landständschaft im Auge habend, 
dessen reditliche WifohcÜ der jingste Reichsstaa^ehrer, 
Lei st, anerkennt, Staatsr. §. 45, mnfisi es einleuchten, 
dafs das Bisthum Münster falsch argumentirte , wenn es' 
der Grafen von Bentheim Landstandschaft ans ihrer zwei- 
felhaften Reiehsstandschaft deduciren wollte ^), indem 
beide Qualitäten nicht im aufhebenden Widerspruche stan- 
den. Im jetzigen Königreiche Sachsen safsen ehedem 
Grafen und Herreji mit den Prälaten in der ersten 
Curie, die Ritterschaft bildete die zweite Curie ®). 

*Afterlehnleute wurden nicht zu den Ständen ge- 
rechnet, mufsten sidi vielmehr gefallen lassen, was ihre 
LfSmsherren mit den übrigen Ständen beschlossen ^). 

Der schon mehrfacji erwähnte €hmg germanischer 
Rechtsentwickelung, dne persönliche Berechtigung als dem 
Grund und Boden inhärirend darzustellen, ging auch auf 
die Landstandschaft über, weshalb die geschichtliche Ent- 
Wickelung sehr bald iandtags fähige Güter anfuhrt, 
deren Besitz zur Landstandschaft erhob, vorausgesetsl^ 
dafs die persönliche Qualität des Besitzers dem nicht wi- 
dersprach. Die Stadt Emden machte wegen Ankauf einer 
Herrlichkeit daher einen Tergeblichen Versuch, in das 
. Rittersclitaftliche Colleg recipirt zu werden. Moser 1. c. II. 
c* 5. §. 68. und durch Austhun zu Colonatreehte ging 
^e «if den Gütam haftende Landtag^Eähigkdt unter, eine 

68) S trüben RechtL Bed. I. Bed. m. 

69) Blümer Land* und Au8schu£stage 4m Königreichs 
Sacbsen. i ^ . • ' : . 

70) LudoTici Lehnfproc^Ds. L $. 98. • , - 
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Avätummig\ ' dte durch ewisequeste AsiMidiiiig des Chimd- 
ectzes: Frei Mann mmikt frd Gut herbeigeflUirt wurde ^). 
Ferner badeten cBe Städte einen Hieii der LaadM^uda; 
und zwar , worin ganz besonders älteres und neueres Redit • 
abweidien, nidit etwa dite B&rger als Mitglieder dnei 
bestimmten geographischen Bezirks, soodern die Stadt ab 
juristische Corporation. Deshalb erscheinen immer nur die 
wirklichen Vorstände dieser Corporation auf den Landta- 
gen, nämlich Mitglieder des Rathes. — 

Wenn nun die Stände nicht allenthalben in dieser Zu- 
si^unehsetzung erschienen, es auch Territorien ohne 
Laodstände gab ^), so. war dagegen die Erscheinung 
der Bauern in der landstäftdischen Corporation sdten, 
und nur aus der dgenthümlichen Stellung, wdche sie sich 
s. B. im Norden in den Dithmarschen, in Friesiand, Pom- 
mern imd der Grafschaft Hoya, nnd im Süden in Tjrol 
errungen hatten, zu erklären. 

In den geistHchen Landeshoheiten nahmen die Oapi- 
tel noch eine hier £u erwähnende, bevorzugte Stellung 
ein. Ihre landständische Qualität als geistliche Körper- 
nduslt ist zwar unbezwdfett ; altehi ihre Stellung neben 
dem Bischöfe gab ihnen so überwiegende Rechte über ihre 
Hfitstände, dafs sie als eine gewissennaH^en kraft ihrer 
Stellung 78) zur Mitausübung der^ Ländeshoheit'* berufene 
Kürj^ersthaft sich , um statt Tietef Rechte eines zu er^^- 
neh, beimafeten, dafs Landtage mir imter ihrer beiondem 
Bew3Rgüng berufen werden durften 7*). ' * * . • 

4*1 iit ' " j ■ ' I i . ■ ] I - 1 I II ^ — ■' * ' ' > ^ » i$ v i > i \ < » 1^ 

71) Puffendorf Obss, fpr. Pw, III Cht. 39. I^^ud^if 
Obss.for. S14. 

72) Moser Campend, jur publ. Lihr, FL C. 1. §. 11. 

78) Mit kanonischen Be^iffen 2U reden , . j^aren sin mini* 
jtH nati. . Mini^er iir * der BedeütÄkig Ten Hmcmär^ ord, pßl. 
jgfP9J?;pen. -. ^ _,,'.* % '• -<^^ 

74) Si^ liefsen sich bei der Huldigung der Bischöfe mit ^^ 
äfgeri. • i^riesens Histl der Bisch, vbn Würiburg und L ü d w i g 
^.'^a^68a^7ö)^— und Vfeflangtfert fifei '^ Anstellung der' blener- 
liciiAfl>4lite*-ifilnwil]]j{ung/U; v .. i *> * *2 :• " " ■? r i; i:. . ■ •, ^ - - * 

4 
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8<A&flbHdi bwrariEai nfr aodi, dtfil, wie berdte 
(Rot. 67.) angedeutet^ die Landfltmndschmft ib ein 
Aecbt betnuditet worde^ und somit wie bei jedem ande- 
ren Rechte sieb ToUstindige modi entwickelt lietten^ wie 
dietelbe erworben und Terioren ward, und daTs ea einen 
fieweia ihrea Daaeina gab. 



Achtes Cäpitel. Rechte und Thätigkeit der 

Landstände. 

Einieitnng. 

§. 25. 
Es Icann hier fugUch nur . unser Plan und unser Ziei 
bleiben, ein Bild im groben Ganzen xu entwerfen, denn 
bei dem ewigen Kämpfe mit der Feder und mit dem 
sSchwerdtQ, der zwischen Standen und Landeshohen trot|s 
aller Frieden, Vergleiche und Recess^ nie ToUstandig aus- 
gekämpft ist , bietet Jedes einzelne Land in Beziehung anf 
di^eniigen Rechte, welche die Landschaft urkundlich aufira- 
wc|^n bat, ein anderes Bild dar. Wir dassificiren die 
JUdite der Stande: L in Mitwirkung bei der Be- 
steuerung, II. bei Landestheilungen, III. bei der 
Gesetzgebung, IV. bei der Thätigkeit des Lan^ 
desherren nach Aufsen, V. Beaufsicht>gU4||^ 
der landesherrlichen Dienerschaft und endlidi 
VI. in besondere Rechte. 

L Mitwirkiiiig bei' der BesteUe^iog* 

Sehen wur zuvorderst auf den Inhalt dieses Rechts, 
sb kann es bei stinem praecario entstandeiiem Cr8pru|(|e 
nicht befircniden, dafs in iiltester.Zeit,ttnbe^ngte.S,te.ii«|rr 
Verweigerung Rechtens war* Alkfai dieae^ befttand 
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factisoli nidil itiige, fadttn «n ftre Stelle die ewif wie- 
^rkehrcndf» Ven^redhinfen bei den einsdneii BewiUi- 
goagen Toricamen, dafs soldie aus gntem WiUe» und ohne 
Prajudix gegeben seui; dc»n es lag «ich kn Intoresse der 
Lai^sassei^ bd dai zunelmieBdeB Ausgaben der Landes^ 
beben die fortwahrenden Verschuldungen u^ dadurch 
herbdgefuhrten ZarspUtt^iuigeQ des Torritorii au Termei* 
den« Juristisch verlor steh die unbedingte Steuer« 
Terweigerung iheilweise durch die von Rdcfaswegen 
begünstigte Uaterscfaetdung awischen noth wendigen 
und freiwilligen Steuern. Dieser in seinen erftten 
Spuren schon früh sich zeigende Untersdded, hat sidl 
erst gegen Ende des 16ten und am mdsten au Anfang des 
l7ten Jahrhunderts ausgebfldet Übrigens ging die reieha* 
gesetzUch anerkannte Steuerweigming dadurch fceutetwegs 
ganzlich unter, welches Moser Landeshoheit in Steuer* 
Sachen Cap. ¥UI. §. 4. bewdset. Dafs sich dieser Unter- 
schied an die erste Ersdheinung des Steuerwesens in den 
Territorien anschlofs , haben wir bereits oben (g. 16.) 
angedeutet. Es beruheten nämlidi die sogenannten noth- 
wendigen Steuern auf dem Rdchsnetus, und wurden 
um so vidfUtiger, je coraplicirter das Reicfaflvcgintrat 
wurde.- 

Zu den Tom Rdche ausgeschriebenen Steuern am 
finde des R^dis rechnen wir: 

1) die ordentlichen nach RSmermonaten oder aur 
derem Steuerfufse ausgesdiriebenen, nebst den ffir die 
Erhaltung des Reichscontingentes nothwendigen Steuern. 
Die Reichsstinde luiffien hier selbst für die Richtigkeit 
der. Aufbringung. R. A. 1530. §. 118. — 1643. §. 24. 
Es sollen jedodb ,,die Obrigkdten — zu Lesern christ- 
lidien Werke sidi gldchermafsen wie die Unterthanen sdbst 
angrdfen und Mitldden tra^en.^' R. A. 1S43. §. 24. 
E. A. 1576. 8. 11, — 1582. §. 10, und auch ihr Steuer- 
verlangei) durch die erlassenen Rdchsgesetie bti den 
Standen documentiren. R. A. VM8. % 95« k . 

4 * 
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2) Kreisateüern R. Efancnt Otda. 15ä&. %: m. 
bt nun iwar bd dieser Art von Steuern eine jede Obrig- 
keit reichfiifegetclich berechtigt ,^ilire'Unterthan«i geistlitth 
und weltUdh sie seyen exemt oder nicht exemt, gelreyet 
oder nicht gefireyet mit Steuern zu belegen ,^^ so trat -doch 
ebenfdk die rdehsgesetsliche Beschränkung ein, dafs dAt 
Lsndsassen nur dann su ^^gehorsamen schuldig sind,^^ wenn 
ihnen das ,,bestininite Mafs der Hülfe xuvörderst dgcnt* 
Hch und ausdrücklich kundbar und nahmhaft*'*' gemacht war, 
und dafa die Steuer nicht hoher angelegt werden darf als 
nadi eines jeden Rddisstandes Anschlage. R. A. 1566. 
9. 28. J. R. A. 1654. §. 178. §. 180. pr. 

3) die Unkosten der nöthigen Landesbefesti- 
gnng, so wdt solche dem Rdche. diente und xu^dch 
auf RddisTorschriften beruhte. J. R. A. 1654. §. 180L 
biserUche Resolution ^ Febr. 1671 75). 

4) die Kosten der Gesandschaft^n zu Rdchs, 
Deputations und Kreistagen. KaiserL ResoL f^ Januar 
1670 ?«). 

Betrachten wur diese vier Obussen genauer so sind die- 
seHien aufser der 4ten in der zu Anfang der Steuerfor- 
derungen erwähnten Bede (§. 15)'berdt8 enthalten. Dafs 
die 4te auch in die Reihe der nodiwendigen Steuern über-- 
ging lag eben darin, dafs an die Stdle der friiheren mehr 
freiwilligen Besuche des kaiserlichen Hofiagera diese zum 
Rdchsregimente noth wendigen Gesandsduiften traten. 

Hftufig hatte sich an diese auf dem Rdchsnexus be- 
rufenden Steuern auch noch : 

5) die Prinzessinnenstener als, ebie noAwea- 
dige angeschlossen. v . 

# Broansch. Stäodische Prwäegia IHeii April 1770. Art. 21 
Vergleich swischen Landgrafen yon Hessen, and Gra* 
fen von Schanmburg Lippe Tom 16. Febr. 1664; be- 

,73) GerstlacHert Handbuch dei^ Keiclisgesch. XIL 
p/?89 — 991'* • • ■'''■ ' " ""' ' 

76) a. a. O. p. 08$. Itgda^ i ^ .- . * . 
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MItögt dnreh J. P. M. $• 69: Die AuMtetterang der 
Gräflichen Fräulein zum 6ten. belangend gleichwie 
selbige hie bevor jederzeit yon der ganzen Graf* 
Schaft Scfaftumburg bestehen, also solle es auch ins- 
künftige damit gehalten werden, dafs, so oft ein 
Fräulein Ton dem Fürstlichen Hause Hessen oder iroM 
dem gräflichen Hause Schaumburg auszusteuern sein 
wird, dafs alsdann die Aussteuerung jedesmal T<m 
den beiderseits Ritter und Landschaft und also der 
gantzen Grafschaft Schaumburg insgesammt dem Her- 
kommen gemäfs geschehen solle. 
Noch wdfere Rechte errangen sich die Anhaltiiiischeii 
Fürsten. Im Landtagsabschiede Ton 1611 heifst es: 

Es sollen alle nachfolgende in Rechte zulässige CasuM 
uns Torbohalten , eximirt und nicht yov Eingriffe zu 
haltcA sein, als: wissentliche und kundliche Landes- 
noth, Reichskrayfs und Tnrkenhulfe, Ausstattung der 
Fürstlichen Fräulein, Heer oder Durchzüge und da 
einer unter Uns oder der Unsrigen in Kriegsläufften 
für die 'YTohlfarth des H. R. R. und unser Vaterland 
gefangen werden sollte. Dieselbige sollen als znf äl- 
1 i ge Ausgaben den ourrentibUrB yorg^zogen wer- 
den ''»). ' f 

Diese erwiibnten Classen von Steuern werden Ton den 
älteren Statsrechtlehrem deshalb nothwendig; genannt, 
weil sie aufgebracht werden mufsten , keineswegs wollten 
sie aber damit ausgesprochen haben, dafs sie nothwendig 
Ton dem Lande bewilligt, auch durch Reidisgcisetze konnte 
dieses keinesweges bewiesen werden, denn wenn auch die 
eben erwähnten Reichsgesetze die Landesherren berechtig- 
ten ihre Unterthanen zur Beihülfe ^) anzugehen, so 
setzen sie dabei voraus, dafs solches in oasu concreto durch 
besondere Vereinbarung geschehe , odef dafs die bestehenden 
Lahdesvertrage Norm gebend sein sollten, geben aber kd- 

77) Delle a. a. O. p. 224. 

78) Lünig Reichsarchiv. Pars, spec IL Contin. 2te 
Forts* p. 224. 

79) Moser. Von der Landeshoheit in Steuersachen. G. V« 
§. 22. 
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neswegs mdir in ihre ffiade; beruhte j« seAfft das kai- 
serliche Recht, die Reichssteuem ausiuschreiben , aqf gans 
parallell laufenden Einräumungen seitens der Reichs- 
stande. In den meisten Ländern hatte sich nun mit der 
Zeit der Gebrauch gebildet, dafis diese nothwendigen 
Steuern bewOttgt werden mufsten, imd den Ständen nur 
die Prfifung zustand, ob wirklich eine nothwendige Steuer 
Torliege, so wie auch die Art dieselbe anzulegen. 

Vergl. Brauntchw. Privüegia 1770. Art. 15. 16. 28. 21. 
.25. 45. 46. 
Fanden die Stände, dafs die Steuer nicht als nothwen- 
dige betrachtet werden könne , so wiesen sie dieselbe ab 
und wurden in diesem Verfahren Tom Reiche imterstntzt ^). 
Hatten die Stände aber einmal in- die regetmäfnge Über- 
nahme der nothwendige Steuern eingewilligt, so stand 
den Landeshohen der Reichsschutz zur Seite. 

Oafs es vorzugsweise auf gutes Vernehmen zwischen 
Landeshohen 'und Ständen ankam, um f^r die nothwendi- 
gen Steuern ein für alle Male die BeidMigung seitens der 
Stände zu erlangen, bedarf wohl keines Beweises, wir 
wiederholen diese Bemerkung hier zum Überflusse, um 
damit die grofse Versdüedenheit zu erklären, die sidi in 
dieser Mi^erie fai den dnzehien Territorien findet ^). 

§.27. 

Unbesdiriinkt blieb das Recht der Stände bei den so- 
genannten freiwilligen Steuern, d. 1l soldien, die die 

80) So in Meklenburg, als der Hersog anf Grund des 
ReiohiguUchtent von* 1702 stehendes Heer einführen Wollte* 
Die stamlische Beschwerde hierüber wurde von dem Keichshof» 
rathe gerechtfertigt erkannt^ weil das Reichsgutachten ohne 
kaiserliche Bestätigung geblieben war. Moser a. a. cap. 5. 
S. 16. 

81) 1700 konnten die Würtembergischen Regenten den 
Kammenieler nicht allein noch nicht zur nothwendigen Steuer 
erheben y sondern die Stände rerlangtan damalt noch dessen 
Bezahlung aus dem Kammeigute. 
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LamlediolieR ledqfUch für sldi nd ihr Lud fordcrlot 
Scfalossea sich die notfawendigcn Stcttam an die Bede 
«n, so liegt der Urapnmg der freiwiifigen Steuern in der 
Nothbede. Der VeranlaMimgen de ni fordern brachte 
daa eomplidrtem Leben aber schon Tide mehre herbd, ab 
früher (§. 16.), so dafs Strych de Milii. leetapropme. 
Cap. 1. §. il. Recht hat «i sagen: Si Btaiuum proumcia^ 
Uum conpentuB, quod non infrequens, tarUum ooüectarum 
grtUia imtituantur y quo i^ulgatum pertinet ; Landtage 
sind Geldtage. Bd alle diesen Tersduedenen Yeran« 
lasmuigen ist rechtlidi Nidits Ton Besond^hdt aufsufBli* 
rea. Das Mafs dessen, was bewilligt wurde, riditete dch 
nadi der Geneigtheit der Landesherren, garngte Mib« 
Sünde abznstdlen , ja es worde in soldien Filleii oft mdur 
bewilligt, als Terlangt »> Die wichtigste Veranlassung 
Ten sBßa war die Entschuldung des Domanium. Ei- 
gendiümlidi dr&ckt dch Moser Landeshoheit in Steuerr 
sadien Cap. 4. §. 7. aus: „In Ansdmng derer Cameral* 
schulden bestehet die Universd- Medizin der Teutsdics 
Reichsstünde, wekhe Landstände haben, darinn, dab 
man sdbige ersucht, samtliche Gameralsdiulden oder dodi 
dne Summe Ton dem Herren ab- und mit Capitd und 
.Zinfs auf das Land zu legen. Nie ist man froher , - als in 
solchem Fall, dafs man Landstande hat; nie rühmt man 
ihre Treuherzigkeit, Gutmuthigkeit, Devotion, von Altera 
her bewiesene Treue u. s. w. mdir als zu solcher Zdl, 
nie Terspricht man mdir g&ldne Berge und kfinffUge, 
gfildne Zeiten, so dafs die, wdthe die Staatsscherze noch 
nicht kennen, nur wünschen, dafs sie solche Zdten auch 
noch erleben möchten; nie ist groisere Gefahr, dafs wl- 

8S) Pütt er Beiträge zum D. Fürsten und Staatsreoihta 
* I. 126. 1580 beschweeren sich die St^de von Nassau -Katseu« 
eUenbogen , dafs den Hexen nicht genugsam aufgepalst werde 
und erbieten sich freiwillig ,,die Kosten des Hexenbrennene 
siu tragen^ wenn der Graf etwa deshalb Scheuchen» darob 
habe/' Brockhaus^Literar« Blätter 1838. Nx; 174. 
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drigeaflrib dai 'Land fdrennt werde, daribev riber Bett- 
gion und die Landtssfireflicitea verloren gehen, wenn AA 
solches flsntrlige n. s. w. Het'ToUends der jedge Regent 
die Schulden nid^ selM gemadit, sondern ererbt; so 
glaubt er, es seye viel natärUdier und billiger, dafs das 
Land rie foezdile, als ^, nie sej^d die Landeeberren armer, 
als SU solcher Zeit, und nie Qure Cammer in übleren 
UmsISnden, als bis die Bewilligung geschehen ist^^ ^). 
So weit Moser und wir glauben nicht, dafs iddM; 
eine ansdnuliehere Darstellung dieses Wesens gegeben 
werden kann. Der €h*imd, dafs das Land getrennt wer^ 
den müsse, war übrigens für die Landstände der zumeist 
schlagende , woron unten (§. 30). Um bei ihren Bewil^ 
Ugupgoi ganz sicher zu sein , daCs die bezahlten Steuera 
wirklich -zur Al^Eührung Ton Sdiulden benutzt wurden, 
nahmen die Stande auch wohl die Schuld ganzlich über 
üMi imd Terzinsten dieselbe aus ihren Mitteb, so dafs die 
Kammerschuld mmmdir landschaftliche Schtild 
ward«). 

§. 28. 
Haben vdr im Torhergehenden den Inhalt der stän- 
dischen Berechtigungen beim Steuerwesen behandelt, so 

83) T,w Seitenstück zu der MoserscHen Rede ist die sehr 
schlagende Deduction, deren man in der Grafschaft Lippe be- 
diente, als die Stände, bereits zu häufig darum angegangen, 
«ich 1668 weigerten I die landesherrlichen Schulden zu über* 
nehmen: „Äugustus, der friedfertige Kaiser, welcher pater 
patriae genannt wird , wan derselbe eine Schätzung ausgeschrie- 
ben , haben nicht allein die Bauern sondern die ganze Welt, 
ja die hochbenedeyte Mutter Gottes selbst solcher Description 
gehorsamlich submittirt , also dafs die Edelleute und Städte so 
▼i^ weniger bei jetziger Necessität, einiger gänzlichen Exem- 
tion sich anmalsen.können.*' 

84) Zahlreiche Beläge über die Bezahlung der Gammer» 
tcbulden giebt Movser:^ Landeshoheit in Gammer» 
sacjien G. 4. $. 11« flgdn. lieber den ganzen S'en s. dessen 
Landeshoheit in Steuersaohen G. 5« 34. flgde. 
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winden ^rfr nnt mnHndir an die Formen^ in.toren et 
ansgefibt wnsde. Au» der nnspraaglich f rdwiOigen^ Nslar 
des gaamgan Stetaenresens ist es eine sdir naheliegende 
Fe%ey dafs die Sünde so wenig' als möglieh bi dieser 
ganaen Materie der Eigenmacht des Landeriiarren ibar-* 
Heiaen. IKe Fragens wert wie? wozu soll kestenert 
werden 1 wie soll die gezahlte Steuer verwandt «erden t 
bleiben da, wo Stände sind, entweder an ihre ent- 
lichiedene EinwOligiing oder doch mindestens an ihre Zu- 
ratheziehung geknüpft. Der Einwilli^ng der Stände be- 
durfte es unbedingt, wenn sie muh, selbst Steu^ anleg- 
ten, weld^ OiHndsatz sich denn auch in dem abgelei- 
tetem Satze, dafs kein St»id fwr den andern bewilligeii 
konnte, kmid ^ebt, . 

Meekl(ßiib..£rblaBde9?airgMcb 18. April 115&S. MS. 

Braunsch w Prtv. 1170. Art. 27. . . ^^ 

Tielmehr dem Landesherren überlassen bleiben mufste, mit 
dem einzelnen Stande zu unterhandeln ^). 

Ausnahmen tqu dieser Regel, dafs der Landesherr sidi 
bei der Besteuerung Eigenmacht erlaubten , erklären sich 
aus deren facti^ch mehr oder weniger mächtigen Stellung $ 
dafs dieses übrigens als widerrechtliches Verhältnifs zu erkenen 
war, giebt Moser Landeshoheit in Steuersachen Cap. VII. §. 6« 
in seiner Kritik des Verfahrens des Grafen Ton Wied 
kund welcher 1624 zur Strafe „die treulos^ Runkeler^^ 

85) Rudhart I. 51, wo Tom Jahre 1302 geredet wird, 
Dert. IL 144. über das Jahr 1525. Am schwierigsten zeigte sich 
die Geistlichkeit in weltlichen Territorien. Moser Landesho- 
heit in Steuersachen Cap. IV. §. 10—12, was wohl zum Theil, 
darauf beruhte , dafs der Selbstständigkeit der Hierarchie aus 
dieser Subjection kein Präjudiz entstand; anderen Theils waren 
aber auch die Geistlichen schon durph den hierarchischen Ve^ 
band zu andern , ^ben in^ diesem Verhältnisse begründeten , Ab- 
gaben verpflichtet. Wir. erwähnen nur die Kerklose oder das 
Cathedraticunu Falhtnstein Cod, Diplonu Antiifu, Nordgav. 
p^49. Oudenus Cod. Dipl p. ißO, fform Hand-* Bibliothek 
▼on Saduen P. V. p. 471. 47f. 
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•hne ««itores hfiher besteuert;, MJjnn^.ier wa^^U ,^ 
wate alior dieses ein sdtssmer Eilifiü, nadi w^dicni 
Hcherlidi kein Reidisgerudite gesprodien haben virde.^^ 

Unter die Frage: wex soU steoemY gehört nnn «aeb 
das. BewiUigittifS- Recht der Stande für ihre HiatersaasaLr 
Gleich wie dieses Redit^zu den ältesten Berechtigmgeft 
der atande gehorte (§. 15): 
^ r Urk. im. Rudolf Pfalzgraf tod Baiem «rthoBt do« 
Stadt München das Recht ihre Stpoero selbst sa ord- 
nen mit den Worten : — wir suln auch sie za Manchen 
weder man noch wip beschatzen mit besunderlichcr 
' Beschaziing •«). 
86 findet ^ sich auch in der spätesten Zeit wiedar. 
Braansohw. FHoH. 1110. Art. 28. 
Hier müssen wir auf die bereits oben ($.33.) erwlb^ 
schembare Anomalie ziffttd±ommen, dafs die Landstande 
auch auf Mitcontribution der landesh^rlichen Hintersassen 
oder doch der landesherrlichen Güter drangen. Nach der 
würtembergischen Commune - Ordnung Ton 1758 Absch. L 
g. 3. sollen ^^diejenigen Häuser oder ligenden Güter, 
welche vormahls Privat -Personen zugehoret haben und 
jederzeit steuerbar gewesen, aber wegen Schiüden oder 
sonst an Unsere Fürstliche Renteammer oder Cammer* 
Schreiberey, oder an das geistliche Gut gekommen nnd 
noch dabey seynd, denen Landschaftlichen Anlagen nnd 
Steuern nodi ferner unterworfen bleiben.**^ In dem CÄiiir-* 
mirkischen Landtagsabschiede Ton 1653 heibt es: Zorn 
dOsten sind Unsere Amts- Unterthanen Ton denen al^;em^ 
nen Landsteuerh und Contributionen niemalen eximirt ge- 
wesen — dabey es hiefüro auch verbleiben soU,^ und um 
doch audi dieser Hintersassen Stellung nicht zu verschlim- 
mem ge^en die der Stande, — „ist billig, dals zn dea 
Ankgen und Emthdiimgen wegen Unserer Amta-Unter- 



86) Bergmann Beurkundete Gotch. von München Nr» XIIT. 
Ferner Rudhart «. a« O. L %1^ wo die Hintersassen ,yder 
Stände arme Leuie^* 'genannt werden} ttnd Ders. L 229. 
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waA Ihitere Aintleiite c f fe rdc rt und mtt Satsm 
Brinaenmgen Tamonmien werdm ,^ der Amtmami Int lier 
toMiiii namens dct eigentlich feHwt war Lindslandsdicft 
berechügten Umdeshehea «nf {%. 24). Von nenefen 6e- 
feteen «pridit von der Steuerpflieliti|pkcit der Luideilierr- 
Hdken Gnter: 

Bf«€kL Erb. Lana. Yergl. $. n •''). 
Wenden wir uns nunmehr zu den übrigen Eingangs ge* 
dachten Fragen, so müssen whr zuvorderst bemerke, dab 
das Wesen der Steuer, Ton der es sich hier handelt, 
darin bestehet dafs sie dne Ton den Unterthanen dem 
Landesherren als solchen • (benehungsweise audi als 
tteichsstande) gegebene Abgabe war, mithin die in die 
Kategorie TOfk Accise, Zoll u. s. w. audi wohl unter 
dem Name« Steuer vorkommenden Abgaben, zu denen 
keine Unterthanenqualität erforderlidi ist, hier aus- 
gesdileden werden müssen, indem die bei ihnen beste- 
henden Reditsverhältnisse , ' das st&ndische Leben nur 
aufserwesentlich , nicht aber in der Wurzel berühren. 

Für die eigentliche Steuer bestanden nun in früherer 
Eeit die verschiedensten Veranlassungen, Grundsteuer, 
Kopfsteuer, Vermögenssteuer, Consumptlonssteuer u. s. w. 
Jedoch bestanden für diese verschiedensten Art^, soweit 
sie an stindische Bewilligung geknüpft wmren, rechtUch 
dieselben Normen, so versdiieden sie audi sonst ihrem 
Gebalte nach sind. Der wesentlichste Unterschied der 
•Steuern für die Landstinde ist der bereits angegebene tmU 



87) Eng mit dem Bestreben der Landstände, die landes« 
Herrlichen Güter in Contribution zu setzen bangt das Tielfacb 
vorkommende Bestreben zusammen, das Wiederausthun heim- 
gefallener Bauernhöfe zu sichern. Auch können wir hier her- 
ftthren , daft als 1610 die Stadt Corbaoh sich zur Bezahlung 
einer Tranksteuer weigerte, die Mitstände dieselbe» durch 
Berufung auf ihr gemeinsames Corpus , per majora zur Mitcon* 
tribntiop zwingen wollten. Moser Landeshoheit in Steuers, 
Gap. IL'S. 53. S. auch Rudhazt a. a. O. L 215. 
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wshen uothwendigett und ftei%rilll§teli, ti^irfb irf» 
mxm bd den noütwen-digea geidMM iMboBn» dtb die 
Sünde ihr Vorhandensein nacftigeiimen TCtianfiten, so §mä 
dieneB tler Nator der freiwilligen weg;en nadk vm so mete 
Stett, überdem kam' lid diesen dfte Frage, ob iUiefliiiiip^ 
bewilligt werden sollte, hinzu; und sodann eine aAr in 
Detail gehende ControUe, wie sie verwandt werden soll- 
ten. Dieses zu zeigen woben wir rersuehen, uns dn Bild 
dayon zu entwerfen, wie sich in praxi di^ Bereditiguiig 
der Stinde gestaltete. 

§29. 

Betrachten .wir nun das ständische Recht bei der 
Besteuerung seiner aufsem Erscheinung naeh, so stehe! 
hier an der Spitze die i^inzliche Scheidung der durdi 
Steuern entstandenen Kasse : .Landkasse, Landsteuer-* 
kasse, Landkassen, Contributionskasse. Me^ 
8 er lehrt am oft genannten Orte Cap. 10. §. 10: „Mei- 
stens aber werden die Steuern zu denen Landes- Cassen 
geliefert, und es ist dises so etwas fast allgemehies hl 
Teutschland, dals man wohl sagen darff, die Landstande 
hab/en difsf alls das Herkommen und . die rechtliche Vennu^ 
ihung für sich, dafs ihnen solche Befugnils zu^ehe.^V In 
JTahre 1746 erkannte d$s Reichskammergericht in Sachen 
der Lippischen Landstande wider die Gräfliche Landes* 
herrschaft: Viertens: Bei der Land- Cassa TerUeibt der. 
Landesherrschaft die Ober -Landes -Herrliche, denen Lan- 
des -Ständen aber die gemeinsame Mit-Obsicht und Ad- 
ministration, als aus welcher Cassa keine Gelder von 
Gräflicher Cammer oder durch andere sonstige prot^isonache 
Verordnungen zu nehmen , , noch solche zu andern frembdea 
dahinn nicht gehörigen Ausgaben zn Terwenden ^). 

.Für die Verwaltung der Landkassen bestanden die ans 

88) Struben Nebemtnnden IL la g. 17. 
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kemMteflBclien imd ^sAdttifatdücheii HBtgUedeni gewikiteii, 
■leui 8cbfttzcollegien bemumteit, Bdkorden. 

BEsnuscbv. Prw. ITIO. Ayt. 15^ 
b mdevea Ländern räumten die Stände dem Landesherren 
nur ein paisdlTeg Zugegiensein dn, besMtten ihm sogar, 
* sich von dem Landrentmeister den Zustand der Kassen Torie* 
gen zu lassen, vja überhaupt nur demselben unmittelbare 
Befehle erthdlen zu kennen, weil die Landstande die un- 
mittdbaren Vorg^ety^en sein ^). 

Ohne dieser' Steuerrerwaltungscolkgia Pasrirung durfte 
keine Zahlung aus der Lan&asse geschehen. In dem am 
26sten Fehruar 1662 zwisdien dion Bischöfe voi| Hildes- 
heim und seinen Ständen fomArteii Statu contribUfionU 
wird dem Receptor befohlen: 

Wopfib^ yWBL iktrem Laüdrentnieister nicht geschritten, 
noch Etwas, es habe NatZjpn nnd Schon wie es 
wolle, in Rechiiung oder Aasgabe gebracht, sonsten 
solches nicht passiret »<*). 
Auch die Wahl des Landrentmeisters ging Ton dien St&n* 
den aus. 

Braunschw. Privil, 1170. Art. 15. 
Die Landkasse entstand nun, wie erwähnt aus dem- 
jenigen, was die Landstände bewüBgten und distribuirten. 

Schon 1514 im Tübinger Vergleich wird bestimmt: 
,,Zur Empfahung solcher jährlichen Rechnung als näm- 
lich der ersten 5 Jahren auch nachrolgender Landsteuer 
der 800,000 il. sollen sondere Persohnen, so Tormahb 
mit Ämtern, Einhehmens und ITsgebens nicht beladen sein, 
▼on Herzog Ulrich und der Landschaft mit Ver- 
pflichtung verordnet werden ,^^ diese Personen sollen dann 
dem Herzoge und der Landschaft „ufHchtig redliche Rech- 
nung^^ thun, dab die bewilligte Steuer wirklich ihrem 
fiSw^e gemäfs verwandt werde ^). Im Erzstifte Bremen 

89) Moser a. a. O. Cap. 11. §. 4. 

90) S trüben Unterricht von Regiemngs tmd Justizsachen 
Supplement ad %, VUL der Vonrett ' > 

91) Moser fFurtemberg. diplonu.^^'fGO. 
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witfdfi 1525 t«r|^dien: Dtt^ciclwii toU Jkt WaläBAof 
keinen Schtte andern Wimen nnd VnHbort des Gapttul« 
und Gliedmafsen ansäen und fordern, und ob S, D. 
Schati nadigegeben und bewilligt* werde v soll S. D. «ieh 
des Scliat2eS' nidit nnterwinden, besondere denselben ton 
den Verordneten des Capitiüs, als nimtich Hemnann ' 
Fridrich Bremer, Dom-Dedken, Herr Dietrich Friesen, 
Dom -Herren der Kirche su Bremen, auch der Ritter- 
schaft , als Otten Ton der Hade und Heinrich Cltiter issun^ 
der aufheben und in des Stiftes Sdiulden und Besten 
wenden und kehren lassen^^ ^). Über die neuere Zeit 
• M«cklenb. Erb. Band. Vergleich $.43. 
Braantchw. Priv. 1710. Art 24. 
Selbst das Beitreiben der Steuern war eine Sache der 
Stände und mufste ihnen die Landesherrsdhaft mit d«i 
nothwendigen Mitteln , eine passende Execution durch am 
f&hren, an die Hand gehen W).. 

Wie selbstständig die Landstände ihre Kasse zu stellen 
suchten, zeigt sich daraus, dafs selbst der Ort, wo sie sein 
sollte, Gegenstand rechtlicher Erörtenmg werden koni^te^). 

Die Landkasse war zu allen Rechtsgeschäften durdi 
ihre gesetzlichen Verwalter berechtigt. Wie umfangsreich 
die ständische Berechtigung bei den Landkassen war , zeigt 
das oben angeführte Reiehskammergerichtserkenntnifs von 
1746. Ja, die Reichs^tände (Jüngste Wahlcapitulation 
Art. XVI. §. 3.) sahen sich veranlafst, den Kaiser su 
verpflichten: „darüber zu sein, dafs die Stände die Dis- 
position über die Landsteuer, deren En^fang, Ausgabe, 
der Rechnung^recessürungen mit Ausschliefsung der 
Landesherren nicht privative vor und an sich 
ziehen.^^ . . 



92) Treuer GescKlechM -Historie der Herren von Münch- 
liausen im Anhange, p. 1B5. . 

93) Moser a. a. O. Cu^4p. §• 7. & 

94) Ders. Cap. 11« <$.$. / 
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n. Mitwirkungen der Stande bei Landestheilungen. 

Nicht allenthalben hatte sich die Mitwirkung der Stande 
bei Landestheilungen zu einem nachweisbaren Rechte ent- 
^ckelt Dafs ^diese Mitwirkung aus den placUis (§. 18.) 
cntstimdea sei, scheint uns demlich gewi& lu sdn, andern 
Tbeib hing e^aber auch eng mit der Besteuerung zusam- 
men. D9 sich nun Tieler Orts eine Berechtigung der 
Stande bei YerauÜBerungeii Ton Bomainen und bei wirk- 
Uehen Theilungen, analog der reichsstandischen Berech- 
tigung bei Veräufsörung Ton Reichspertineiizen, entwickelt 
hat, 80 können wir nicht umhin, dieselbe hier zu be- 
zprechen. Die Stande lieCsen nun zur Zeit ihrer wirk- 
lichen Ausbildung Veräufserungen entweder gar nicht, oder 
nur unter Nacbweisung echter Noth zu: 

Urk. 1505. Henog Heinrich der Altere Ton Braun- 
fiehweig Terspricht seinen Standen: So wi ok in vortt- 
dHi'^iÜieke Mte unde dbrpem umes landt» v^rgevtn, 
>. . %nd9 utgnatitei unde verpendet hMett, verpÜcl^ 
ten wi uns imd unse erven , ein »odane» forder nickt to 
doende, it entachege mit wetende, willen und 
vollhorde der genannten prälaten, ridderacop unde 
etdde »O* 

In 4ettt Tfibinger Yergleiche Ton 1514 heiftt ea 
Iiiernber: Hieranf sollen f4atid, Levt^ Sohlofs, Statte 
nnd Dörfer ohne Rath, Witten und Willen gemeiner 
Landschaft nicht mehr Tertetzt oder Ter&ndert, oder 
doch ob tich ertcheinte ehehafftig Noth nnd 
Urtacbe tollen in solcher Bewilligung auch betracht 
lud angetehen werden **). 
Bd Landestheilungen in der Familie datirt sich nach- 
weisbar die Mitspräche der Stände ebenfalb TOn den alten 
placitis her: 

Albertue (hegener). dotene de malie a fiUie euie Ulatie, 
volene eos exheridare voetwit fllium euum Mhertum de 
toneubinm eka ^. — dedif ei eaetra Tenn^erg ^ ^ et 

95) Stuek Com. 26. Nt. 81. ^ 

96) Moser Von der Bieichsitftide Landen 1 Gap. it, $• 10. 
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plwraalim dedÜHt «t, nm Domini Terrartun oAtft- 
ii$»ent »''). ' , . 

Für die spätere Zeit heifst es in dem Testameate des 
Grafen Simon zur Lippe Ton 1597: 

Wofern lauch knnfitig unter untern Sojhnc^n oder Fol- 
gern einig Unmuth, Widerwille t)der Mifsverstand 
entstehen wurde, so soll solcheir Ulangel und Gebrach 
unter ihnen durch innerliche Entscheidung nnä billig- 
mäfsig Zusprechen der Ritter und LaaAsch^iJfft 
nach alten löblichen Gebrauch brüd^lich auf- 
gehoben und Terglichen werden '*). 

. Falle dagegen, in denen sich die Stände d|e Vormund- 
schaft anmafsten, Regentschaften bestdlten oder einen 
Regenten wählten wie in Bayern ^) oder gar wie 1459 
die holstein-schleswigschen Stände sich Chri$tia|i I. zu 
Regenten wählten mit der Bedingimg ^ dafs, wenn er 
ihre Privilegien nicht achte, die Wahl nulT und nichtig 
sein solle, wozu sie urkundlich berecht^t warei| ^), sind 
als durch factische Verhältnisse am erUäjr^lden Smgulari- 
titen SU behandeln, 'welche durch die häufiger werdenden 
Erbverbr&derungen überdem wegfielen. 

Der aus Tielfachen Urkunden früherer Z^t^ hervorge- 
hende Antheil der Stände bei der Wahl in g^tUchen Lan- 
desh^di^ten hat seinen Ursprung in dem dem ^esammtenLaien- 
«tande zukommenden Rechte der Wahl. In sp&teren Zei- 
ten wurde dieses Recht den Stände geleugnet und ver-. 
bUeb den Capiteki ^^). 



97) Hisu Thur. Landgr. c. 73. 

98) Luuigs Reichs -Archir Faru Spec. Cont. II. 6te,AhhiiJg. 
von Grafen und Herren p. 100. — Vergleiche aulserd^m. Sen- 
henperg Chroru Austriacytm. SeUct. Tom, IL p, 58*. '59, 6iJ 

99) Rudh^rt ^; a. Ö. II. 5. 1. 309. 1. 100. ',/ .. 

, ., 100). Denkschrift dßx;-Pr$Ia£ek.u«d Rittexpobuft des Her- 
xogthums -Holstein^ 1840. p*.A- Struck De stau pr^vine, 
Cap. I. 14. . • • .<^ - . . « ; X. ' t. > • C 
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§.3L . 

ni. Mitwirkung der StHoide bei der Geselzgelmiig. 
Schon oben (§. 18.) haben ^r ims Aber den eigent* 
liehen Entstehungsgrtind dieses ^edits, so wie Ikber die 
altere An^dit des Wesens der Gesetz^bung ausgesprochen, 
vir* können hier nodi das hinzufügen ^ "dafs ganz besbndm 
bei dieser Bereditigung die weitere £ntwiÄelang der Lan- 
deshoheit der wirklichen SourerainiDIt entgegen bindernd 
in den Weg teat. Für «die älteste Zeit hid>en wur schon 
a» a. O. die nöthigen Belage geliefert. J^ervorgehoben 
mufs hier noch das Verhältnifs der Städte werden^ welche 
sich in ihrer Abgeschlossenheit ton jeder landesherrlichen 
Einwirkung frei zu halten suchten, nach dem Individualist- 
renden Bestreben friUierer Zeiten, alle generalisirenden 
Bestimmungen abwiesen und hinter ihren Mauern flir eigen- 
ihümliches Stadtrecht entwicl^elten! Im ISten Jahrhunderte 
erklärte die Stadt Würzburg: 

„Wollte ein Herr auch neue tSeboth and Satz 
setzen, da« ist also Herkomoiein , dale er da« mefal 
thun soll, wenn er aber das thun wollt n. s. w., dar* 
• . wider d^e Bör^^^r allewege gewesen *o*). 

Als 1^ Herzog Wilbelm Toa Braonschweig alle 
Zu- und Abfuhr nach Hildesheim verbot, erklärte die 
bei diesem Verbote betheiligte Stadt Braunschweig : 
Wir haben in Gnade|^ und alter GoMiohnheit Ton Her- 
ren zu Herren bis an diese Zeit, gehabt, dafs wo 
•wir nicht mit rathen , airo sollen wir auch nicht mit 
tbaten, «o wir nun in dieser Stkchp g^r 4f^t ge* 
rathen haben , sollen wir auch nicht verpflichtet sein 
ZU thaten '<*^). 
Läfst sich nun überhaupt für die ältere Zeit eme 
völlige Einwilligung bei den Gesetzen wegen der er- 
wähnten Entstehung dieses Rechtes ke^esweges in Abrede 
stellen ^), so hat sich dieses doch, in der späterem Zeit 
zu dem technisch gewordenen Beirathe abgeschwädit, 

— ' — . ■» . — .— :: 

102) Fries Leben der Bischöfe zu Würzburg p. 668. 

103) Letzner Dasseltche Chronik p. S2. 
. 10^) KudhaYt a. a. O. I. 204. 218. 
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iinil nur d«, wo Ton Stenerges^tieii, oder Oesetsen über 
bereits wohlerwoili^e RecU« dieAede Ist,, bleibt £e 
Einwilligung Rechtens l^). 

Der Beirath wie er dehStänden in späterer Zeit 
▼ablieben war, hatte ilbrigeas keine bedratende KrafI, 
wenn auch der Art. .& der ofterwähnten Braunschweigi- 
sehen Privilegien die Stände ou ^.getreuen Patrioten^V und 
„perpetuia patriae confiiliarüs'^ erhebt 

Bei denjenigen Materien, bei welchen aidi der Bei- 
rath erhalten hatte, und die 

Meckl. Erb. L. V. § 196. 
treffend gleichgültige nennt, hatte sich die Form ge- 
bildet, dafs den Ständen die projectirten Gesetze zur Ab-r 
, gäbe ihrer Monlta vorgelegt wiurden ^^). Der Landesherr 
konnte dann die Monlta wenigstens formell nicht imberück- 
sichtigt lassen. Greschah* dieses nicht, so stand den Stän- 
den das Graviren frei, wenn*dieses auch nur die Antwort 
hervorrief, dafs die Grat^amina nicht angenommen werden 
konnten, denn das Jua statuendi mafsten sich die* Landes- 
herren aUmälig bei. • 

Meckl. Erb. L. V. §. 1»5. 196. 197. 

Glaubten die Stände aber in Ihren wohlhergebrachten 
Rechten gekränkt zu sein , so blieb ihnen die Klage bei 
den Reichsgerichten frei ^^). 

§.32. 
IV. MitM[irkung der Stande bei der Tbatig^keit der 
Landeshohen nach AuFsen. 
Unter der Mitwirkung der Stände bei der Thätigkeit 

105) Nur mit dieser Unterscheidung hat MeYiut Von 
wucherlicheii Gontracten Pars. 1. Cap. 4. §. 4. Recht von der 
Nullität derjenigen Gesetze zu sprechen, die ohne Beirath der 
Stände erlanen waren. 

106) Friedrich III. beabsichtigte dieses alt gesetzliche^ Ber 
Stimmung in seine Magna Charta aufzunehmen. Kaiser Fried- 
richs in. Entw. einer M. C. von Bölimer p. 228. 

107) L eist Lehrbuch ßitt Teutsohen Staatsrechts $. 93. 
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tter LandegboheR nikdi Auben Terstehen wir ihre Mitspracbe 
1>cl Ktieg und FVieden und bei Bllndnissen. Wir sind der 
Ansicht, dafs dieses Recht ebenfalls sich von den alten 
Placitis herschreibt, und wegen der damit engzusammen- 
hängenden finanziellen Ansprüche diurdi das ständische 
Besteueriuigsrecht erhalten wurde. Der Untergang dieses 
Rechts^ fällt etwa mit dem Westphälischen Frieden zusam- 
hien, jener Hauptepoche in der zunehmenden Entwickelung 
ftr die Landeshohen; nach jener Zeit kommt lediglich 
noch die finanzielle Seite in Frage. 

Für die frühere Zdt folgende Beläge« 

1400. In dem den holttein ^ «chlMwigscben Ständen 
▼Mü Könige Chrietian ertbcUten I'rivalege helfet eet 
Offt to3f krkg oMcMgen, um frede und *nüttigkeit 
dütte» landea, nach rade, volhorde und wiUen- der ge*" 
meinen rede düsser lande **). 

1567 Tereprach Jobann Friedrich Administrator Ton 
Magdeburg: Eeine Fcetung wollen wir une im £n* 
«tifft zu bauen unterstehen , es geschehe denn mit 
Rath und ßewilli]|?ung des Thum - Cäpitnls undStiffts- 
8tände, vielwenlger -sollen noeh wellen wir etnigen 
Krieg anfimgen, oder Unruhe in eintrlej Wege ma- 
richten , doch uns in einerley Verbnndnifs ohae Uu- 
peresTham-Capituls Wissen und Willen einlassen*****). 
1617 erklarte Bischof Johannes zu Munster: Wir 
sollen auch keinen Krieg oder Vehde^ noch Yerbänd- 
nifs mit Jemand anf an geli und eingehen ohne Bewilli- 
gung unseres Thuro - Capitels und anderer unserer 
Landsande »*<>). 
Dafs dieae Berechtigung später als nicht mdir bestehend 
betrachtet wird, zeigt das in Sachen Bischof von Basel 
gegen Baseler Stände ergangene R^ichshofrathserkenntnib 
Tom lOten Januar 1736, worin der Stände YerlangeOi 
Mitspräche bei Bündnissen zu haben , gänzlich verworfen 

* 108) Privilegien des schleswig-holsteinischen Kitterschaft. 
Kiel. 1797. p. 47. 

109) Lünigg Reichs- Archiv. 11. Cent. II. Forts, p. $78, 

110) Desselben. Specilig. eecles. Contin. p. 596. 

5 * • 
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M^rd und der Bischof bei Eingehtm^ Meni<fbto !.iiiur -ßxtt 
Beobachtung d^ dem Reiche schuldigen Fflichleii wet^iA^ 
•en wird ^). 

§.33. . 

V. Beaufsichtung der landesherrlichen Dienerschaft. 
Analog der Beaufsichtigung der Kassenbeamten enir 
wickelte sich aus dem allgemeinen Beschwerderechte de^ 
Stände über Landesgebrechen noch insbesondere eine Auf- 
sicht über landesherrliche Diener. Hii^aus entstand die 
Besetzimg landesherrlicher Gerichte durch Wahl der Ständ^ 
was sich ja sEum 'rheil noch heutigfss Tages, wenn auch 
imr in der Form des Präsentationsrechtes ehalten hat . so 
wenig ^ese Erscheinung zur heutigen Sonrerainität qiuidrirt 
Braonschw. Prii^ 1710. Art. 12. 

§.34. 
VI. Besondere Rechte. 
Aufserdem, dafs die Sfäudesicfidas Recht erwarben, 
die Huldigung. zu verweigern, wenn ihre PriTÜegien 
nicht bestätigt wurden W)^ wäre hier vor Allem das 
Recht der freien Vereinigung zu nennen, wie es. 
die frühere Zeit vielfach kannte, z. B. die Cölnischen 
Stände nach der Westphälischen Einigung .von 1590 ^^) 
und es 1597 der Kaiser den ostfriesischen Ständen aus-, 

■ I I I 11 I I III » II. ■ ■ r ■- . I i.. 

111) Moser Alte und Neue Keichshofnths - Conclusa, P. I. 
9. la. Struben (Nebenstunden II. 10. $. 14. 15. 16.) macht vet^ 
l^obUche Versuche, 4^n Stände die oben im Texte erwähnten 
Berechtigungen zu vindiciren, indem es dieses eines Theils 
§. 15. durch allgemeine Grundsätze, anderen Theils durch 
factische Beispiele, die aber nur die finanzielle, Ton uns eben- 
falls den Ständen reservirte Seite darthun, beweisen will.. 

112) Dahlmann Politik I. *§. 140. Die Geirchichte der 
bayerischen Landstände weiset dieses Recht vielfach auf Rud- 
hart a. a. O. I. 82. II. 11. 12, 124, bis sich auch hier wie ander- 
wärts die Bestätigung der landständischen Rechte in eine allge- 
meine Form verlor. 

113) Moser Von dar Reiohtstände Land^ VIL Gap. 9. $. 4. 
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drüekHch gtb\» wenn der LmidesheJrr ^^md iimitäiidig uai 
gdbersamlidtes Aiihalten^> keinen Landtag anssdurcibeB 
wollte u^). Die bayerschen Landstände hatten nicht idlein 
das'Reeht^ sich zum Landtagen, selbst aufser Landes^ su 
versammeln, sondern «ach das Recht der Bihidnisse mit 
Auswärtigen sogar Tom Kaiser Maximilian L bestätigt ^). 
Ans der jüngsten Zeit sagt hierüber Art 18. der oftge- 
dachten Bräunschweigischen Privilegien: 

Getreuer Landschaft itt Terstattet, sieb mr B«rath* 
•chlagung der Landetnothdnrfl, vermöge herge- 
brachter alt^r Freyheit in xugelattenen Fällen su- 
eammen zn bescheiden, wekhes for keine' Terboten^ 
ConventietUa und Canapirationes gehalten -werden sftl. 
SEtt den femereii besTonderen- Rechten möchten wir das 
Recht, sich perpetnirllch zu eridären, rechnen. Es ge* 
sdiah dieses durch sogenannte Ausschüsse. Dieses In-, 
sdtut ist thdls so allgemein b^annt , theils sa wenig von 
dem im neueren Rechten Torkommenden gleichen Institute 
abweichend, .dafs wir des weiteren darüber zu reden unteib- 
lassen. £ine ins Detail gehende Darstellung der Ausschüsse 
findet sich bei Moser TOn den Reichsstanden Landen U. 
e, 18. Die Ausschüsse treten unbedingt repräsentativ 
auf. Übermacht der Ausschüsse und Unabhängigkeit der- 
selben ist den bedeutendste Schritt zum Untergange der alt- 
ständischen Verhältnisse. Als die bayrischen Stände Ton 
der „Gnade und Grofsgunst^^ des Ausschusses hoffen, da 
waren die „demüthigen und dienstbeflissenen Stände^^ berdts 
hn Todeskampfe begriffen. 

Wir heben aufserdem noch hervor, dafs es den Stän- 
den vielfältig zustand , eigene Beamte zu ihrem Schutze zu 
wählen. Dahin gehören die bereits erwähnten Kassenbe- 
amten, die Schatzräthe, sodahn der ständische Justitiar, 
gewühnfieh Landsyndicuir genannt und der eigne Vor- 
ifltzer, . wenn ffieses Vorrecht nicht etwa irgend einem 
Adligen oder dem jeweiligen Voiistande einer geistliehen 

114} Ebendas. §. 7. 

115) Rudhart a. a. O. I. tS6. 169. 272. 
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Oorporaiian.umUaA, la M eddaiburf siad solche P^voneii, 
dk Ton Herrsdiafteii und Stauden gewählten Landrithe. 

M. E.Jj.V. S4W. 
\n^ die hannoFerschen alten ProvinziaLstände hatten LanA- 
räthe, wir verweisen deshalb aiif den cl^ssisch ^wordeoea 
Landrath von Berlepsch. 

WWten wir hier noch die einzelnen Ehrenredfatte, lUe 
den Ständen als soldhen zustanden, den| Salum conduetua 
bd dem Benehen des Landtags il dergi. aufführen, so 
wurde das die gegebenen Gränzen überschreiten, unduns 
zu sehr ins Detail fuhren. ^ 

#Nach ihrer Entstehiuig wären bei den alten Ständen 
Diäten, wie sie das heutige Recht* kennt, nidbt redit zu 
erid&ren ; dafs den einzelnen ständischen Offizianten aiw 
ständischen Mitteln, ja bei den zu eigentlidien herrsduift-* 
üchen Dienern den Übergang bildenden, so den Landrith^ 
in Mecklenburg, auch wohl aus Kammei^asse . 

M. E. L. V. §. no. 

Entschädigung gewährt wurde, und die Vorstehe von-Cor'- 
porationen ein Gleiches in Anspruch nahmen , mag der vor- 
getragenen Ansicht nicht widersprechen. Dagegen ist die 
von Moser L s. c. VII. 2. §. 7. erwähnte Deferirung der 
StiUide seitens des Landesherren entweder als bona mente 
geschdien zu erklären, oder es mochte in solchen Fällen 
schon diejenige Ansicht leiten , welche wie bereits (§. 22.) 
erwanhnt die Stände zu Repräsentanten und ^^zu perpeUm 
patriae consillarlis^^ macht, welche die Pflicht auf sich 
habea, „in Sachen, die des Vaterlandes Wohlfarth^ und 
Bestes betreffen, ihren ^th nach besten Wissen und 6e^ 
wissen zuertheilcn — haben.^^ Art. 10. Br. Priv, von 1770, 
mithin eine zu den neueren Verhältnissen übergehende Idee 
ihnen uiiterliegen, wonach als Inhaber derjenigen .Rechte« 
die wir im vorhergeheif den betrachtet luib/en, ein jpeuea 
Sutgect, Volk, auftrat, und die Ständ,e nur als dessen 
Offizianten angesehen wurden. 
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Neuntes Capitel. GescbSftsgang. 
§.35.; 
Cber den eigentlichen Geschäftsgang; der' ständischen 
Verhandlungen läfst sich unmöglich Etwas aufstellen, was 
als allgemeines Bild dienen möchte. Cfatoakteristisch ist ein- 
dg die besondere Schwerfälligkeit, als deren Nön plus ulr- 
tra wir die Kursächsischen Stände anführen. Hatten die 
Stände einmal das Recht der Mitwirkung erlangt, so war 
es nun aber andern Theils auch, wi^ wir durch ihre Ent- 
stehungsgeschichte dargethan haben, ihre Pflicht U^), auf dem 
Landtage zu erscheinen und eine Vertretung durch Andere 
wurde früher nicht zugelassen ^^, Ersteres konnte jedoch 
nur die Folge nach sich ziehen „dafs die Ausbleibenden 
mid Abwesenden zu alle dem was beschlossen ist, verbun- 
den sein soUen^^ 

M. 1^. L. V. §.151. 
und, wie es in der Ostfriesisehen Convention von 1744 
heibt: 

Alles, li'as auf den Laadtafen^in allgemeinen Landet- 
•achcn nach Landtagerecht p^r majora b^schloetcn iet» 
•oll aar Execution gebracht werden, wenn aaoli ecbon 
einer oder de^ andere sich trennen oder dieientiren 
wollte ",•). 
• Dieser Grundsatz, per majora Beschlüsse durchsu- 
setzen, wird auch anerkannt in einem rechtlichen Gutach- 
ten der ICH Helmstadiensea vom II. Jan. 1729, wo als 
ratio angeführt wird, dafs „sonsten bei sich often eräug- 
nenden Uneinigkeiten kein ander Mittel zu einem Concluso 
möglich aei ^). Die Stände oheorto collo zum Erschei- 

116) Wir denken Hier an jene alte, aus den placitis sich, 
erklärende Pfliclit, nicht aber jene durch Beimischung ganz 
fremdartiger Ansichten in das eigentliche Wesen der älte- 
ren Stände entstehende Verpflichtung, welcher wir ämS^chllissa 
dei vorigen §'n gedachten. 

117) Sjpäter wurde m mit Einschränkungen zugdatten. 
Leist a. a. O. §. 45. 

118) 7. Freese Ostfries und Harlingerland I. p. 85. 

119) Struben. Nebenstunden I. 1. $. 11. Die ICti Helm- 
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nen ni xwingai ^ war nidil Rechtens ^) , wo Vertrelungea 
nicht gelten, waren die' behuigen ' Mandate ungnltig. 
M. £. y. S*1M ' 
Nidit in der Natur der alten' Stände liegt der heati* 
ges Tagea übliche S ta n de e i d. Dafa die ständischen Offizi- 
anten beeidigt wurden , und die Personen Yom Auss^usse ^^^), 
ist hiermit nicht zu Terwechseln. Ebenfalls hüte man f ich, 
die in der Person des S.tande colUdirenden Lehns und Hyl- 
digungseide für einen Eid, «wie ihn der heutige Landstand 
leisten mufs ^ ' zu halten. ' Den Übergang tn den modernen 
Verhältnissen bildet iA% Juramentum tacitumitatU , wel« 
xhes hie und da vorkommt , und sich ohne Zwang aus der 
Stellung der ehemaligen Stände erklären läfst. Wenn auch 
nicht als Eid , kommt doch wenigstens die Verpflichtung 
des Schweigens vor. 

firaaotchw. Priv» Art. 6. 

■ 1 , . .1 ■ .. ■ ■ . I.. ...» ■ ■ * . - II ■ I ■ 

stadienses reden hier zwar von dem Ausbleiben einer ganzen 
Glasse von Landständen, nicht aber von einzelnen Personen, 
aRfciU WdUtt äi^ fSr erfttcfres ein Oberstimmen per major a anneh- 
vken^ iO liab^n ^ie des letztern impticite mit ausgesprochen. 
Wir Wdllati (iiktigeiiB toi cht leugnen, dkU dieser Satz streitig ge- 
itäiltit W^fden kailtt, um so mehr da wir schon früher bei Ver- 
anlassung der Besteuerung haben bemerken müssen (s. Note 87), 
dall d«i Ke&htlinsiitut eines Corpus nicht immer mit Gonse^uenz 
dterahgftführt if uxH«. 

XIQ) Leista. a. P. §.45. 

121) Rudhart a. a. O. II. 47. So sehr Rudhart hier 
auch die den Ausscliufsmitgliedern zur Pflicht gemachte Ver- 
^chWi^l^efih^it tadelt, st> ld)hheh wir die in älterer Zeit sich durch- 
gehtttät» ii«4«aid* t$«Kchld«««ithefl d«r ständischen Verhandlung 
doch irar als sine rlishtig gezogene Consequenz aus ihrer Ent- 
stehung und itirer rechtlichen N}itur erklären. Nur wer in mo- 
derhen Verhältnissen befangen die ältere Zeit betrachtet, kann 
den Sieden ihre ehedem geschlossenen Sitzungen zum Vorwurfe 
macüfen. ' 
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Zweite Abthdltuig. ^. 

Üebergang zu den heutigen Ständen. 

Erstes CapiteL Einleitung^. 

§.36. 
Die Periofc. des Überganges Tom Alten, snm Nenen 
Ist die wichtigste, weil sie die Bracke zwisdhen zwei an 
sieh Mir SU, yersdiiedenen Instituten schlagen soU^ die^ 
weil sich die Faden drnher und hiniiber sieben, weil sin 
fast dieselbe Stelle in der staatlichen Organisation ange« 
nimunen haben: und wdi sie ungilkcklicher Weise unter, 
demselben Namen forttaufen ^ nur jni Iddit susanmienflier 
den. Wer die fiefchtskunde historisch auffafst, wer dw 
Recht nicht am Machen, sondern am Werden su ent- 
wickeln bemüht ist, dem darf der Faden der GeschiditQ 
ninuner abreifsen. Pfur in der Geschichte, in dem Gewor» 
denen fliersen Wirklichkeit und Wahrheit susammen, nur 
die WirkUchkeit ist mathematisch wahr. Jeder Zeit smd 
dem Leugnen des Vorhandenen di; gröbsten Irrthümer Inf 
einer Doctrin beisuknessen gewesen. Der geschiohtlicbai 
Entwickeluttg darf kein Bfittelglied fehlen, wenn* sie' es 
aucih, wie wir es thun milssen, müh- und gewaltsam von 
scheinbar fremden FeUem suchen milfs. Von scheinbar 
fremden Feldon sagen wir, wdl wir uns xu der ndiönoi 
Wahdi^t bekennen, , dab es in der Wissenschaft keine 
Terra incognita, keine Granzen gibt, dafs vielmehr ^Ajies^ 
#as gfe^bt werden kasb und soll, ein grbfses Gänse Ist 
und. inuk dos gthrecUifdien Meüsdioi Können und W«^ 
die Binfaer ersbhaffen hat Wer. ^ ^ubt, diNr«eschicbt0 
entMinelif und dsm Staat 'tek Ücn FüMn «ach dum MonAi 
gekdaft dprmi iMHuiLnibresii'xb #olbn; der wird nrnrtan 
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^Id gewahr werden V dafii er gd^ Material seineiii etgaea 
Hirn enttpringea lassen mufs; aber^e Kroniden sind, aus- 
gestorben. 



^weites Capitel. Untergang der alten Stände. 

§. 37. 

Das erste Glied zum Übergange ist, dafs das Institut, 
wd^^es wir jm vorhergehenden kenhen -getem thaben, von 
der Wurzel zus yertiigt wird. Durch die IntendTe Erwrf^ 
ternug d^ Landeshoheit , äurch die immer schiyrf ere Son- 
derung zwischen Landeshohen und Landsassen , wie m 
sich besonders nach dem Westphälis^hen Frieden entwik- 
•kelte, wiurde die Macht der alten Landstände tmmw mehr 
zersplittert und verflüchtigt Als der West|^iUische Frie^ 
den den Reichsstanden da» Recht der Bündnisse unter sieh, 
und mit anderen EuropiUschen Mächten gab, als die Reich»^ 
stände sieh Kronen auf das Haiqpt seti^n , db war der 
Rest ursprünglich Reicher Qualität zu ihr^i Landsassc» 
durch die factische Lage sehr v^dunkelt Die Landtage 
selbst verloren durch^den ewigen LandfHe^n an Bedeutsam«^ 
k«it Es war dem Landesherren nicht mehr so nothwendig^ 
alle wichtige Sachen auf die Landtage zu bringen, denn 
Wegen äes ewigen Landfriedens hatte er bei Unzufideden- 
heai. nidit soglekh Eingreifen mit Gewalt zu befahren. Die 
bedeutendsten Steueifn waren unvera^dlidie Reichssteuem 
fewerden. >Die Reichfigerichte wagten wegen kaiserlidber 
OhnmaeU;, mir den sdhwächeren Re|chs- Ständen Unredil 
zn g^eil. 

Aus der Zeit des w^stpbällscfaen Friedens datirt rieh 
haiqptsäcMch der aümälige Untergang der alten Landstände. 
8*hMten sehen 1638 die gemeinsamen Landtage ^^dieii 
Hesaail-Cated und Skrmstedt auf. ^. In den «nhaMniiahen 
Ländern horten eigeatüeh 1698: die Landtage «nf^ derib-. 
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■Mr iea Aam berkf nur midi etum DeputttittM urf 
Luidiecli&uiigstag. Moser -foi^ der Bdchutiiideii Ltndea 
p. 349. 46a 1447. (Im HenogtÜMMne EodieiL wnrie durdi 
Verordnung 28. Des. 1810 auch dieser leiste Rest anfge-* 
hoben und statt dessen dfe Dabelow - Napoleonische Ver£M- 
sung.eingeführt. Klüber Bheinbunä-LII. ^. LIV. 381.) 
Kurz, ohne uns ins Detail zu verlieren, schon 1735 stellt 
Hoser den Satz auf, dafses schon eine -nicht seltene Er- 
scheinung sei, gröfsere und kleinere Herrschaften ohne 
Landstinde zu sehen ( Comp. Jur. Puhl: p. 602.) und in 
seinen Reichsständis Landen p. 1387 giebt er eine 
Aufzählung deijenigen Gebiete, wo es der Zeit noch Land- 
stinde gab. 

Wir können nicht tungdhen, den Unt^gang dmrLand- 
«I8nde auch zum Theil aqf den Sdbstmord zu sdileben, 
de» sie an sich durch •mogKchste Ifinaufschraubung der 
Ausschüsse so wie durch übermäfsiges Streb^i nach Berdl- 
cherung der landschaftlichen Kassen, und endlich durch 
ein -trostloses tempiu ter^re edctx aittübten ^). 

Den Jetzten Todesstofs gaben den ilteren Landstin- 
den einige Ereignisse unseres Jalirirandorts, es waren 
dieses: 1) die- durch den Reichs -Dqmtationdiauptrecefii 
hervorgerufenen GtebietstheHungeny z. B. Münster , Trier, 
Nassau, Weilburg. • 2) Die un Presburger Frieden erlang« 
te Souverainität;» z. B. in Würtemberg ; und 3) die Auilö^ 
sung des Reichs und der Rheinbund. Die letzte Thatigkeit 
der brannschwdgischen Landschaft war die auberordentU- 
die VerwiMigung yon 1^ MttUonen. Ostfriesland verler die 
^^44 T^ Preufilen garantirten SMhide , als es 1807 zum 
fraindsisehen Reiche geschhgen wur^e. Wir müssen hiev 
das Detail der Statistik zifweis^. 

' Zur selben Zeit, als um die altoi Stinde attmiUg ab- 
starben, kam eben so allmlUig eine Idee auf, aus welche 
die neuen Landstände aufwuchsen. Da siidi nun aber einer 

' '■ ■ ■ I i: I ■ I.. I ' » I . . „« I. ; 

If^ KudhaHi a«a. O. U. 880, 280. 506; ^ SSSw il& 



Digitized 



by Google 



^ f§ -^ 

Um durch b^tfamte Qesetw iiad VenHrdttnagott cnl 
knodgiebt, wenn me Yolbüiidig vorhindeit U^^ m mfiaMa 
wir etwas absehwcifeii wm derselben gmQsBchauf den Grund 
$a ktmunen. Diese Idee wird denn Leiterinn der Ckset»- 
««bong. ' .^ 



Drittes Capitel.- Entwickelung der Idee^ welche 
den neueren Ständen zum Grunde lieget 

§.38. 
Dars an äie Stelle der. alten aus und' su eifern ftech- 
le auftretenden Stände {otdmef, Status)^ die euen gs^ 
schiossenen Kreis toA Rechten wahrnahmen^ ome an der 
Mitregierung im Ganzen berechtigte Nation ^tstwid^ ist 
nioht Laune der Gesetzgebung^ ist yielmelur da cpnse- 
qnentes Factum, das nadizuweisen, wir unternehmen »w^^ 
len. Es springt fai die Augen , daCs nadi cjem B<:sri£fe der 
heutigen Repräsentativstände, dem Volke, als sei*- 
ehern, als Ganzem eine Berechtigung zuerkannt wird. yiTo«- 
her nun diese Berechtigung, woher dieses neu berechtigte 
Subjectf Antwort: aus der Lehre yon der Volk9sou- 
▼ erainität Von der Wahrheit oder Falschheit dieser 
Lehre absdend liegt es auf der Hand, dab, so wie .der 
Grundsatz aufigestellt ist: Beim Volke ist urspruugUeh die 
SouYerainität , der erste Weiterschiuls .sein mufs: . Es kana 
äe delegiren, es kann iim Delegaten seihe RqirasentantQi 
zur Gontrolle sritzenj^ I«t also die VolkssouTerainilät &lsch» 
so möchte es ersdieinen, daJs auch die Repräsentation ala 
Lftge zusammenfaUens islleia hfeahi liegt du Irrtfanm. Das. 
Unwahre ist nidht «oeh aUe Zelt unwvklieh, und die Wide- 
üdblkeiA ist in 0MU concrßfy), wie wir zu entwickeln geden- 
ken, faüsUch,. *und wahrlich die Lehre «tou der Repräsen- 
tatlon wäre lüdil das erste durift IrrthumiRcchifei^ordene 
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Intttal ^). . Also eÜeii wir, Uiioriieli dai «amfUirai, 
was wir angcdentet liditti. 

§. 3a \ 

Inhaber, Sulueot der Sofiv«caiiiitSt kann iinbeswdfdt 
jeder sein , der BinsEeine« die Genuande. Es ist hier aber 
davon die Rede, dafs, ob und wann die Lehre ani^ 
kommen sd: jede Souveraimtät adi eine kraft und f ennog« 
Übertragung vom Voike ausgegangene Gewalt, welehen 
ganaenProeefe wir der Knn^e halber die Lehre Ton der 
VoikssouTerainität nennen woUen. Gewöhnlieh mufa 
die französische Bevoitttion die alma mUrix dieser Lehre 
sein, wahrend <Uese Zeit nur einen Ungst Yorhandenen 
Gedanken so dureh und durch in die Breite arbeitete, dab 
dlrMitaeeit deutlich die vielen Schieeheitea dieses BegiilTea« 
wofern sie Augen hatte zu sehen, deutlich eriEcnnen 
mochte. 

Wir wollen von den Publidsten des Alterthums abse-^ 
hen und uns auf modernem Boden halten. Schon zu den 
Zeiten Ludwigs des Baiern, also 'im 14. Jahrhunderte, 
wird während des Königs Spahnen mit der Hrche in den 
Terachiedenen pro et corUra gewechselten Schriften, uni 
dem Papste recht gründlich seine Anredite abmspredien, 
gelehrt: die kaiserliche Gewalt entspringe aus dner dde* 
gb*ten Volkssouverahut&t, obwohl die deutschen Firsten 
gleichseitig erUirtea : ImperiaUm ' dignitatem et po^esich' 
tem immejtai9 eeae a Deo ^). Was hier nur dunkd 
vorgetragen wurd , findet sich in ansg^ragter Sntwiekdmig 
bd Hubert JLanguet Vindickie conJtra tyrannoe. Edin^ 
bürg 1579. 

19^ BeigpieUweise allegiren wir hier nur die Lehre toii den 

Regalien , welcher unheilbare Wirrwarr voo Ansichten liegt der 

ursprünglichen Begründung dieser Lehre zum Grunde, wollten 

wir aber der irrthümlichen Basis wegen die ganze Lehre um- 

, stolsen , wie wfirde inan uns dann nennen? 

191) Berliner Polit. WocfaenblBtt 1836. p. ^. 
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Et miteriiegt kehemSweiM, daS« «He In leMeneichtfl- 
lieber Vorliebe ziiin Römischen Adehte befangenen Juri- 
■ten des Mittelalters hier aioerst einen nachtheiligen Felü-, 
tritt machten , indem sie Verhältnisse und Bezeichnungen 
des RI^BUschen Rechts^ welehe lediglich anf die histodsche 
Entstehung des Rl&mischen Kaiserstaates bezegen werden 
konnten , auf deutsebe * Verhältfllsse becogeii. Die Romi- 
«eben Imperatoren traten eis Vemlriiter der Republik auf. 
dieses historische Mraiait übersehend, entging es den er- 
wähnten Gelehrten, dafs es jentscbiedene UnmöglkAk^t 
vd, die StaAtsreohtsnormeii jenes Staats auf denRo- 
mischen Kaiser deutschar Nation und bald aüdk auf die 
Landesbohc» anxirwenden. Als Karl d^ Qrofse sich die 
Riknische Kdserkrone erworben, als seine Nadifolger un- 
gestört Ton ihren „w^jiandt Voifahren am Reich Titua 
und Jostinninus''^ redeten, da war der Irrtbum leicfit er- 
kttrlich , auch das ganze Römische Staatsrecht auf sie an- 
mwenden. • 

• §. 40. 

Die \/üiwendung des Römischen Staatsrechtes auf den 
Kaiser und die Landedic^en hat ihnen manchen VortheU 
vorsogsweise in finanzieller Hinsicht gebracht. Als nun aber 
die deutschen Fürsten , von einem Übermafse von- Gewalt 
gedieben, diese ihre Gewalt zu mifsbraudien begannen, da 
fing man ebenikils an, die Römischen Staatstbeorien zu 
ihrem Naditheile anzuwenden. Alle Fürsten wurden Un- 
terdrücker der Frabeit und Nachfolger der Repobfik: Ztt 
dieser in sidi verkehrten Lehre gesellte sich noch eine an- 
dere merkwürdige BegriffsTerwirrung. Republik Ter- 
mischte man mit einem ragen BegrüTe von Freiheit oder 
besser zu sagen von Anarchie. Man dachte niobt dar- 
an, dafs der Republik eine eben so heilige und gewaltsame 
Souverainität inwohnen kann und zu ihrem Bestehen mufs, 
als dem Königthume. Man substitiürte also an die Stelle^ 
4er Republik dnea sogenannten Naterziwtand, d. h. ein 
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jMbfii' m», ein admalgmn jnriitt^ imfcreiiitar tmä imlre* 

DkB^ Yerwirrt« ; AnSilssiiiig fdbch veMtendoier Begrttb 
und dfe. AnwenteHT ihrer Consequemen wurde sa ^nurZeit 
0Nigkar, wo ifi Beiitschiiiid die Landethebdt und Ja ihrit 
gisa Giiniva dit« Kömclhwn den bdchsten Gipfel derMedht 
erreicht hatte ; aber , wenn der Bogen am stärksten gealraffll 
ist^ ist er 4eni Br^en .amiuiehsCen. 

Englinda.erater SfurI war der erste, d» den ibefaft« 
aUgm Leichtsinn Vkaitflliplieher AnmaCsnngen sdwer hofse» 
nni&tei Als ÜMimwell 1648 das Parlament anseinandev 
trieb, sagten dbe jndepcnd^nten : ,,Dab ihrVille allein die 
Gesetz ausnanhev Wi»l der UlrqueU aller rechtmifsigen Qet 
walt bei dem ¥/itt«i.sei#Ad sie aUein Volkarepräsentinte« 
•rfn.'' Wie!jlteCdi«ijs»iglMdie Revolution S(dion die Leiure 
▼on der VolkssouveralnÜit ipit den Gemutheirn der Zdttge*? 
Bossen yerwoben hatte, gehet daraus hervor, dafo Hob^ 
bes, der Vertheidiger königlicher Allgewalt, vortrigt, 
däb die dni^hidaa jotac^mi social» inter^singuloM vereinig- 
ten Bürgte Alka auf« ewig dem Fürsten abtreten, Nidits 
w lägen bebalten i^en {de cit^ VI. Iß.) Wie^fesiiiob- 
bes in seiner Tluesm verwadisei war, neigt der ailerdinga 
consequent derselben entspringende Satz: Man sei €kMl;l 
nicht unterworfen, w# man ilun keine Sou^eramitttidele- 
girt habe (de cwe XIV. \%. XF, 2.) Was Wunder^ wenn 
S i d n e y , sdn . nächster Nachfolger von BedeutsMg , die 
gerne Lehre so Gunsten der -en^Uschen RepubUk anwandte. 
Niciit ohne Grund erkennt Hall er ui Sidnefs JHeeow 
eo^eming got^ernement das Froduct eines malcontenten 
Grofsen, der die Volkssouverainität anwandte, in «owdt ea 
adnem Ehrgdze , oder seinem Hasae^ gegen die Grofseii 
•chmdcheln keimte^ 

S «. V 

In Deutschland kann man den Vater des NatisfechtSv 
Samuel. Puffendorf«, andi wgleich als den eraleaBe- 
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gtiaielr^m VottaMmreHdailtt ketfiditai. Er bcgrihiiM 
den Staat auf Uuterwerfungs - und OberUvgttngtrtHiig^l 
Sieinrdbt ihm andi die Tm G«tl hätt4Utir«iide Maj^iill ?or, 
io Icann «r «di dodi der V^lkssoavehduMII nidit gitizlicli 
.entsebbgcnf, wie diesea denn lMiepluni{»t -liei den Yh««* 
rieen^ die Vertrfige ala 6rundia|;eto «ondilntti^ JcMun m&g* 

Die d^tlidie Yottenduii; gA llf>nt«4i)qm|iii der 
htHtte von der VpIksaoiiFcarainitKi • imd ««dann Jean Ma- 
gill eüRonaseau. Wenn wir deii^ib/»^'/ ^«^ &W Aetradt-* 
ten, »o wundern wir üb» fast wie*bei dvm ColumUaeheii 
m\ dab nMh kein früherer Schriftstdler dannf ««rfalieii 
iat^ die Conseqnenzen so einfach auneinander folgen au 
iMiMift^ seh dem Contra^i «dcmü^ Wwrde Sias J^Hüni ^ib^ 
fä&tUnda ToUenda so 'allgoRiein, dabkeh^Bdunftttdlerttiefar 
an deasen WahriMÜ an cweifeln wngie/ 

■ S. 42. • .' 

Dleaev inlaere* Umrira möge fibr iquBenan< Zweck «gentl«« 
gen, wir-^fnigen nun aber, wie konnte «ind- ftoldie Lehn 
ao tfof und fest eindringen und war aie aucfa in. Deatach^ 
kuid- ao eingedrungen, /dafa daa Staatsrecht. und die ThmoB 
daraiif^ weiter' arbeitete 1 

Den ersten TheM imserer Frage betreffend, ao modi«* 
ten "Wir denselben dadurcb erläutern, dafs die erw&hnten 
Anrichten, an einer höchst aufgeregten Zeit in England 
geaeitigt und fai ifie lebendigster Circnfaition gebradit, von 
d«i nach ewigen ReilgionsaerwMnisaen endfich an Oatt 
und Religion aelbst awelfelnden engiischen Atheisten aer« 
aetxt natfi Frankreich hinüber wanderten , um Ton dem gd- 
atig erregbaren, fgmaöaisdien Volke alles anaammen und 
aufrecht haltenden Stoffes beraubt su w^^den. • In Frank- 
reich kamen sie eben au dem Momente an, wo die könig- 
liche Madit den Piuikt erreidien wollte, der ihr im höhe- 
ten RaHisehluaae ala Wendepunkt gesteckt war, wo Aus* 
achwelftingen und Laster der Gtofsen alle EeUgion und aUe 
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AidrifaigU^dt an vieljUing dm^lldbte UntemreifiiiigeR ver-^ 
i|riiig;ten. . Mit VerwönichaBgen imd SpottUedeni verfolgle 
die Nttion die irdischeii Reste des ekut vergötterten 14ten 
Ludwigs, die raf Aliwegen ntch St Denys gefahren wur« 
den. WM nsodite man mit ^miid an der Treflßidbkeil 
des königlichen bon plaisir zweifehl. In Frankreich bKhte 
.dazumal jene Philosophie, die dem denkenden Franzosen 
das* Wort philoaopkie eben so verhK&t gemacht haben mag, 
ds uns die ,,Aufkiiining.^^ iNrch die gdbieterisehe Stel- 
long dcar Encyklopidisten , weldie die Tofecant fiur sieh 
tisorpvrten ^ drangen unsere Ansichten in die höheren und 
höehsten Regionen. Die InveetiTen der Eni^lopädistca 
waren so vensteckt, dafs man zweifelte, faCsiten «e den 
Staat selbst aa, oder niur dessen Mtfsl^riuiche. Selbst ge^ 
krönte Hiii^ter fingen an, dem. neuen EyangeHum gläubig 
bebufallen. Anfang« huldigten let^ere nur dem rdigiösea 
Anarchismus, bald aber fielen sie ihrem ai^ten Feinde in 
die Arme. Dartschland hat hier besond^s den Blununatc» 
*gro&en Dank zu zoUenl Jede falsche JDoctrin wird um so 
unh^voll^, in je ungeschicktere Binde sie geriith. Wir 
sind gewifs*niiM der Meinung, dafs wir den Franzosen 
In Hin»cht auf Bildung Tor uns grofse Vorzüge dn- 
^rftumen wollen , allein wir Deutschen sind .zunädist den 
Bzitten Immer mehrfilr das Grobe, wir nennen allemal 
Sadben, wie sie eben sind, darum wirken bei uns alle Irr- 
ldiren*attch Tie^eindringficher; namentlich wenn das, was 
fraazösisdie Sdiöngeis^r blos als Witzf^en Inngeworfen 
haben , von unseren pedantisch«! Gelehrten erst in die stei- 
fen Formen einer Systematik gegossen imd br^ getreten 
wird. Heutiges Tages , wo man gegen kein Verbreche 
Ton ^en herab argwöhiüsdier und in unteren Regionen 
duldsamer ist, als gegen die, welche Im entferntesten anf 
Uminderung oder gm* Umstmrz bestellender StaatsTCihitt- 
Bisse zwacken, ist es l»mn begrdffiioh, wie nai^chtig die 
Gfofsen^m der flfitto'des ISten Jahrhunderts gegen die 
erwttatoi Irrlebrer RnudoEefa^ und. Deutsdilands waren. 

6 
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üngerilgt namt HfelTetliis aHe Fftnloi» liger, oage* 
straft sehnt Diiderot sich nach der Zelt« wo man den 
letiten König mit den Eingeweiden des ietxten Priesters 
hingen wfirde. Scdche Erscheinungen erklären sieh nur 
daiaiu , daib irach die Chro4|ien den LehMn der Sneyklofä- 
disten huldigten. 

§43. 

Von Pombal bis Satkarina IL findet man durch gana 
Europa engen Connex mit der franxosischen Philosoplue. 
BVeilkh huldigten , wie bereits erwalmt , die Herrsdher ur- 
^^gUdi nur den anthreügiesen Irrlehren, ab» schlddiend 
befiel rie äueh das 6ifl d» poblidstisdiea Verikehttheiiken. 
Katharina II. berief eine NationalTersammlung , Leo- 
pold IL Ton Toseana legt zuerst dcjpn souTerainen Volke 
gegenüber Rechnung ab. Was Josep'h II. im Geiste iBe- 
•er neuen Lehren gethan,^ ist nur zu bekannt^ dafs der 
grofse Toleranz* und Anfklarungsprediger am Ende seiner 
Tage sdbst lernen muTste, dals alle seine Verin^erungeii ' 
nur auf oberflächlidier Kenntnifd seines Landes und auf 
^ Despotismus begr&ndet waren , das war leider eine zu späte 
Brfkhrung und kdn sanftes Sterbddisen für den sonst ed-^ 
len und woUwofienden Monarchen. Friedrich IL, so. 
eng und nah er zu den franzörischen Philosophen stand, 
wurde doch zu sehr Ton seinem innewohnenden grofsen 
pndLtischen Geiste geleitet., als daGsi er diejenigen Ansich- 
ten, die sich in seinen ScAffiften neifiltig zerstreut finden, 
zur Antfuhrung gebracht hatte. 

Wir smd eben so wenig Freunde der Dluminaten ala 
der Jesuitenriedierei , idber der Wahrheit irer mogoi wir nicht 
zu widersprechen, dafs die Illuminaten es Torzüglich durch- 
gesetzt haben, üi Deutschland das Band zwischen Herr* 
sdem und Vntertiianen zu lockern^ Torzüf^ch eines ihrer 
Kfaider, nämlich die neue Pädagogik. An den Philanirö- 
pinen ist es redit zu erken^^n, was da|i Wort „Aufktt« 
nmg^ bedeute, seichiB UngriJüadliddoeit und ObediächlMi-* 
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ren ihr letiter ZwedL — « 

.§.44. 

Unter f oldien ZeÜumstinden traten denn in Deutadi- 
land kühn die Lehrer der Voftsaouyerainkat auf. San* 
nenfels, der ziemlich geistlose Nachfolger Ronsaeaiis, 
erlebte die achte Auflage seiner ,,6nindsätKe der Poliiei, 
Handlung- und S^aatswirthsehaft/^ Er trügt schon die 
Lehre Ton der ^ationalreprasentation in voller Ausdehnung 
vor. . 

So treffen wir also die Lehi^ von der Volkssouverair 
ritit auch in Deutschland sdion vor der französischen Re- 
T<d||tion.- D^ ehrenwerthe Darid Georg St ruhen,« 
dem gewifs Niemand Mangel an Frömmigkeit Torwerfeot 
wird , trug schon lange vor der französischen Revolutioa 
Tor: ,^um der äufseren Ruhe und des sidieren Genusses 
des Seinigen Willen hätten die Menschen sich , der ihnen 
sonst so angendulien, natürliehen Frdhdt begd>en und der 
Herrsdhaft anderer unterworfen.^^ Dais Struben diivect die 
* Stände zu Nationahreprasentanten geoMcht habe, ist uns in 
si^en Schriften nicht begegnet, die Geschichte war Smi 
au geläufig, aber seinLantlsmann, der grobe Mündhhau- 
netkif sdirieb schon unter dem 5ten November 1759. an 
die Calend>ergisdie Ritterschaft: — ,,eine Landschaft, dis^ 
das Wort nidit eines dnzelnen. Standes, sondern der ge- 
sammten Unterthanen reden sollte.^^ Solehe Aus- 
qprftche berechtigten Häberlin zu sehiem Ausspruche: 
^,Wehe de^n Lande, dessen Stande diese ihre Bestimmung 
auber Augen lassfsn , und wähnen ^ dals sie für ihre eigne, 
oft so unbedeutende Person 'erscheinen, hier nur aus Ne« 
benabdchten, oderm ihrem Privatvortheile stimmen, da- 
gegen tf^b gegen die Stimmen ihres Volkes sind und nicht 
dessen Bestes zu fördern suchen.^^ ^ Wenn Häberlin dieser 
Ansichten wegen vom älteren Runde incriminirt wurde, 
als habe er diese Ansichten „dem Inneren der Jacobinlsch' 

6* 
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firanöfitchen CoiMtttulioii^ enliMMBnien, so modite erste- 
rer sich mit Recht auf das erwihnte Reser^ des Stiften 
der Georgia Augusta berufen ^). Interessant ist es auch, 
dats sich in den siebenziger Jahren die Geraischen Land- 
s^de ^^Rqprisentanten des ganzen Reofsischen VoKe«^^ 
nannten, worüber ihnen freilich fidnlkdier Procefs ge- 
macht Wurde ^*). ^ 

8. 45. 

Vfir haben .somit gegeigt , dafs in DeutscUand , und 
zwar schon vor der franzosisdien RcToiution, die Idee 
aufkam, die LandstSnde* seien Repräsentanten der Nation 
und dals man, ehe dieses wirldidi in einaeinen Lindem 
Redlich anerkannt wurde , ihnen diese l^teliung beimafste. 
Diese verwechselte Gleichstellung würde bd uns Tielleicht 
nidit so heimisch geworden sein, wenn unsere Sprache 
glddi 4er französischen uns sofort' die gehörige Techidk 
an die Hand gegeben hätte. 

Bfit Redit sagt Rehberg: „Die G^hichte derEnt- 
sldiung der landstandischea Versammlungen mag hieriber 
(d. h. 'über die Repräsentation) sagen was sie will: die 
ständischen Yersammluiigen haben nach der Entwidcelung, 
SU welcher sie in neuster Zeil gediehen nnd, den Be- 
ruf, über das W^ aller Landeseinwphner zube-. 
rathsdüagen'^^. Wie der Letzte bedeutungsvolle Reich«- 
ataatslehrer , Lei st, über die Stellung der Landstlnde nr- 
dieilte, sahen wir befeits oben '§. 22. 

Solche Begriffe hatten sich nun am Abehde des Rddis 
entwidLelt. Ober ihre innere WahAeit zu richten, schliebt 
unser Thema aus, ihre äufsere Wahrheit denken wirnadi- 
gewiesen zu haben. 
» • ■ ■ 

125) H ab erlia Staatsrecht p. 197. 

126) Pütter Beiträge fcum D. Fürsten und Staatsrechte. 
L 10. §. 59. Note b. 

127) Kehberg Ober die Staatsverwaltung D. Länder u. s. w. 
p. SIS. (erschien 1807). 
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Durdi die AnflSraiig d«tR«idhflT«lNUMlc0, um idUiebr 
lieh awf die iufiwire 'ReehtigcgiBliidite tHrfidbrakommeii^ 
lletoi faist aUe fUteren VerfiMiiiiigeB , diedi« früheren Vor- 
iialtnisse nicht ber^tä gertttrst hätten. Wm d}6 Folgeseit 
bis mm 13ten ArtOcel der Bundesacte hervorrief, legte 
die Repriaentfttion zum Grunde. 



Dritte AbtiheDnng. 

Die heutigen Landstände. 

Erstes Capitel. Entstehiing der Landstäbde dnrcii 
Artikel 13.. der Bundesacte. 

Bie Jahre Tön* 1806 -- 1815 rind für die BBtii4dAfllg 
unseres Stoffes nur insofern von Wichtigkeit, ds die ^^iil^ 
rend flmeii entstan^nen neuen Staatsreifassungen sSmmt- 
Hrti die Reprisentation, wenn auch nicht iii ToUstindiflÄF 
DurdifiOining , aum Grunde legen; im uiifrigeA gab es ^d4nr 
Ktei^ nach Aufeien su riele, um nach Lesung des ReMhH 
Verbandes der zersplitterten *und TereinselteA Lage unseres 
Vaterlandes ehie Herrsshem und Behemchem 'gemehisanf 
er&eulidie und gedeiliehe Yereinigimg zu geben und fln^ 
die einzelnen Theile normirende VeifOgungen zu treffen! 

Dieses letztere mrohl dnsehtad' Wurde 'fron ieä lö- 
sten sdion im sechsten Ai^d des Pariser Friedeitt vom 
SOsten Mai 1814 c^ soklier Wuniidk auiBgesprochen ^ als 
dessen Realisirung die Bundes-Acte vdm 9teh jhin^i' 
1815 zu betraditieli ist. Dfeses Gnindgestitir stäiet unter 
Garantie der cohtralurenden souverainc«! Fürsten und fireiea 
Städte. Deutschlands, aufserdem .aber auch unt^ Garantie 
von Spanien, Frankreich, Inf^and^ Portugal, Rulsland. 
Art, M. Aü^*^ dm Oangri^ ^. »^fimwi Iki Ja» ]fil5. 
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Der in de» Btmi^öftstite ^er'LiiidfiAindeii gewtdnete drei- 
■dmte ArtBrel ders^b«n ist kturs^ und liutet: 

In aH^nr VuBdftfl-iSttaten wit4 «Ine lanil«»^ 
..« ilfin^lAche ir«rfaf#4Bg: SUit finden. 



Zweites €npitel. * Interpretation des 13ten Artikels. 

§. 47. 

Der 13te Artikel ist mit no dürren Worten liingestdit, 
dab man, lün seine unendliche Wichtigkeit aiifEufassen^ 
fast gezwungen wird , über jedes dnzdne Wort einen Com- 
jffßJfUtt 9f^ schreiben. Wir merken hier über densetben 
an: 

1) Der Artikel setzt voraus, dats ländeistindische 
Verfassungen 'nicht ül>erall.'iÄdiiP bestanden, wie dieses ja 
^^i4m, fH^4i««gv^%b|tpi der Fall -war wd. wie dieses 
aiKi), düsH^rti^wird''. beneldi^^ •* . 

?a.f8) P^:Art|M oirdpiet lande^rt^ndjßcbfi yerftamii^w 
%.||U9:9i^n4fS4tu^q «Ri rWJand «iita^li^ «nsgnr^qm- 
PMi 4ie.r^a4t«^. wfllchm Art 62. der^ Wien« SdWL Ai^ 
Vaitm ,M»i,iS^,heBii»^i .^ «9 weit die b^ondfiirea 
Y 4y j ^frii i<\ju»4: y^gftp^ d^nelbeiyL e^ »Oass^,*' aa 
wie .a9(A;4diq^ii]^ Siindf9sgliqdw:^ .ditmll«»rr m\ an^h- 
wfN^Wr lOpivircli^wpir cid^ istr; «imgiNipUofliiea a«d d^ca- 
gestalte i9i^<itlsiiiteiir!nad Ste^deiE^^ r 

*3> Wifii.daa.Warti;,H«*irÄ'? »ii ,?eist«A^ a^ä^ niun- 
lfa^4 ,>Mii^j^ni$IMietWAb :via,fgji«efeliyierpi!c^:i5ur^l^ 
«»«Ghtqt:M^<^24^ii^t«raf<^ iBft.A*^^ 

rOufi 1- i^ W'^J^digflj.Sjfn^.flw d^^^^ 4jpr Qtp-j 

... deiacle u^d den darüber ei^olgtefi späterci^ Erklarim-N 

/-'gen 'in alfen Bundesstaaten landstandische Verfassün- 

'^'"^^''^jg^n^-Siaä'lhid^^ ollen, tfeliat die BUdesverskmm- 

l ^ Iiiilglarfiiw'^ii^Miä^, , dahi ^dieae 'BcsdnM»fttg(*l» 

i'; 1 KtteiabnatlMd^stte^a iaiecfalU?bWbe. ^ "^ 



Digitized 



by Google 



_ 8f — 

Wir mimen hictr namlicli anmarken , daTs die Bundesacie 
eioe if«4p im^ßrffcta im Sim^ der, alten ftömi^chen Juri* ' 

'- • 8. 48. "' 

4) Der dreizehnte ArtDcei gehet mm ferner in seinem 
einfachen, aUer aussdhiagenden Bezdchnmigen entbduren- 
den Form davon aus, dafs über den Begriff «iner ian- 
desstftndisch^n Verfassung kein Zweifel mehr ob- 
Waltete., sonst würde er sich mit Wenigen Worten dhei^ 
deutlichern Bezeichnung befleifsigt haben. -' 

Htxxr Zeit seiner Fassung war man nadi unserer An- 
sicht kelneswöges über den Inhalt des dteizdlmten Artikels 
In Zweifel , nach Tiden Entwürfen war man der Ansicht, 
dafs seine Worte dem nicht absichtlidh' Blinden vergtindtlclt 
genug sein. 

Eine ganze Gescfaidite mit mandictld traurigen ISr- 
schdnungen haftete an der Ausführung ifieses einen Arti- 
kels und — wir können die Wahrhdt nicKt ibterdrüdten -— 
absichifich ist expost mancher Seits dhe' schiefe Büchtniag 
htneininteipretirt worden. GehSssige Interpreten si£en iiiiM 
veraniafst, in der kurzen iVissung dn bS^di' ersdnheiii^ 
Kldd für viderld Inhalt erkennen zu wollen; dbeb müs- 
i^tl wir ein solchesT absichtlidies Suchen undFhidto sdiletik-^ 
ter Motive von uns wdsen, wir kennen wfSirfich Von den 
für* das HeH der gemeinsamen Nation wirkenden hohen 
Conti^enten keine solche klehiHche Nebenabdchtelt ptS- 
suttfiröri. ^^^ '• * '^ 

' ' W& unseres TheBir sfaid ke&ien At%eikbitd[ zwdfd- 
haft, dafs der Wille deff Artikds W tbprisevtatite 
und nicht auf die alten Landstande gehet Wir wollen 
die Gründe, die uns zu .dieser Interpiretation zwingen, in 
innere und äufsere dntheilen und /darnach*' von umen 
liandelni , \ ^'' '• " " ^" 



^28) I>. h. dn' «ftbfaehcfrBtfkoültihfV desseö spedellek^Äiis^ 
führung dem Lebtfn überlassen blieb. 
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§. 4ft . . 

I. Innere Orilnde. Wir ssgen TidMdtt veikiiid^ 
licher logische Gründe, wir meinen hier nimKch ^srfldie, 
die im Wege der Schlursfolgcaimg sich natürlich hennuh 
i^ellen. 

Dafs man nicht an Binf^horong der alten Feiidabtik^de 
deoJcen konnte, liegt vor allem in ihrem fast ganzUcbe« 
Untergänge: Daa geschichtlich 6ewo^e|i# wfu: bis auf we- 
nige v^reihzeHe Stander in Schfitt zusammengefallen, und 
es wäre wahrlich .ungemessene Thorheit' gewesen, wenn 
der läte Artikel die Intention gehegt, die duirch einen be- 
stiinmten Gang 4er Entwickelimg entstandenen und spiter 
al^gestorbenen yerhältnisse , yon denen, bedingt die alt<9l 
Landstände, einzig ^nd allein Sinn hatten, wieder herbei 
zu fuhren. Noch ist solches Jceinem Sterblichen gelungen. 
U^d .^es nich|; alMun, — denn von der anderjsn Seite 
bf^chtet- wprden die alten I^mdstande in soüvendnep. 
Stallten, ^e gar nic^t zu Tereinigende Stellinig einnj^hmen., 
^ir h^n f^j^ die Redttf der ^ alten Landstände gezeigt^ 
^•dei:eA Spitze die bewafib€;te Fehde fti^id. So lange uk 
^.Landeshoheiten -qoch mehre Gewattinbaber von nur 
qujintitativem Unterschiede waren, sind «olche B^rei^hti-« 
gimgen und solche ,Handhabungen derselben der Idee, ^^ 
'^er Auafuhinqg nach d^bar, ia Sonveraioitfiten sind aber 
alle nicht vom Staati$()beifaaupte ausfliegenden,» a^e ^gai^ 
Mm:htberecht^ngs?n der Idee nach Widerspfuche und ^er 
Ausführung nßch vom grölsten Uoheile. Eine durch Ge- 
setz dem Iffff^ ^^egdlffi^ß Yertrc^u^gdfr Gesampititi^irea- 
seilst aherinttd^r; ^uypriiaität M^phl ^^v^ 

'&. ÄttTsere öründe. Diese ferunde jLonnten wir 
im Gegensatze zu den logischen: f actische nennen, 
das heifst, es sind solche, welche nicht, aus der Läge der 
Sache in abstracto, sonder» aiqi dem iconcreten Falle ^er< 
vorgehen. -* 
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Sdion ^Tor dem 13toi Artfcdl war, wo sdt 1806 in 
4«0i, B^uea S^y^cspiviität«!! Ver£wiiiifm cjipeefalirt wivden, 
#9 Iß«e d^ It^ritfieBl^ijm^ 9^ Gruftde gelegt Preuftai 
8pnidi.4(A «la% ii^.dem Edkte T^m 27stcii ^ctbr, 1810 
Hns^ ^nd ia dem pecrete^pm 22(itea Mm 1813 erklä;rt es: 
§, i ^^Ea.w^ll ^ Revpjrüften^atian des Volke» ge-j 
bildet, werden ,^';welq|ie in Berlin ihreo Sitz ab Repr^i;epr 
t^ten-Cammer haben 9oUte; achon auf den Isten Septbr^. 
d^ a J[atarj98 8Ö^te die air Auafühnuig dieser Anordnung 
Ifentiniinte, Commi^ion xusamnmtreten. Unter sokbe^ . 
Vorlagen wurde es .kaum nn Zweifel sein, dafs an Reprih 
fentatilFigrstone gedacht sei,, wepn ni<^ die durch f^iUig^ 
Bundepgesetie , so wie Veihandlnngeil am Bundestage stell 
manefesüren^^ Auffafsung der einseinen Bundesgliedtr nur; 
serfT Interpret^on Authc|iticitä]l: Terliehe und somit den 
letut^n Scha^eii y^ Z^f^l höjbe. 

Wenden wü; uns sunäcfast m die ,6^etssteUen, so fii|* 
det sich hier eme Tollständige Dürftigkeit , wenigstes sind 
1^ nui: drei Bundesgesietse bekannt, die impUcite sich für 
SepEäsentatüvstinde ^Uäron^ £s sind, djesfs; die Beschlüsse 
Tom ISten Mai 1817 %. 93, vom 26sifiB Aug: 1819 §. 193 
und voin ISteh Jimi 1823 §. 167, wodurch) die auf reprä- 
sedtativer Idee bäsi^ten Verfassungen von Sachsen -Weimar - 
Eisenadb, Hildburghaui^en und* Coburg r^alfeld garantirt 
wurden. Dabei UMissen .wir noch gsna besonderes Gewicht 
darauf legen, dafe , nach^an bei Qdegeiüieit d^ Weimars 
scbefi . Vi^r^iASung der NiederHMidische Gesandte für deren 
G^i^y^- w»tH. hatte, Hannover, ^Mec]l^en|ii|i:g und di^ 
firei^ SMMte ohne Instructiogi h^i^tep ^X, wodurdp^ 
^h^^gfW he«on4ers, unsere Anysicht, ilafs die CoAtrali^ntea 
1^ ,]^e4erschE^ung des^ ISten Artikds afi Repräsentativ- 
stände ge^ad|i|;^ep;„ sicb^ als irk^^ da^u^ ; 



im Gagsrn Mein Anthail a;n der Politik UI. p. 49/ 
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Wr technen M^ fbriler ' W , dAfti Mte «dt 'd«in 
ISten Artikel entstandenen Verftssnmgen uhä mdire ikt^ 
ham^ntHcher' Bemfang auf denselben , * repraseritittiv '■ sind. ' 
' Ton gröfser Wlclitigkeit siiid Uet aueh dl^ VeAand^ 
lüttgen auf dem 'Weneir Con^resse. Vot -fielen andern 
ttfr^htcni \vlr hier Törztigiiweise auf die ''am Slsten Ocibr.' 
1814 abgegebene Nöte des Grafen BKknste^ Oewidit le^ 
gcn*o). Es lauft hier zwar derirrthum, dafs schon firik-^ 
* Her RepräsentatlTsttndei' bestanden Ifitt^, tnit unter; idd 
d^ aber auch sei — Ui dieser Irrflium ja nach dem.oben^ 
ausgefüfirten gerade der /'Hauptuhfprnn^ der "heuägett 
0ütide — die Nöte spHcht s!di um^eifelhafii; düHüt auii, 
iäh fortan Reprasentadvstände Statt findett' solfen. ESs 
iAnA Iure Worte ebeh wegen der stets wiederkeUrendett 
Verwechselung des Alteii und Neuen^ et^as dunkel, ' doch 
erachten 'wir uns der Bhtziffl^lruhg derselben mächtig. 
ki hdfst: '-' - ' ■ ' ' '•■' • ' ^ ; ' • ' 

„ J^ii«» Rechte (nfiiulich Aei' ehemaligetf tStäüife) mkchtkn 

«tiiniiil kfihMn CtogMktanfl der TraiiiMieil<»BMimB , (hier 

; verfäUA Cq*«iffo|it^ in das , S^Teiahiiiittfttaatsreciit)^ 

.- , , ciuifleprea TJi^ils, liegt in dem ^egf^iffed^ ^t^y^iraifii^ 

tätsrecfitq keine Idee der pespotie. Der Kpqig^ Ton 

Grofsbrittanien ist-4inleagbar*ebdn 80 foiiverain, ala 

*' "'' i^det aftdere t^rni ton'Eur^pa raid dfe"Frelheiten sci- 

\nei V^Hc«» befestigim^ «einen 'ThiiMi'^i ' 

Der Vw&sser wüF sagöns Landistanie^ wde er deren 

Ber^chÜgnngen' späteriiin atiMhlt, widerspr^ditsii der^tH 

Waurftöt liicht, und die ParldMle m^ G^CeMttlmi^ ib^ 

dbdtlich, dafs er an dfe 'idrt mBAe,^ ^rtläetttatii^ Förmr 

^ächt habe. Die' htonoVerschen' Gestodteik ifahme^ -^^ 

gätk besötldeni bei Ut^rxeil^nung'der Bhnd^ct^ auf lQir<i? 

Terschie^enen Ahgaben * feber dei 13ten ftA*el Bi«u^ , to 

wie ähnlich die mecklenburgischen Bevollmächtigte ^). 



13p) Klub er Act. des W. Congr. I. 3. 

li 1 . L U 

; 



ISifOügötn ä.a. O. n.p.ft»6; ' ' '»^ v^^ 
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wi» n^MT der ilMbMMrsQliA'Ifoto auoh die erwihiito llned^ 
lenburgische Eiidciining.dBvih«t.r rührt nia der ^bunols iwAit 
stärl^er, als jetzt, Torwaltenden BegriffsTetwimmg ; wenig- 
stens glauben wir nicht, dafs derselbe Graf Münster, 
welcher 1814 von althergebrachter Repräsentation 
sprach^ und in sdner 1631 erschienenen Y^rÄbeidicin^flf 
Schrift eine Ode abdrudken liefs, die ihn gerade hierob 
lobte , in dem gewifs nicht ohne seine Hand entstandenem 
hannoverschen Patente Tom 7ten Decbr. 1819 die Wort^: 
„es solle diese Verfassung nach den Crrundsatzen des Ar- 
tikel 13 moditicirt werden, wenn dieser Artikel eine au- 
thentische Interpretation eriialten habe,^^ so Terstanden 
haben wollte, es bedfirfe' noch einer Auslegimg, A fte- 
prisentativst&nde gemeini sein. Da& die erwihnten Wort^ 
lAeses nicht besagen wollen, widerlegt kurz das Factum, 
daßi schon die liann'oversdie Verfassung Ton 1819 efaie re- 
^^ä^entative' war, wenn auch nicht in der Tolistindigeit 
Durchführung, wie das sp&tere Staatsgmndgesetfe Vont 
26sten Septbr! 1833. Es müssen somit den en^nten 
Worten des hannoverschen Patentes andere Bedentungenf 
unterliegen, wenn ihah nicht annehmen will, es habe kicK 
der Graf Münster seinen früher gemachten ülufserungeh 
gegenüber bei Veranlassung des Patentes von 1819 absicht- 
lich das Ge^^chtnifs verstopft , eine Unlauterkeit des Cha- 
rakters, die der ispatere Biografpli schwerlich in dem auf 
das Rechte und Wahre gerichtetem Leben des kaum fflnge^ 
«chiedenen nachwdsen möcblte. 

' ;■■•■ '■'■■ •§. 52.: ; ' ■■ 

. , Schliefsliqh bemfu^ken wir Aoch,^ dals ]Bn|ieiwq|fe|^ 
über den eigentlichen Sinn des läten Artikels a^i; Bi^^|S8^ 
tage selbst verschiedentlich die Rede gewesen sein wird, 
aUein es ist hier beliebt worden, eipen u|idurc!^dringlichen 
Schleier .za laebieii, den wir nicht« lu lüfte» vemegmt 
Unseres bescheidenen Begreifens und Wissens hätte es sidi 
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«vdil iretMnt^ &ber diesen rmät^ *m die ZeitiMid in 
den Vordergnuid dee getei^nteii deatecfaen StialdebeM 
Mngte, die immhUtte WehrbeH; ni sdhen^ 



Dtitle^ €apitel. Garantie des 13ten Artiieek der 
Bundesacte, 

: ;! -' • §-53.. 

• Dsfs, der Artikel 13. der Bundesacte nicht alier Orts 
mit gleidiem Eifer ausg^fujbrt wurde, ist ein uotorisdieB 
Factf]^ Ob diese Yerzögerimg ia politischer Einsicht 
od§r .)j[urz8ichtigkeit ihren Grimd eumeist findet, dieses am 
€lrnlittel^ und zu erertem, wollen wir anderen überlassen. 
In gewohnter Glut ereifert sjch J. Gorres in seinem. 
Teutschland und die Revolutionen ^) hierüber. 
Einiges Statistische übel: die neueingeführten Verfassungen 
«a besprechen , haben wir gelegentlich unten Veranlassung, 
hier nur. die Bemerkung, dafs in einigen Stallten, wo sich 
des Geben s;u l^nge erwarten liefs, f^'el quasi genommen 
^purde, Geisteskindem , welche die Z^it einmal herrorge- 
bracht hat, wird mvi . schwerlich auf dij^ Dauer die Klei- 
der vertagen können, wenn sie sich nicht ungebührlich ge- 
bärden sollen. Hier nup die Frage: giebt.es Rechtsmittel 
mr Realisirung des ,13^n Artikels der BuAlesacte und 

welche? . 

« ' jk i. * 

§54. 
Den 13ten Artikel der Bundesacte haben sich die sou- 
verainen Fürsten und Städte Deutschlands versprochen, 
St ist ein integrfrender llieil der Bundesacte, die .dn 
Vertrag ist . 

1^) Das war 181$, ehe dieser geistvolle Mann sein eigent- 
lioWt Vhez - ttwi gef undeM balt^. 1S40 inBclifcs er vielleicht «tfders 
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^ Wiea. Schi. A. 15. Mai 1820. Art 1. 

IDber die Aufrechtbaltunig eines Vectrages zn halten, ste- 
het' aber nur den Paciscenten nicht unbetheiügten Dritten 
zu. Da sich nun die Paciscenten die Erfüllung des ISten 
Artikels im Bundesbeschlusse vom 12ten Juni 1817 noch 
ganz besonders wiederholt versprochen haben, so müssen 
sie auch daran gedacht haben , auf irgend eine Weise Rie- 
ses Ven^rechen zur Realisirung zu bringen. Diesemnach 
zweifeln wir nicht .daran, dafs einer oder der andere 
Paciscent berechtigt sei , auf die Ausführung des 13ten Ar- 
tikels in einem bestimmten Staate Antrage zu. machen, 
und daf» die Bundesversammiimg dergleichen Antragen de- 
feriren c|pfe. Freilich diirfte ein desfallsiger Beschlufs 
nur em dringendes Wünschen und Empfehlen enthalten, 
denn über die inneren Angelegenheiten eines Staates Be^ 
Schlüsse zu fassen, ist wider den Begriff des deutschen 
Bundes und zum ÜberiBiusse poritiv verboten, 

Compet«Dzb«tchlor8 12. Juni 1817. B. 8. 

Wien. Schi. A. 15. Mai 1820. Art. 55. 
and hat nur l^stimmte Ausnahmen. * 

Beseht. 12. Juni 1817. C. 
Müssen wir nun schon das Recht der Compaciscenten Be- 
Bchiüsse zu extrahiren, wie angegeben, beschranken, so 
müssen wir den Unterthanen, als b^ dem Vertrage durch- 
aus nicht betheiligteii Dritten, dieses Recht gänzlich ab- 
atreiten. Peter e Ucet. Vor Irrthümernzu bewahren, mer- 
ken iirir zum Überflusse an, d^fs hier nur von der er- 
sten Einführung einer Verfassung da, wo keine ist, 
die Rede iiM; ^). 

§55. 
Der Fall, dafs ein St^at auf Ausführung de« 13ten 

15S) L. y. Dresch Scblulsacte u. 8. w. der zu Wien gehal- 
tenen Ministerialconferenzen §. SO. a. Rudhart Hecht des O. 
Bimdei. Tit. II. o. 2. $. 15. lasten in solchen F^lenBunderecution 
•intreten, das Wie? überlassen sie aber dem geneigten Leser. 
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Artftek in ebiem bestimmten^ ändern Staate Antrige ge^ 
macht habe, ist unseres Wissens nicht TorgdLOmmen ; da- 
gegen ist schon in det ersten Sitzung Tom Uten Novem- 
ber 1816 vom Prasidio im allgemeinen in Vorschlag ge- 
bracht, den Artikel 13 auszufuhren und dessen Beobach- 
tung durch Beschlufs vom lOten März 1817 festgesetzt. 
Ein gleiches sagt der Beschiufs vom 12ten Juni 1817. Als 
nun* am 23sten Dec. 1817 der JMecklenburgische Gesandte 
auf die Ausfikhrung drang, und die Bundesversammlung 
beschlofs, ,,dessen Antrag mittelst eignen Berichts den 
Regierungen ziu* Instructionseinholung vorzulegen ,^^ und 
hierauf die einzelnen Abstimmungen erfolgten, so wurde 
durch Beschlufs * vom* 25sten Mai 1818 bestimmt: binnen 
Jahresfrist splie jede Regierimg über Erfüllung des 13ten 
Artikels berichten ^). Ob diese Berichte eingegangen 
«ind , darüber uns zu erklären , stehet uns nicht zu , denn 
hier verlassen uns die Quellen. 

§. 56. 

Dafs diese vorliegenden Btindesgeaetze nicht die voll- 
ständige Kraft enthalten können, den 13ten Artikel ins 
Leben zu rufen, ist klar; es scheint dieses aber auich nur . 
kurzsichtiger Weise für einen Fehler genommen zu werden. 
Ein derartiges Grundgesetz;, wie der Art. 13, wenn es 
der Souverainität nicht hinderlich werden wollte, konnte 
nur eine Lex imperfecta im Sinne der Römischen Juristen 
sein; die jeweiligen staatlichen Einrichtungen der einzelnen 
Faciscenten mufsten das Material der weiteren Ausführung 
Buppeditu*en. „Die Erfordernisse,^^ sagt Preufsen in sei- 
nem Votiun vom 2^sten Dec. 1817, „um ständische Ein- 
richtungen zu berathen und zur Reife zu bringen, finden 
sich in der Bundesversammlung nach der Weise, wie sie 



. 1S4) Klüber Quellensammlung des I5ffentlicli«ti Hechts des 
T. B. p. m. flgde. 
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§MMf(t itt^ idcht bdMnmienu ^ keimte imr ibttaiele 
8älse anÜBteUen, die ungefilhr auf aile pablea. Je mdur 
aber «Ika Afx Fall iat, desto «ehr mäbteii sie. deh ia ei- 
lu^ Uofilcn^Negati▼e halteo, welche gaai unfirodittar für 
die Anwendung ist^^ ^). Wenn Preufsen hier dieAnmpd* 
nung bestimmter Verfassung aus politischen Gründen 
für die Bundesyersammlung unmögiieh findet, so finden 
wir es aufserdem Ton dem Standpunkte rechtlicher Betrach- 
tung nicht in der Befugnifs derselben stehend, denn bd 
einem Staatenbunde ist das Vergeben von Souverainitits- 
reehten^ so streng lu interpretiren , als nur irgend mog- 
lidL Es ist richtig, wenn HannoTer sagt: „£^e gesetz- 
liche Verbindlichkeit ohne Mögiichkeit ihrer Realisation 
'in der Zeit würde keine sein, und in ebem Grundgeset^^e 
des deutschen Bundes durdi kein Elemait 'gefunden wer- 
den, das sein eignes Prindp aii^ßset^^ ^), so bald dieses 
so verstanden wird^ dafs es möglich sein müsse, die fan 
Artikd 13 erwähnte Einrichtung besdiaffen lu kSanea; 
wenn dagegen HannoTer diesen Sati so nimmt, dab es 
den Compaciscenten des deutschen Bundes lliögtich sein 
müsse, einen oder den andern Staat 29 zwingen, dne Ver- 
fassung in einer bestimmten Weise, ^der doch, wie es 
im Torliegender Abstimmung in der That gesehdi, binneii 
bestimmter Frist einsufuhren , so können wir uns zu dieser 
Ansidit nicht bequemen , weil wir , wie berdts angegeben, 
dazu keine Berechtigung in dem Bundesrertrage finden. 
Was ttberdem die Schwierigkeit abgesehen von der recht>- 
iidieii Unmöglichl^dt betrifft, so wbrd es die kommende 
Generation vieUdcht besser wissen, ob die im ersten Or- 
ganisationstaumel Terfafsten und .die pel quasi genommenen 
Verfassungen mehr als todtgebome Kinder der Zeit sind. 
Auf solche Verfassungen blickend , wir sehen dkund über 
die Griteiaen uns^es Themas hmana, sagen die verschrieenen 



155) Gsgern a. a. O.III. p. 217. 
136) Klub er a. a. O. Stö« 



Digitized 



by Google 



--- 96 ~ 

Wochdiblitters Ckmstitiitionenl Pq^i Machen ürir m- 
mit der BindeMcte kein Verbredien ans der UnToiMln- 
iBl^eit ihror Artikel. In der gemdnmnen Legislatimi für 
einen Bund soiiTerainer Staaten wird es iteta nareeicige 
Räder geben. 



Viertes Capitel. Wirkliches Auftreten der Land- 
stäiide im Sinne des Artikel 13. der Bundesacte. 
Einleitung. 
§• 57. . 

Indem wir uns nach längeren Vorarbeiten su unserem 
eigentlichen Thema begdien, Welches jedoch aus fniher 
angegebenen Granden nar «inen verhältnifimäfsig kleine 
Baum einnehmen kann, drängt sich uns zuTÖrderst die 
Frage auf : Pafst die repräsentativ- landätändi- 
sehe Verfassung «zur SouTerainitätl Man wird 
fins 'scropulos halten, dafs wir eine solche Frage zwischen- 
werfen, derwefle erfahrenere Männer längst durch Auf- 
steUung des Artikd 13 dieselbe erledigt haben, wir können 
jedoch diese anscheinende Pedanterie nicht vermeiden. 
Es kanii hier natürlich auch nur von der reditlichen, mcht 
von der politischen Seite die Rede sein. Können Repiä- 
sentativstände mit der Souverainität zu Rechte bestehen? 
Theüs mag die Beantwortung dieser Frage der Historie 
entlehnt werden. England hat seii beinahe 600 Jahren 
repräsentative Stände, und noch haben sie seiner Stdlung 
als Eul'opäischer Grorsmacht keinen Eintradlit getlian ^). 
Wir habed schon oben §. 49. gesehen , dafs das altständi-- 
sehe Mitregieren und Mitverwalten mit der Soiiverainität 
unverdnbar sd, bei den Repräsentalivständen ist abar nur 
■ ■ ' ' " * "" ,. ' I » < 

137) Dahlmann Politik I. *§. 75. 
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von der TheSnahme aa diier besthuiiiteüi Anfikervog der 
Staatsgewalt, an der gesetzgebenden die Rede, will- 
rend die ansnb ende Gewalt ein luiTeräufserliehes Reeht 
des SottTerafais bleibt Sollte hierüber hinaus verlangt wer- 
, den, 8» gidl>t die Bundesgesetzgebnng die gebührende 
Schranke. 

Wieb. ScU. A. 15. Mai 1820. Art. 57. 
Dazu kommt noch, dafs nach der Idee der heutigen Stande 
die Verleihung dieser Rechte von oben herab kommt , wah- 
rend bei den alten St&nden ihre Befugnisse tml unten her- 
auf, stehen geblieben waren. Noch UeSbt dem Regenten 
das gewichtige letate Wort , noch hangt es Ton ihm ab, 
ungestiime Forderungen durch einen vernichtendes Veto 
abzuschneiden. Der Vergleichung wegen verweisen wir 
rdi^nigen, weicht de«*g(eichen Begebpigf^i von Rechten 
.als der Souverainitat widersprechend erscheinen mddbted, 
auf die Theorie eines ^¥igen Staatenbunde», wie tm^ ier 
Deutsche Bund nach Artikel 1. d^ Bondesacte ist, dfe 
. docl^ wahrlich noch eine ausgedehntere V^:|pebuag wmk 
Rechten eii^thält WeMbe Modi^cationen de» streu #« a 
Repräsentalivsystems.bei der Ausführung des 13ten Artikels 
aus rechtlichen oder poUtiscben Griiadei, haben :?ilttr«t«n 
müssen, davon §. 59, 

8.'68. '^ 

Von der Stellung and dem Wesen der Landstande. 
Die Landstände nach heutigem Rechte sind zur Ver- 
tretung der Gesammtheit des Volkes bei der 
Mitwirkung an der Gesetzgebung berufene 
Personen ^^ Um gemeinrechtlich zu bleiben, können 
^ wir diese Definition nicht enger fassen, es schliefst die- 
selbe aber zugleich zwei denkbare Gegensätze aus, näm- 
lich 1) den Mitregenten und den Staatsdiener qua solche, 
denn^^beide visrtreten nicht das Volk, 2) di^ Provipzial- 

' iSSJ ^1 üb er 8 Definition Öffehiliclies Jlecht des^. B. 
-?i' W9. hKh «idh Wieitschichtigcr. * o. ' t . ; .. > 

■ 7 
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•Ondg, welche mar Hr eis« geogr^iNsfh beaehrial^ 
Qoote des Volks die VertretuBf liiiübea und deren Tbdl^ 
nähme an der Gesetigebung aich nur etwa su deijenigcii 
der allgemeinen Stände verhält, wie die Stellung des Berg- 
manns zum plastischen Künstler^ d. h. sie fordern nur d«i 
Material. 

Eine Aufzählung derjenigen Staaten, in denen heuti- 
ges Tages repräsentative Landstände Statt finden , mdge 
man uns erlassen. Pöiitz theüt die einzelnen Verfias- 
anngen in semen Europäbdien Constitv&men mii Hier 
nur die Bemerkung, dafs das Nichtvorhandensein immer 
mehr anfängt, Ausnahme zu werden. 



Eine notwendige Folge der von uns aufgestellten 
Definition müfste sein, dafs alle Classen des Volkes ohne 
Chtersdned und in gleichem Mafse vertreten wfirden. 
Hier ist aher wieder einmal ein Punkt ,^ wo sich redit 
«ileutlldi der tiefgreifende Einflufs der älteren Verhältnisse 
wenigstens im Äufaeren zeigt Einem streng durdigeflUur- 
ten Re^sentativsysleme gemäfe sollte es sich eigestlidi 
nur darum handeln, dne Quote des Volkes als Ganzen 
ohne Berücksichtigung der Standeaciassen zu gewinnen, 
hier aber fliefsen die alten Verhältnisse mit hinüber und 
kdne neuere deutsche Verfassung hat den Begriff so streng 
begriffsmäfsig durchgeführt, dafs sie nach diesem einfa- 
clien Devisionsexempel ihre Vertreter berief; man hat 
rieh vielmehr — gewifs mit politisch richtigem Gefühle — 
an die älteren Verhältnisse gelehnt. Wo , wie dieses mei- 
stens der Fall war, noch Reste von älteren Verfassui^pe& 
vorlagen, ist diese Berücksichtigung, dieses, wenn man 
•o will , bilatorische Handeln Bundesvorschrift 

Wien. Schi. A. 15. Mai 1820. Art. 96. 
So haben wir auch in ungern heutigen ständischen ZnsanI- . 
mensetzungen (nach älterem Muster) ein Erkennen der 
einzelnen Standesclassen mit dem alleinigen Unterschiede 
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di^ aus fiictisi^eii Grfhideii durdiwi^ der Pirilaten^ 
stand dne Tiel schwidiere Blrscheinuiig ist, und dafs 
aus politischen Gründen , oder so zu sagen dem weiter ent- 
wickeitern Staatsrechte g^mäfs , wenigstens der gutsherr- 
lich freie Bauernstand zur Repräsentation berufen ist, 
während der unfreie Bauer eben in Erinnerung an die Vor- 
zdt nicht allenthalben so weit gelangte ^). Gestalten sich 
solcher Mafsen die neueren Verfassungen hie und da zu 
einer den älteren ähnlichen Erscheinung , so giebt 
ab^ der durchgehends veriangte Ständeeid (§. 60) auch 
diesen scheinbar älteren Ständen einen Repräsentativcha- 
rakter, wenigstens ihrer rjechtiichen Qualität nach; ob 
f actisch diese Stände — und Tielleicht nicht ohn^ Ab-* 
sieht — « eine der alteren Zeit mehr entsprechende Ten* 



139) Wenn G. L. W. Funke: Die ans der unbe«- 
schränkten Theilbarkeit .des Grnndeigenthumes 
hervorgehenden Nacht heile u^s. w. 1833 die moder« 
neh Verfassungen belastet, dafs sie so sehr von den älteren 
Verhältnissen abweichen , so würde der ausgezeichnete Verfas- 
ser diaser nicht genug zu beherzigenden Schrift darin Recht ha- 
ben y wenn fer sich noch di legt- condenda handeln könnte. 
Allein Kaiser und Reich sind gefallen , die Söuverainität ist 
da, und da niuls man schon der Geschichte weichen und die 
Gesetze wie die Politik nach „dem Mafse der gegebenen Zu- 
stände*' consti\iiren. Die Souverainität nach ihrer jeweiligen 
J^twickelung lälst keine so feste Selbstständigkeiten .mehr ne- 
b^n sich stehen ^ als die alten Stände waren, und überdem 
würde nach dem Verschwinden so mancher vogteilicher Reöht«'^ 
ein Wiedererwecken der älteren Verhältnisse, manche wohler^ 
worbene Rechte bitter kränken. — Man vergleiche mit Funke 
£. M. Arndts Ansichten in: Die künftigen ständischen 
Verfassungen. 1814, der bei gleichen Wünschen di€ recht- 
lichen und factischien Schranken nicht übersiehet. — Dfeyef 
kleine Monographie fuhrt die Freunde und Anhänger des 
gdiebten deutschen Mannes recht^ in das Innere seines Den- 
kens und zeigt deutlich , dafs seine jüng:ste Restitution durchr 
seinto sterbenden, hochherzigen König keine Gnade, sondertf 
ein längst fälliges Recht war. ' 

7 * 
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d«ius aiiiidimeD , chnttb^ bmn hier^ wo de jure gered^ 
wa^eti soll , keine Untersuehimg attf^stellt werden ^^). 

§.60. 
Von dor Instructioii. 
Ab unterscheidendes Kennzeichen der henti^n Land- 
stinijle Ton den älteren Ständen* müssen wir hier bei der 
Beschreibung ihrer rechtlichen Stellung der Instruction 
und .des Ständeeides erwähnen. Die Instruction und der 
Ständeeid fehlen nur da, wo die älteren Stände ki etwas 
modificirter Form erscheinen. Bei den älteren Ständen 
sprach entweder jedes einzelne Mitglied spedell für sid, 
oder * doch für das enge Interesse seiner Corporation und 
Bftdir konnte ihm nach damaligem Rechte nidit zi^^emuthet 
werden. Heutiges Tages ist die Stellung eines Yolksyer- 
treters ein zum Staatsdienste übergehendes Verhältnifs, er 
soll mehr sprechen, als nur für sich, ffie- Pfficht wiegt 
hl sehier Stellung, wenigstens juristisch, zumeist vor, 
deshalb tritt hier die Instruction als ejpe dem Dienst- 
^de ähnlich werdende Verpflichtung auf. 

Bayer. VerfaM^ngaurkniide % ^pril 18X8. Tit. TU. S*25u 
Konigl. Säc|i8. Yerfafsongf ttrkandeToin 4. Sept. 1831. g. 82. 
Würt^mb. Yoifastiupgflorkttnde t. 25. Sept. 1819. §. 44. 

^140) Mit üwrecht scheint uns deshalb Pölitz die Bayer- 
9^he Verfassung vom26ste^ Mai 1818 aus der ReiMe der reprä- 
f eutatirexi Verfassuugen «u streich^ (Eurpp. Vers. I. !• p. 
147.) deumnach dieser Verfassung Tit. VII. §. 25. schwört j^ 
d^es Mitglied der Stände Versammlung: ^^des gansen La lin- 
des, allgemeines Wohl und Beste ohne Rücksicht 
auf besondere Stände oder Klassen zu heratheo,^^ 
und auf dieses Moment scheint uns für die AufPassnng der 
rechtlich den Ständen dortselbst zugewiesene Stellung mehr 
Gewicht gelegt werden zu müssen, als auf die an die älteren 
Verhältnisse sich anlehnende Ent^tehungsart nach Standesklas- 
8en. ' Die Stellung der in der .bayersqhen Verfassung vq^i l^teii 
Mai. 1808 Titel IV» sogeuannten Nationalrepräsenta^teni 
war bei aUer V^lltönigkeit .dieses Wortes viel weniger einakjxe^ 
präsentative. , ; ! - • • 
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Drniinftchw. Erneireifte Landfchaffltordniiiig ▼. 25. Mai 
1820. §.44. 
Der Volksrertreter wird Terpflichtet, sdher Instniction ^e- 
mäfs an handeln. Diese lautet dahin: ^^dars er die Wohl- 
farth und das Beste seines Vaterlandes und seiner MitMir- 
ger in dem ihm ang^ewiesenen Wirkun^kreise ohne alle 
Rücksichten und Nebenabsichten auf andere Personen und 
Verhältnisse nach seiner besten Einsicht mit Gewissen- 
haftigkeit zu befördern suchen und bei allen Angelegen- 
. heiten , wo seine Einwilligung und Blitwirkung und sein 
Rath erfordert wird, hauptsächlich «vor Augen haben 
woUe.*^ 

Brannschw. Erneaert. Landschaftsordn. SSsten Aprii 
1820. §. 14. 

Hanhov. Staatsgrandget. 26. Sept. 1888. §. 107. 

Diese Verpflichthng schliefet also insbesondere das Spre- 
chen der Vertreter für das spedeUe Wohl ihrer Commit- 
tenten aus. 

Würtemb. Verf. §.155. 
Braanschw. a. a. O. §. 49. 

Dafs hier Befangenheit und Erinnerung an die Utereti 
Verhältnisse die strenge Ausführung relaxiren mag, das 
ist ei|i Umstand, den zu beseitigen, keiner Constitution 
gelingen wird , so lange die menschliche Constitution be- 
stehet ; und sehe ich Etwas irrthümlich für gut und er- 
strebenswerth an , so> bleibe ich ja dennoch meinem Eide, 
,.,nach besten Wissen und Gewisseh zu handeln ,^^ treu. 
Damit der Blick des Vertreters oich nicht auf seine zu- 
nächst liegende Umgebung verenge, und dafs er über das 
"Interesse seiner Committenten hinaus sich erhebe, finden 
sich auch wohl Vorschriften, dafs Niemand Ton dem 
Wahlbezirke^ in welchem er ein Amt bekleidet, recht im 
Gegensatze zur friiheren Zeit, erwählt werden darf, od^r 
dodi wenigstens, dafs die ^ahl über den Bezh*k .hinaus 
möglich sei. 

Badentehe Verfasrangsarknnde 22. Ang. 1818. §. 37. 
Churbese. YerJbMODgsurk. 5. Jan. 1831. $.06. 



Digitized 



by Google 



— 102 — 

UoheiiBoliiro^SigiirariiigBche VerlMungMork. U. J«M 
1833. §. M. 96. 

Wurtemb. VerfaMang. §. 146. 
Diese Verpflichtimg zur Vertreterschaft hebt den scheinba- 
ren Widerspruch auf, dafs selbst vom Landesherren 
gewählte Vertreter in «den Kammern erscheinen, 
denn allen ^ebt der Eid dieselbe Richtimg, ja es konnte 
selbst der LandesKerr. bei solcher Lage der Dinge ohne 
theoretischen Widerspruch alle Landstände wählen, wenn 
man nicht eben wegen der menschlichen Schwäche diese 
Form als der freien Entwickelimg des Für und Wider ge- 
fahrbringend erkannt hätte. 



Fünfteff CapiteL Vom Personale dhr Landstände. 

§61. 

Die heutigen LAndstände verdanken formlichen ge- 
setzlichen Bestimmungen, Verfassimgen , Constitutionen, 
Staatsgrundgesetzen ihren Urspnmg. Da. nun die meisten 
neueren landständischen Vereine nach englischem Vorgange 
das i^weikammersjstem adoptirt haben, so legen wir diese 
Eintheilung als gemeinrechtlich zum Grunde und wenden 
uns zur Zusammensetzung der beiden Kammern. 

L Kammer. Das Charakteristische der ersten Kam- 
mer ist, dafs ihre Mitglieder nur ausnahmsweise durch 
Wahl berufen werden , dafs vielmehr Gebiu*t oder ein be- 
stimiptes Officium im Staate den Sitz bedingt. Wie deren 
Stellung rechtlich zu fassen sei, sahen wir oben §. 60. 
besonders Note 140. Es finden nämlich liier ihren Platz : 
voUjährige Prinzen und Agnaten, mediatisirte Fürsten, 
Standesherren und Mitglieder der ehemals unmittelbaren 
Reichsrittersdiaft ,. erstere beide unbedingt, letztere 
zum The ij nach Artikel 14. der Bundesacte, ferner hö- 
here Rdchsbeamte, Prälaten und sonstige Inhaber höhe- 
rer geistUcher Pfründen, Ksiivler von Universitäten, Vor- 
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«tdier dar bedeutendsten Städte des Landes , «o wie end* 
tich temporär oder lebenslängfich vom Landesherm desig- 
nirte BCt^eder. 

Bayer. Verf. TU. VI. §. 1. ' 

HannoT. Staategr. §. 93. 

Kon. Sache. Verf. §. 68. 
II. Kammer. Die zweite Kammer ist aus solchen 
HitgUedem zusammengesetzt, die in TerschiedoDartiger Ab- 
wediseiung aus den heutiges Tages erkennbaren Ciassen : 
niederer Adel, Büirger und Bauern gewählt werden. 

§. 62. 
Qualification zpr Lan^l^tandschafl. 
Was nun die persönlichen Eigenschaften der Vertreter 
betrifft, so sind in den neueren constituirenden Gesetzen 
Torzugswebe zwei Richtungen, zu erkennen, 1) nach m5g^ 
liebster Unabhängigkeit des Willens, 2) nach niög-> 
liebster Kenntnifs der Landesverhftltnisse. 

Aus der ersten Richtung entstehet die Bedingung firder 
Vermögenslage, 

Brannschw. Emenerte L. O. $. 10. 

B^yer. Verf. Tit. VI. §. M. 

Hanaav. Staategr. §. IM. 

Kon. Sachs. Verf. §. 74. 
nicht diurch schlechten Lebenswandel gehinderte Thätigkeit, 

Kön. Sacht. Verf. §. 74. 103. 

Bramischw. Erneuerte L. O. §. 8. 
der Frdhdt' von jegOcher PriTatunterwfirfi|^eit 

Wdrtemb. Verf. $. 185. 4. 
und endlich möditen wir auch aus dieser Richtung die be** 
rdts (§. 60.) erwähnte verbotene Bevottmichtigang erküren. 

Bayer. Verf. VI. §. 7. 

Kön. Sache. Verf. §. 81. 
So wie nun, wie wir früher gesehen haben (§. 60.), dem 
Geiste des neueren standischen Wesensi dn zu enger BlidL 
widerstehet, so* wird doch auch anderer Seits bei den 
Vertretern nach möglichster Kenntni£i der Landesverhilt-^ 
nisse gestrebt, daher em gewisses, gesetzteres Alter, 
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Bayer. Verf. VI. 12. 

Baden. Verf. §. 3T. 
80 wie hiegegen die decreplta senecius befreit ist, 

Kön. Sachs. Yerf. §.66. 
daher auch das Requisit , dafs der erscheinende Landstand 
dem Lande mit Gut und Biut angehöre, weshalb Unter- 
thanenqualitit oder doch vollständige Ansäss^keit ver- 
langt wird. 

Bayer. Verf. VI. §. 12. - 

KöDigf. Sacht. Wahlgesetx 24. Sept. 1831. §. 5. 8. 9. 

Aus diesem Grunde können auch keihe Juden zugelassen 
werden, da man me nur unter den Gesichtspunkt über- 
mafsig begünstigter Fremder bringen kann , die mit keinem 
kräftigen Faden an üirem jeweiligen Heimathslande wurzeln, 
wenn nidit christliche Religion noch insbesondere zu den 
meist ausdrücklichen Räjuisiten aufgestellt würde. 

KoD. Säoba. Wahlget. §. $. 8. 

Wurt. Verf. g. 185. 

Bayer. Verf. Tit VI. §.12. 

§.63. 

Da verschiedene Landstände durch Wähl entstehen, 
dne gesetzliche Wahl insofern denn auch zur Quali^cation 
gehört, so müssen wir die Wahl hier besprechen. Die 
Wahl geschiehet allenthalben unter Leitung der landes- 
herrlichen Behörden , aUdin diese sollen nur das, FormeUe 
leiten , auf das Materielle ist ihr Einflub möglichst be- 
8eb*änkt, alles Beyrbeiten der Wahlmäaner ist streng ver- 
boten. Ja sogar mit IHenstenliässung bedroht 

Bayer. Edicl 26. Mai 1808. Titel L 2. S- 41- 
Köi). Sachs. Wahlges. $. 12. 
Churfürstl. Hett. Wahlget. g. 30. 

Was die wählbaren Personen betrifft, so wird aufs^ 
den im vorigen §'en erwähnten Qu^ificatiouen bei ihnen 
noch besonders ein höherer Gensiis als bei den Wtüilenden 
verlangt: 
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fiftdoMolie WaldordntBig g. 48. S. 18. 
iind^ im den Abgeordneton maoh schon ton voridierejki 
^m 'nAf^fßlmt ttnfihbiiligige Bichtung zu geben,, werden 
die Wahlleute Terpflichtet , mir in BernoksichtigiiBg : der 
fpr einen AJbgeordneten nothwendigen RequiMte , ohne alle 
Ni^^ahsichten 3ir^ Stimme abzugeben, 

Bayer. Edict. cit. Titel I. 2. §. 12. 

Säcii». Wahlge». §.14. 

Churhess. Wahlges. §.28. 
önd vorgefallene Bestechungen der Wahlmänner durch 
den die Wahl wünschenden Candidaten , machen nicht nur 
die Wahl ungültig, sondern ziehen auch aufser sonstigen 
Strafen Verlust ' des activen und passiven Wahlrechts 
Aach sich. 

Bayer. Ed. cit. Tit I. 2. §.48. 

SSeh«. Wahlgeg. §.12. 
Da in der Volksvertretung nach neuerem Staatsrechte eine 
Pflicht liegt, so darf die Wahl nur aus gesetzlichen Ghron- 
den abgelehnt werden. 

Brschw. E. L. O. §. 13. 

Bayer. Ed. cit Tt. I. 2. §. 44. • 

Neben den eigentlichem Abgeordneten wird, um die Ar- 
beiten der Abgeordneten im Laufe ihrer Thätigkeiten nicht 
zu unterbrechen^ ein Ersatzmann für den Ausfall des 
eigentlichen Abgeordneten gewählt. 

Übrigens kann im Gegensatze zur eignen Berechtigung 
der älteren Zeit Niemand, der etwa an zwei Stellen zi^ 
passiven. Wahl q^aüficirt ist an zwei Stellen gewählt 

werden« 

Bayer. Ed. cit. Tit. I. 1. §. 10. 

Sächa. Wahlges. §. 80. 
Selbst für die Wahlmänner ist die Ausübung einer etwa 
collidirenden doppelten Berechtigung verboten. Erlaubt 
ist sie: 

Wurtemft. Verf. §. 145. 
Wo nicht ausdrücklich. Wie: ' 

^^erah. Verf. §. 144. 
verboten ist, sich selbst die Wahlstimme lu geben, da 



Di^itized 



by Google 



-r 106 — 

müggen wir diese Beredktigiiiig^ den WäUmiiiiiam^ sobald 
sie sieh selbst f&r die TicMgstea hsltea, olme Fnge 
xntfteilen. Falle der Art sind allerdings mandieni L^er 
wohl noch in frischer Erinnerung. 

Sollten die nach dem Gesetze zur Wahl nothwendigen 
Wahlmänner auf die gesjchehene Aufforderung nidit err 
schienen sein^ oder, was dem gleich zu achten, die ^- 
schienenen die Wahl ablehnen, so ist die Wahl der übd- 
fen wenn nicht Gesetze solches Terbieten an sich gültig; 
allein man sollte, diese Minoritätswahlen gesetzlick 
reprobiren, da sie stets ein Zeichen einer Torhandeneq 
Krankheit sind imd die dabei gewöhnlich von denWeigerorr 
den eingegebenen Proteste zu weitläuftigen Verhandlungen 
über die Gesetzlichkeit der Wahl Veranlassimg geben kön- 
nen. Eine empfehlenswerthe Vorschrift enthält: 

Säcbs. Wahlges. §• H* 
wonach mindesteas f vorhanden sein müssen, um eine glü-- 
tige Wahl vorzunehmen, sollten mehre fehlen, so treffen 
die Ausbleibenden die Kosten der frustrirten Wahl. 



Sechstes Capitel. Rechte der Landstände abgese- 
hen von ih^er eigentlichen Thätlgheit. 

; §. 64. . 

Die Rechte, welche den Landständen abgesehen von 
ihrer eigentlichen Thätigkeit zustehen , betreffend , so läfst 
sich auch bei diesen wiederum die Richtung , sie möglichst 
unabhängig zu stellen, erkennen. Die aus dieser Rich- 
tung emanirenden Rechte möchten im wesentlichen folgende 
sein : 1) damit i^ie nicht gezwungen sind , aus ökonomi- 
schen Rücksichten übereilt zu verfahren, Entschädigung für 
die versäumten BeruflBarbeiten, Diäten, und zwar mn 
etwaige Blinnslicitationen zu vermdden nidii von den Com- 
mitiBBten bezahlte. 
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Charhets. Verf. §.88. 

Hohenz., Sigmar. Verf. §. 117. 

Bayer. Edict ober ilie G^chäflsordn. der Stände t. SStten 
Febr. 1825. §. 28, 

Konigl. Sächg. Verf. §. 120. 
•o wie Reisegelder, 

Churhest. Verf. §.88. 

Hollenz. Sigmärlngen §. 117. # 

Bajer. 1. c. §. 29. 
auch wohl nach englischem Vorbilde Portofreiheit 
wahrend des Landtags. 

Branntchw. £. L. O. §. 27. 
,2) Um Euigriffe des Staates auf die Znsammensetsung 
der Laiidstande zu vermeiden, 3arf den erwählten Staats* 
dienern nmr unter erschwerenden Formen der Urlaub 
verweigert werden. 

Chorhest. Verf. §. 71. 

Kon. Sacht. Verf. §. 75. 

3) Ausschlufs des Personalarrestes wahrend des 
Landtages in Civüklagen und in Criminalanklagen nur mit 
Bewilligung der Mitstände durchgeführte Möglichkeit des- 
aelben. 

Hannoversch. Staaffegr. §. 110. 111. 
Badentch. Verf. §. 49. 
Kon. Sacht. §.84. 

4) Garantie der freien Rede. 

M^urtemb. Verf. §. 185. 

Konigl. S&cht. Verf. §. 83. 
Diesen aus der obenangedenteten Richtung entspringenden, 
so zu sagen, absoluten Befugnissen der Stände schliefsen 
sich dann noch etwelche hier zu erwähnende Ehren- 
rechte an, als Courfähigkeit, Zuziehung bei Feierlich- 
keiten in der regierenden Familie u. dergl. , was sidi wohl 
am besten aus der früheren Zeit erklären läfst 
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Siebentes Capitel. Abrifs des äufseren ständi- 

. scheu Lebens. . 

§.65. 

Da die landstandische Corporation, einer zuganmi^- 

haltenden Organisation bedarf, so ^stehet ein Präsident 

zur Ordnung der Geacfaäfte. an der Spitaie b&Aßr Kammern. 

Wurterab. Verf. §. 164. / 

Brannscbw. £. L. O. S* 9^ 
Seine Stellung läuft ganz der eines Vorsitzenden bei dnea 
sonstigen GeschäftscoUege paraliell. Er präsentirt alle an 
seine Kammer gehenden Exhibita , distr9mirt die Gksdv^te, 
erhält die Geschäfteordnmig tmter den Mitgliedern mid 
übt überhaupt die Polizei im Geschäftsbjoaie aus. 

Häufig leimen sich hier die neueren Verfassungen aa 
frühere Verhältnisse an, indem entweder die alten Land* 
marschälle beibehalten sind, oder doch ebenfalls neuer* 
dings eine Familie erblich mit diesem Rechte beliehen ist, 
sonst werden zu Präsidenten von den Tersammelten Mit- 
gliedern mehre aus ihrer Mitte erwählt und der Regierung 
zur Bestätigung eines der Candidaten vorgeschlagen. So 
lange diese Vorgeschäfte dauern, pflegt ein Alterspräsi- 
dent, oder der Präsident einer von der Regierung be- 
stimmten Einweisungscommi«sion jden Vorsitz bd 
den Geschäften zu führen. 

Brschw. £. L. O. §. 48. 49. 

Bayer. Ed. über die Stindever«. Tit. I. §. 58. 55. 

,De88. £d. aber die Geschäftsordnung der Stände §. 10. 
Auch w,ähjen die Stände wie früher ihre sonstigen Of fi- 
el ant;en: Secretarien, Archivare, Rechtsconsulenten und 
Cassenbeamten. Um die Communication mit . der. Regie- 
rung möglichst 'zu erldchtern,^ wohnen den Sitzungen lan- 
desherrliche Commissarien bd. 

Braunschw. £. L. O. §. 67. 

Bad. Verf. §. 16. 

Königl. Sachs. Verf. §. 125, 

Würtcmb. Verf. §. 168. 
DieBerufung des Landtages ist ehe königliche Prärogative. 
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KoB. Sachs. Verf. §.115.. 

Wurtcmb. Verf. §. 12T. 

Bad. Verf. §. 42. 
Freiwilliges Zusammentreten, welches besonders Terbo* 
ten ist, > 

. Bad. 1. c. §. 52. 
. Sachs. 1. c. §. 118. 
hat sich erhalten in Mecklenburg und ist eingeführt in 
Braunschweig. 

Braunschw. E. L. O. §. 39. 
DieSitznngen sind ordentliche oder aufserordent- 
liehe, worüber Terschiedene Gesetze bestehen. 

HannoT. Staatsgr. g. 116. 118. 

Konigl. Sacht. Verf. g. 115. 

Badensche Verf. 46. 

Die Wahl der Depütirten dauert für eine Diät, womit 
gewöhnlich mehre Jahressitzungen gemeint sind. 

Königl. Sachs. Verf. §. 11. 
Wurtemb. Verf. §. 157. 

Ein Ausbleiben des erwählten Repräsentanten zum Land- 
tage überhaupt , kann gemeinrechtlich nur die Folge ^ha- 
ben, dafs seine Wahl für gichtig gehalten und der Ersatz- 
mann zum Erscheinen aufgefordert wird, ein etwaiges 
Herbeirufen durch €oerciti?mafsregeln kann nur gebilligt 
werden, w«nn die jeweilige Verfassung diesen Modus 
sanctionirt. Dafs die Ausbleibenden übjrigens civiliter 
in Anspruch genommen werden können, wenn durch ihr 
Ausbleiben die Geschäfte in Stocke^ ger^then , unterliegt 
keinem Zweifel. Ausgesprochen werden diese Sätze: 

Bayer. Ed. 28. Febr. 1825. §. 1(5. 17. 
Unbefugtes und, unentschul4igtes Ausbleiben bei. 
den^ einzelnen Sitzungeii hat Verlust der Diäten zur Folge: 

Ed. qit §. 41. 
iWabread deä Landtages gestatte, Ferien begreift man 
m^de«! Namen» V«r,t%gu?n:g. 

Kön. Sachs. Verf/ g. 11«. no-^ { 

Bad. Verf. g. 42., 119«. • ,! v.i 
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Bei Beendi|;uiig einer jeden Session werden die Stinde 
entlassen 

Kön. Sacht. Verf. §. 117. 

Bad. Verf. §. 42. 
und zu Ende der Diät rerabschiedet. 

Köni^l. Säehs. Verf. §. 119. 
» Bad. Verf. §. 42. 

Übrigens ist ein heutiger Landtagsabschied etwas an- 
deres als ein solcher in früheren Zeiten. Er ist nur eine 
Art Feierlichkeit, womit die Torgenonunenen . Geschäfte 
recapitullrt , ausgesprochene Gesinnungen anerkannt oder 
reprobirt und die Stände mit Dank entlassen werden. 

Königl. Sacht. Verf. §. 11$. 



Bei der Darstellung des au fs er en Lebens der Stande, 
sind wir genöthigt, der Ausschüsse zu erwähnen. Dafs 
die Stände zur Erleichtenmg ihres Geschäftsbetriebes, 
wenn dieses auch nicht besonders in den Verfassungen , • wie : 

Bayer. Ed. filier die Ständevert. Tit. It. g. 25. 
angeordnet ist, befugt sind, aus ihrer Mitte Commissionen 
zu Vorarbeiten zu wählen, bedürfte der Erwähnung nicht; 
wir müssen dieses Institutes jedoch wegen einer, auch in 
rechtlicher Beziehung, wichtigen Art von Commissionen 
erwähnen. Es werden hier nämlich die mit dem aus frü- 
herer Zeit herübergezogenen Namen, meist sogenannten 
engeren AussiShüsse Ton perpetueller Dauer ge- 
meint Ein solcher Ausschufs ist eines Theils dazu Tor- 
handen, zwischen deii Landtagen das finanzielle Le- 
ben des Staates fortz*usetzen, anderen Theils , wo- 
dnrcli er ganz besonders wichtig wird, zur Garantie 
der Verfassung in dieser Zwischenzeit, in wiefern sie 
gewissermafsen den Cadre bilden , der das ständische Le- 
hexk fortsetzt, worüber späteig. Ihrer Stethmg zn der land- 
ständischen Corporation, sei. es der^ sie erwählt hdben^, 
oder der neu eintretenden ftt die . einer deputirten Com- 
mission zum depnürenden Colieglo:* 
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Bajer. Ed. eit IL $. 80. 

Wärtemb. Verf. §. 187. flgde. 

Bad. Verf. §. 51. flgde. 

Churhest. Verf. §. 102. 

Hohenzolleni- Sigmar. Verf. $. 180. ügdt. 



Achted CapiteL Sicherstellung des ständischen 
Lebens in concj^eto. 

§. 67. ' 

Nachdem wir ausgeführt haben, was Landstande im 
Sinne des 13ten Artikels der Bundesacte seien, wie dieser 
Artikel su realisiren sei, wie die Stande in concreto ent- 
stehen, welche Rechte den einzelnen Ständen qua solchen 
msteh^ nnd was beim standischen Geschiftsieben ge- 
mehirechtlich sei; drängt sich uns hier die Frage auf, 
welehe Rechte haben die Stände in concreto 
%um Schutze ihrer Existenz^ Denkbar sind hier 
partielle und totale Verletzungen. 

Ehe wir von den Rechtsmitteln reden, die bei den 
Verletzungen ersterer Art den Ständen zustehen, wollen 
wir gewissermafsen von einem Präserrative handeln. 
Durch Bnndesbeschlufs Tom 12. Juni 1817. B. 2. erklärte 
sich die Qundesversainmlung (dem Geiste der Bnndesacte 
Artikel 2. und 11. gemäfs) eompetent, Garantieen von 
Landesverfassungen zu übernehmen. . Hat der Bund nun 
die Garantie einer Verfassung übernommen, so liegt ihm 
„auf Anrufen der Betheiligten ob, die Verfassung 
aufrecht' zu erhalten^^ 

. Wiener Schlufsacte Art. 60. 
Dafs hier mit den „Betheiligten nicht etwa die bethei- 
ligten Regienmgen, sondern Regierung oder Stände, 
gemeint sein, ist etident. Als Sachsen -Waimar die Ga- 
rantie des Bundes für seine Verfassung in Anspruch nahm, 
verlangte der Waimarsche Gesandte „für die begehrte Ga- 
rantie die »Verpflichtung und Bcorechtlgung des Garants, 
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urider den den Verfassungsrertrag Terktssen^n Theil 
alle sachdienlichen Mittel anzuwenden , diesen zur Vertrags- 
mäfsigen Erfüllung zu bewegen oder auch zu nö- 
thigen'^ 

Note des Waim. Gesandten 28sten Not. 1816. 

ßcilage 25 zum ödsten Protoc. des B. Y. Ton 1816. 
und in der ISten Sitzung 1817 kam es zum Beschlüsse: 
„dafs der Bund die Garantie des am 5ten Mai 1816 er- 
richteten Grundgesetzes über die landständische Verfassung 
im Grofsherzogthume Sachsen - Woimar - Eisenach ganz, 
wie.sie damals von Sr. Eönigl. Hoheit dem Grofsherzoge 
und den Ständen verlangt worden sei, übernehme ^^). 

Prot der B. V. 1817. §.93. 

§. 68. 
Wenden wir ims mm zunächst an die .^artieUea 
Verletzungen. Es tritt der Fall eln^ dafs zwi^dh^ii 
Regierung und Ständen Irrung^, ^ngetretm sind , welebe 
sich im Inneren des Staates oder durdti soi^t verfassungg^ 
mäfsige Mittel, namentlich der Beschwerde widar die hoch- 
ifttti Staatsbehörden , (wovon in §. 72.) oder der Unter- 
werfung unter ein Compr<>nuf8: 
. Churhf^s. Yert. §. 154. 

Kdaigl. Sachs: Verf. §, 153. 

Hohenz. Sigmaringen §. 191. 
nicht erledigen lassen, so stehet beiden Theilen nach ge- 
troff eil er Vereinbarung durch Bündesbeschlufs vom 
SOsten Oct. 1834 frei, auch wenn die Verfassung nicht 
unter Garantie des Bundes stehet, sicfi an selbigen 
zu wenden, worauf das Bundes.schiedsgericht ' ein- 
tritt. ' Zum Behuf e .desselben hat jede der 17 Stimmen 
des engeren Käthes immer auf 3 Jahre zwei Männer er- 
wählt, wovon einer im Justizfache, der andere in der Ad- 
ministration erfahren ist. Aus diesen 34 Spruchmännem 
haben im einzelnen Falle die beiden streitenden Theile je 

141) Gagern a. a. O. III. 49. V'ergl^iclie audi Churh^s^ 
,VÄi3fiw«urig>S. 157. --MehTeshi«l^vott 5*70. ^nteiK ^*» ■'' ■ ■ 
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ird MlBiür n idUte^ dto» teih» MMmp uMM thA 
efaicB giebenteB ObmaaiL Di* •# eottip^iiMi fUkMkgm 
rieht spridit dum gaoi irie die BimdteiiiltigilgQtichte im 
Namen dei Bmidei und sind Mdiie Ads^rftche nitftriich 
auch im Wege der SxeciMiin lur AasfiUiraiif aa htbkge^ 
Findet nun aber wegen etwaiger Irrungen aua einseitiger 
Weigerung keine Vereinbarung, audi kein NadUatan- Statte 
ao ist schrittweiae eine totale Verletaung idcht mehr ?er- 
mddlicli, davon sofort. 

S- 69- 

Eine totale Verietinng ist in dop|ieltcgr Weke dcak- 
bar, nämUch ab dne gewaltsame und ab eine mehr 
friedliche. Erstere würde seitem des Regedten, wie 
der Regierten Reyolution sein , allen tumultoarbchen Redits- 
Stonuigen bt aber seitens des Bimdes durch ofBdeÜes Ein- 
schreiten der Stab gebrochen. 

Wien. Schi. Acts Art la 26. f7. 91. 
Bie ton uns so genannte mdir friedliche totale Ter« 
letznng des landstin&ichen Lebens kann nur seitens der 
Regierung geschehen. Denn sottte sie seiteml der Stin- 
de geschehen, so wird sie durch Opposition der Staät^jhe^ 
, gierung eben stir Re?dliition ,. oder durch SaniBtion seitens 
derselben ein legale Schritt. 

- Übrigens hat d€9r Fall, dafs eine lan&tlndisdle Cor- 
poration selbst ihren Tod decretirt, der wohl nur su krink^ 
sten Zeiten denkbar ist, die einai|;en rechtlichen Folgen 
dafs die Mitglieder der Corporation , welche fftr ein sol- 
ches Decret stinimen , sich des intendirten Landesverrath« 
schuldig machen und dafii der Landesr^erung die sofor- 
tige Reorganisation auKteh^ 

Also, auf den ^rsteren Fdl «nHHtxnkommeH: wai 
st Rechtens, ti^enn die Staatsverfassung auf- 
gehoben wirdi 

Wir sehen fms i^^rm^ geniUliigt , diesen Fall an aer- 
legen, wiA firaffsa: . 

8 
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> I)iriHriil'Be^teita, vcBtt dif Airfhebvig dar Siaäl»* 
verftem^ Abt Anfllkniag der land^iadkcheii Cox^imäoii 
TMraiUfdbet, o^er out letBteref' gkioiiidtig iatl und 

2) wenn iAe Awfhdbiiag der SttatsTerfaisiuif nadi der 
Anflötung der stindigchen Corperstion folgt 9 

§. 70. 
Bade im vorigen §'en erwähnte Sehritte zn Termd- 
den, wollen wür,^ammor£ admajus übergehend, abermals 
einige präserTative Mittel angeben. (§.68.) Hierher 
gehört Tor allem Verpflichtung aller Unterthanen, 
oder doch mindestens der Staatgdiener aof die beste- 
hettdea Verf ateuftgen , 

liay«r. V^r. Tu. X. §. 9. 

Churhiea». ¥«rf. $. IM. 

SäcUt. Verf. 139. 
wodurch, da a^e Verfassungen den Gnmdsatz haben ^dafs 
Veränderungen derselben, als der wichtigsten Gesetze, nur 
in Übereinstinunuiig der Stande mit der Regierung möglieh 
aiud^ (woriUier unten §. 76.) jeder die Verficissung einsei- 
tig abändernde fS^itt nur durch fiidesbraeh möglich wurd. 
Ferner fuhren wir hier die den ^bersten Staatsbdbör* 
deoc (Minifiter) aulaer der allgemoin erwähnten Ver- 
pflichtung .nodi speciell obliegende Verantwortlich- 
keit für ihre Schritte auf, fcraft dei^ sie für die von 
ihnen , contra sign irten Erlasse der Regenten tenent 
werden. Es .hat dieses Institut ehxß Theils die Folge, 
welche hier besonders wicbtig bt, daCs nicht contras%nirtQ 

Erlasse kraftlos sind ^J% 

- - ■ ■ ■. 

142) Denjeuigen , welche etwas Trans^hcnanisches , und Mo- 
dani*€oii#titutiönelk$ darin- Ündeii mOchten , daf:^ mcht der Na- 
men des Regenten allein einen Befehl heiligen iLÖnne» kfimuttt 
wir zu ihrer Beruhigiiiif fnittheilnny dals es auch hei uns 'schon 
älteren Rechtes sei, da£i bei landesherrlichen Befehlen, Nul- 
lität präsumirt werde. Dies galt unter andern von landesherr- 
lichen Rescripten, welche in einen Civilprocefs eingriffen, s.B* 
Sduiumb. Justhregiement fÜirten Bet. itÜbf welcher Zeit ; 
doch noch nicht an die fransösische Revolution daclrtii 
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Kpnigl. Säcbik Verf. S» ^ 

Charbess. Verf. §. 108. 
nnd dar» sich der den .verfassungswidrigea Befehl 
gegenzeiclinende Staatsdien^r der «Anklage aussetzt . 

Wörtemb. Verf. §• 1Ö5 folgde. 

Koiiigl. Säch«. Verf. §. 41 folgde. 
Me jmgef&hrten Mittel wiegen ald praserttrend schweer fe^ 
iHig. Mit Toliefidender Kraft atdiiet aliar an der Spitze der 
Oiaoben an das bestehende Recht, das lebend^e Über* 
zeugtsein , dafs das Redit nnd ndt flim die Cteselze nidrt 
^^itm ein Kldd sei, das sidi belidbi^ ablegen lasse. Die« . 
ser Glanbe mantfestirt rieh mm auch Icör^lidi in' den 
k5nigliehen Versprechen oder Eide der Verfas- 
sung tren zn bleiben, den d« Regent bdm Anixktä 
der Regiemng oder l>ei Erfahrung eines Staatsgrandge- 
setzes leistet 

Bayer. Verf. Tlt X. §• 1. 

Königl. S&chs. Verf. §. ISS. 

VFürteml». Verf. §. 10. 
Dem Versprechen des Regenten hat man |ioch durch Ac^ 
cessionen der prisumtiTen Regierungsnachfolger und der 
Agnaten des regierenden Hauses Unterstützung zu verlei- 
hen gesucht 

Bayer. Verf. Tit X. §. 2. • 
Was noch schiiefslich die Huldigungsverweigerung 
Tor abgeleistetem Eide der Regenten betrifft, so kommen 
wir an einer anderen Stelle (§. ultima) auf dieselbe 
zurück. 

§ 71. 
Hier liei Gelegenheit der priserfirenden Mittel gegen 
Aufhebung einer Verfassung müssen wir Veranlassung neh- 
men, dne Frage alizuhandeln, die sich an dieser Stelle 
am f&i^sten abhandeln läfst . Vi^ü: a*wähnten so eben der 
Accessionen von Regiemngsnadifolgern nnd Agnaten, wie 
mm aber,' wenn, diese ausbleiben? oder um ^e Frage 
l^eicb kfiijiureiii m^. als, europäischen Namen zu nennen: 

8* 
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fat ei ^rfdigUtfg, ob dhr «twalge RegUrimf inaeh- 
folger ftlt Agnat bei Eittführnng einer Verfas- 
avng consentirt habe oder nichtl Wir sagen: 
ia, es ist gteidigüldg! Wer es Ue6t, Historisches, au leug- 
ne» und sdnem Handeln die Erscheinungsweise des Tom 
Sironiden tat den Biinpf geworfenen Kiotaea beixulegen, 
ner Frandi «Hraft ftidet, die CHücAsebgicett des Beaitnea 
dnveh^ BUtM iroUi^sr ^igOMaacht au «ers^oren^ dem nifg 
CS gltf obgUÜg aeia, ob er settet «Mtt^h beig^thrtm fal 
UmnUbiL Die frefe fibniTerainittt belSUgt aUeriKnga m 
. aidb. den Eeg«Ml«n« anA g»gen geatabt^ lüde an bandiehi 
«id inaofcw isl ea ein nlMgerSEnsaia, daen etwaigen U«i- 
alur* dea aÜndiscfaMi Lehens «hwdi db Agnat yev^fsigtrteii 
fi|WMi*im beaah8nigffn an wollen;* ein; tar tel s$$ notr^, 
hon fM»ir rdeht fnriatisdb genommen anr ToUen Recht- 
fertigung Iiitt. Will man aber^ wie bei der cuomb cdlebr^ 
der hannOTersdien Verfassung, den Umstura der Verfas- 
sung in Omsthafter Weise dnrdi knangc|nden agnatischea 
Consens rechtfertigen , so können wir dieser Reditfertiguüf 
nur widersprechen. 

» Nach dem Staatsrechte der Sourerainitit — also In 
Deutsdiland seit dem ersten August 1806 — können wir 
den Agnaten , und zwar aua lediglich historischen Gründen 
aUerding» bei Dispositionen über ^e Staatsgewalt im Gam-i 
. zen den Consens nidit leugnen, dagegen können wir ihnen 
unmögüdfr bei Dispositionen iiber einzelne Theile des Staats- ' 
gebietes, so wie bei dnzdnen Rechten der Staatsgewalt 
dieses Recht beilegen, abgesehen von etwaigen ihnen ala 
Mitgliedem der Stände zukommenden Rechten besonders 
wegen Wiener Sehlufs-Aete Art. 56. Wer den Agnaten 
mehr einriumen will, der bringt die SouTendnitiit ins Wa»^ 
ken <^). Naeh lieutigem Slaatsreciite hat der Regierung»^ _ 
nachf olger bei» einer Verfassung so gnt, vda bei jedem aak 

14S) Ausführlicher, als hier möglich war, haben Verschiedene 
Flugschriften bei Gelegenheit der hannoverschen Fi'äge;^ bes6ndttra 
die bekannten Faeultätsgutachtett diMea TMeiaa MüuMeMr ' . 
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iem OetetM, lediglieh Amuf m tdOen:: bl'^Biaihe mdl 
den etwaigen tlaatsreditlfelwn Briifai— g« im SlMitet 
ib gtttig aiurasehenf wesimlli aaeh ik BundeavecaaiBdH 
hmf anf Begdnrerde der BraiintidiwdgiadieB SMMh 1830 
erkannte, i^b die Tom Herasfe Cari i^m BMuUMliwaig 
dedbalb , weil sie von ^dw Vomumitadiaft erlaaim war, «li 
ungültig angefochtene, erneuerte LandsdiaftaaBiiMnq^ vom 
»sten April 1820, nur in veribaaa^itatiibigar W«be auf* 
geholieii werden kdmte. 

BwHkulimM. «an Kor. lat. 

§72. 

Wir waiden ona ttan in den aÜrteMi mtteift« walabt 
bei totaler Verkstiung isM älfadiadKat LebaM Aad*BM 
werden« 

IMe Zeitcp des Reifte ai^ Torttar^ die Mitregienuig 
der SÜnSe, wdahen Beaataung V09 Ifiai— gm iwd Fehde» 
recht Boatand , ]iat msSgdmt |}ber die StaataregifeniBg 
itttterhaU) dea Staatea etwa diwdt J<Ia(oaaigirdeB {ChfurU 
A 1830 ort. 66.) einen Wkbter aeten,. lidbl dea Be- 
griff dea Staates nnstfinen. Voranageietit aiao ana die 
8laatsregierun|r h^ die Yerfaasunf clnaatt% auf, mtfi dft 
aoMier Schritt mit atiUer DanUbwdceH amrkttmt irerdeaf 
Wir hallen uns hier eng hinerfiani naenea Kraiaea. imd ae*> 
Iwn nldit iber die dentadie Grinse hiaaoa. Sott ümm 
etwa wie eine Besitni^iyg angeadlen und von der atin^ 
dHadien Corporation der Rkhter M^^angea wevdewi Ba 
bt klar, dafs hi dnem solchen Falle der Bkhte risM^r 
hatt dea Staatea irildit iler siistittdige aei^ dena er aldi«! 
vnter nicht über dem Scheine, Idier daaaeBrAaiwenduBf 
er entscheiden soll £kgenMaiar^ehi verwuttender Stalltn 
mSgen aokte Schiftt« tob Er£aif sdn., aidit aber gf^fiä 
tfa gestil^gebeade Macht 

. . Der eaate Sahritt wikrde fe|;ett «faie jaidie Matemel 
€lnn»bi9t%[e^ VonaiteUnng auf Wlodmuflieknif aaii^ 
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TImU jeder 'rinsUne Staat irt , TolktZndi^ GätaHtie le- 
gende GmndbestiiHBia^ea sind iä der Bimdeageaetsgebiiiig 
enfnuilden. Gegai dne einadti^ Aufhdlraiig standhcber 
Verfaaaang apridit der Art&el S6 der Wien. SchluTsacte, 
und Art 61 detseLben Geacties verfaeifirt noch besonderen 
SdifiiB 9 wenn der Bund die Garantie der Yerfaaiung über- 
nonnm hat 

Übe» diese GnmdsfttBe sind die BtitadesgUeder ei- 
nig. Wer ist nun befu^ im Falle des Umstunes der Ver- 
fassonf , auf Anwendung der angegebenen Gmndsatse An- 
trage SU machen f Damit diese Gesetze nicht üliisorisch^ 
nicht Glocken sind, die nicht läuten, müssen wir sagen, 
aueh wenn dfe Aofhebung der Vcrftssnng mit der Auflo- 
smifl dar Sünde gleicfaadtig ist, die Stande bder der 
engere Ausschufs. Das aufhebende Gesetz ist au«^ 
ohne liesonden in der Verbssnng darüber sn lesende Be- 
«linimnngcB (s. nntcn % 76.) für die Stande nichtig. 
Wir leiten «dieses nicht etwa atn dem logisch sdiiefgedadi- 
ten, passiven Widerstände her, sondern ans der oonse- 
qnent aus dem Veriassnngseide folgenden Pflicht Ein 
rertesnngswidriges Gesets hat für digenigen, wddie der 
Ausübung der Yerfkssung dienen, dtirchantf kehie Gese^ 
kttkraft, . für andere Staatsangehörige moderirt sich diene 
Hxdi ledigUeh nach dem ^rade ihrer Verpflichtiuig anf die 
bestehend^ Verfassung. Tiitt also ein sdcfaes aufhdiendeB 
Gesetz ein, so ist es Midht de^-b^stehendcn Stande, 
noch wenn sie das Gesetz aufldst^ nach Tef]geidich veiv 
ancbter Vorstettnng, auf SeaHsimng der angegebenen 
tBnmdgesetw Antrage beto Bunde zn'maehen. Sie sind 
^ Terfassungswldrig erfolgter Auflösung nicht, wie man 
•s nennen möchte,- durch Flction, sondenh eff ectW 

^ flor^stehend ; ' dei|n das. losgelassene Geseias der Staatsbe* 
hörde hat für sie gleiches Gewidit > mit dem inhaltlosen 

. W-prte des jdhrimi InMen Unteitihäaen, 'wddieB die Auflö- 
swig d«erriirJb WM 'Gewalt gcgen^ afo angcwan^, thvA* 
ganr^afe 4en>aaynnKiBB> uMg^e^' iheir;eiL fadüifcefc AaO 



Digitized 



by Google. 



~ 11» — 

fAm famMrt flbtiä to wenig dam Bochfikbiii ?«ntdhl« 
ab durch djen DieXystahl das Sifü^iAn untei^ifehel. ' 

Se würde gidi die Lage derSa^ofi? 1 unserer Frage 
gestdtoi, wir wisiden nna ad 2. 

§. 73. 

Die Stande sind bereits perahschiedet, und nun 
tritt die Auflösung der^Verfassung ein. Sol- 
chen Falles sind ersichtUdi diejenigen, welche lege non 
existente diurch gesetzliche Einsprache berechtigt wären, 
nicht mehr vorhanden. Ist ein engerer AusschuTa 
Torhanden, so fällt dieser Fall gänzlich unter den Gesichta- 
piuikt des vorigen §'en.. 

Ist nun aber kein Ausschufs da, so enthalt auch gegen 
diesen Fall die Bimdesgesetzgebung Vorschriften. In den 
durch Bimdesbescblufs vom 12. Juni 1817 zu Bundesge« 
setzen erhobenen Competenz-Bestinunungen heilat es I. C. 
§. 5. Stens: 

' Efnselne, so wie ganze CerperaÜOBen «ad Classea 

kennen tieh an die BnnJc i vcr iam n il inig wenden, wenn 
die eben erw&hnten hi der Battdetacte Wtininiten 
GerechUame, oder sdlche, welche, ihnen in derselben 
bereits antdräcklich eingeränmt worden, ohne noch 
erst einer nfiheren Eatwickelnng sn bedürfen, verletzt 
werden nnd auf dersTulls cnvor an die nnmittelbare 
Regierang gerichtete Tontellnng kmne AUinlfe der 
gegründeten Beschwerde erfolgt 
Wenn dieses Beschwerderecht nun fSur dte damals nur ent- 
wurfsweise vorliegenden Gesetze der Bundesacte eingerlumt 
wurde, so mochte es keinem ^wdfei nntärliegen, dals es 
durdiaus dem Geiste des Bundes, wonach die hmere Si^ 
eherhdt nicht aufser Augen gehissen werden darf, , 

Wien. Schi. Aete Art 4. 
genllii ist^ diese Befugnifb andi anf die mehr ansgefÜJur« 
leren Gesetze anszudefanen. Siesemnach wirden als» atncli 
«e fa dier Wieber Sshlalbaito dm Unt^dianen garantirten 
S«eht€ McitaJtedUr der -Scadiwccde im EnlriehnftgtlUlfi 
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!■ M^^fmu^m -m^^^^^m mn^KKn^ WIE SwW vm VA ^Hni« ^ V^ 

diese Acte kdk im HiigMigfi dae dordi ei|;iBiciiie vmA 
mitiakmU GesetM durdbgeflilirte, iwedcnilUge Ent- 
wickehuig der Bundesacte nennt Dpfo der CompetenAo* 
iddnili Tom ISten Juni 1817 nur ein provisoriscliea Gesets 
sei , kum Icelnen Einwand madien, denn ein proTborischei 
Gesetz ist doch dben aucli ein Gresets, und seine WirlLung 
kann nur dinrdi Abiauf der etwa darin bestimmten Zeit der 
Gültif^cdt oder durdi abindemde find aufhebende Gesetse 
cessiren. Dieses Ist aber liinrichtlieh der Competendie- 
Stimmung weder direct nodi impUcUe gesdidien. Der 
scheinbare Widerspruch des Artikds 61 der Wiener Scblufs -^ 
Acte mit dem Compentenzbeschiusse löst sidi durdi ge- 
nauere Anddi^ ^ ^^ Modiflcation auf. Ks Jaulet dieser 
Artikdmhnlidi: 

Aofser 4eniFalt der fibemommenea beiönderea Garan- 
tie einaf landstfinditchea Terfetsang nnd der Anfreeht- 
lialtanf der ftber dea dreisebalea Artikel der Baades* 
acte hier feetgetetsten Bestiinmuagen ist die Baadea* 
T#reaapmlaag nicht berechtigt, ia laadetandieeben 
AlW^i^cnbettea oder ia Streitigkeiten swiechen den 
| ia a d<9s h erren aad ihren Staaiien ciasnwirken , . ao laa- 
gjB eolelie aicht den ka eecb*. ^H^ swaasigsten Arti- 
kel b^fe^chaet^a Cbarakter annehoieB, ia welchem 
Falle die Qeetiuiipinngen djiepe«, e^ wie des sieben 
npd swaasigstea Artü^eljS aach hierbri itire ABwen- 
dnag ^dea. — * Der sechs and Tlcraigste Artikel der 
Wiener Congrersact« ▼otn Jahre 181$ in Betreff der 
TfirffMnag der freien Stadt FraBkfarb crhai4 jedod^ 
bierdmch Iceiae Ansnahme. 

Es liegt vfm^ v«n|i wfpr n{^t io^f^ Ans^pr^che Utttcn, 
in.dl^ TM sehr najl^, ^i^seap^ A^tik^ folgende Ot^oteag 
SU gebei|:; dlß Bni^cisTersaiiVifl^f^f iprol)/^ nur un ^all§ ^ 
specieli garantirten Verfassung fdar der Sriopll^en Revo- 
lüftton sich nm dai UMtnn dev atjuidtidinii V^^|S|^mb«"| 
beMmmern, atteiii aofaon 4er aaglsffiihrle IMmla «9 
rrankfmrt^r Vcdttiung bStnffuA ifigk^ d%6i #ssift 
iiaiiladar JKnn siL cfflnaliihtHai ;<sr^teMkfaHar ¥«ilti 
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teBle BxOkt äeiüffamä AwrlneM iMigelcgt 

AtUfinA 4m Cmigru de Fümm du 9» iniü lü)f . 
«^ 7^ IfU di ß 9U9ri o n 9., f»t jipiiaToiil $'ilmm^ $9it mr 
r^iahUtißment de la ametHuticn (dß Fraw^qrjt), 
»ait 9ur $on mtdntien $eront du re$$ort de tu Dilte 
Germanique et ne p^mtrent Üre dieid€ee fite pmt 
. eile. 
BUmii <wir «IM dhtet eimrbilMlie Bcdit 4eA Bunie« tai 
Aüfe^ dw dindi den Antik«! 61 ,^eilie AkiDderungH 
oteiitft soll,* m mitifn wir dmdi «fcbliges AuffiwMii dcsr 
AniMhme avdi die Begal gotnier «flmuiftii. MoiemiiMli 
eattnlt der Bund die BfliliiiiiBDi«cn: 

1) bei t»t>tm ▼•riotiMgtu •pwtell garwürtor Ttff^ 

2) bei totalen Verletinngen nicht garontirter, mh 
bald eie dem Act 5Q. der Wien« Schiurs- Acte zawi- 
derlaafen, nininit der Band Beschwerden an. 

S) atlenfetl« e$t offitio, Jcdenfalie anf Anrnfoi wifbt 
«r bei tunralinarieciiea* Verletsnngen. ein. 

4) Dagegen Icönnen ihn Anträj^e anf Einfnhmng ei- 
ner yerfasenng, so wie auf Modificiningen nur hei 
der speciellen Terfattung der Stadt Frankfurt an- 
gehen. * 

5) Dae Nichteinschreiten bei eiaxelnen, partirnlft- 
ren Streitiglceilen Ui iwar hier ausgetprochen , diesee 
ist Jedaeh abermaU dnreli das später IBM einjjefiUirte 
Bandesschiedsgericht modillcirt. 

Sehen wir die einzelnen Sätze an, so können in der That 
nur 4 und 5 als Einschränkungen des CompetenzbeschiuS' 
nea i^i^tirtclitet werden 4 wie $eaea l^1ich ganz denabeoiiber 
die ««aliairvng dfs 13^ Artikels yon ms ($. 54. 5&} 
«Qa99f«ir9«;h9iimAii8i|ditett mt»n^ti mi, au^ obun ^* 

Shuoit nmi^eii. wiir< uns dflhift eiiliri^.: Tri^t eine^ A nfr 
k«k«M d^K y#irf%a%un,g, Hirii A«fi^ösvki)g der 
Stände ein, und ist ei« p»ri^«lv^fi4eir AuascHufa 

lehwiirdri Rfti Artihih dir fWiMiA Jkhkilk-!A6te<iiiviiafiK 
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tem-Besdilafs gtaaMrIe freik >Bnk«k<#erde^eelit 
wird Hechten«. . ^ ;. '. 

nfan lönnte ims gegen mlsere Bdisnptiingen den Be- 
scUafs der BundesTersammlung Tom 14tenSept 1838, der 
•af die M^gigtrtt^O^nabrackische Beschwerde wegen Auf- 
hebung ^es hinnoTerschen Staatugrimdgesetaea Tarn 26stea 
fcpt 1838 fblgte, aafiivea^ «iMn wir winsdwn gegen 
GMInde Gegeagrnndev -nicht Feeta «i hahen. fii migen 
die Bfit^eder des Btindee lur j&hgabe dicaes ' BeadUmwea 
Mt poütisdieii Chrinden vennh&t sein, denn die Bunde«- 
▼ersiunmiung will ja nun und nimmer ein Gericht edn; 
aünde ile als reiner GeriflUahof 4», so würde nach 
unserem festen Dafurlialtea da anderes UHheil erfolgt 
sein. 

Unbegrdfflch bleibt uns. freilich, dab tat dieser kd- 
rMswegs proeessualischen Frage auf efaie rein processuali« 
sehe exceptio deficieniis UgUimatioma ad oauBom er- 
kannt wurde. 



JNMiites GapiieL Voa der Thatighrit der Land- 
stände im Allgemeinen. 

8. 74 
Wenn wir nnnmdir ton der Thattgkdt der Laadstlnd« 
im heutigen Sinne reden , so können wir luw hier nur dar- 
auf besdhriaken , das gemeinrechtlidi ihnen snkonme 
Fdd an xeigen , denn die dgentlidie Bewirthschaftiatig ( 
seHben , die Oeschiftoordnnng hingt eines Theüs Ton gans 
detaillirtett Bestimmungen ab, landeren Thdis ist dieselbe 
auch girasfieh Frage der Statistik. - 

WoHen wir dnmal ai^Kestditen SdkdbegMta hi Bt^ 
'ttidbgAen, m wMtitm In ^er^ktmlMiiiilil «^ w^ 
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toenllich «wei L«beiiiiiir«entii^'«iit^i^ hiiseia: dh 

bestimmend«, dis Wofien, dicr ««^fGiireirdi», 4m 
Handeln. ' 

Sehon eine ftprioirlsllscbe BetraebtiiBg desSlaatet 
lehrt; dafg nni* inf ei^rter Ldb^stuftMßmn; der BömenM* 
tat dnie Hietlnakme der Stinde dadcbar M, wenn din 
insübende QeynAt von Gett^miigmi^ oder MUmbAmng de»» 
tBdben abhinge, so wäre in der Thai ein Torzügüches Mü^ 
tel vorhanden, dfts gesammte Staatsieben zu imtergraben. 
J)as Mitregieren der StSnde^ wie e^ der Idee nacli bei 
der ehemaligen Landeshohdt der Fall war, war auch da- 
mals ein VodbfiUaifs , das in der Ausfihrtuig Sciiwictig- 
keiten nachwies, die weniger .^m/iir/s tiä facti beseitigt 
wurden. 

Betrachten wfar nun unser heutiges Staatsleben, so ist 
auch a posteriori die Eingangs angegebene Besdirän- 
kiüig in demsdben reaHsbt worden^ ja sie findet in dem 
Artikel S7 der Wiener, Schinrsacte ebe gemeinrecht&h« 
Sicheilieit 

Diese Regd Iddet xwel Ausnahmen. Aus ledigfich 
historischen Grinden ist nSmüch bei uns, wie bei denmei^ 
oten eifilidrten Vöfteni, die ansüdbende Gewalt, so wcM 
de riehterliolleTbitigkeit betrifft, Ton d^ Souverai^ 
nHit und d)en so von der Mitwirkung der StSnde gdfet 
iMorden. Fcmer haben neiiore Verfassungen liftnfig den 
Sünden einen gelingen und genau begrinasten ^Vbeik der 
ansfufarenden Ctewalt inerkannt, ge^sser Mafeen als eine 
kleine Wafte gegen uhgesetiliehe liandßntigen der Sonvemi- 
nltät, wovon wir bei Gelegeniiejt der Controllereobte 
reden wei!<<dett. 

Die bestimmende Thiiigkeit »ebnen unsere PnbHdsten 

ymes bedeutendsten Skvdges wegen die gesetzgebende. 

Behauen wir diese« Ansd^udc' bdund sagen: die vord^« 

.HeksterW^dt^deriSiindä adgt ddito Feld^^ Üer 4h^ 

■degdbraigi In ler Go s gl^ a b s rn g- ht «hier fcdn Tlidl sd 
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^fi g n U m i ^ ili tfi Ft»aii«f60«ttfgelitiiig, «ud eliw 
dkibtib Jsl weh Irier «e ThMtM^ der Stil«de to bedeu- 
tend, dafs wir uns methodolo^eh genhÜAgt gehen, die- 
Mi l%efl den QuaeA ab. Ablkeümig gleichvtisteUeii. Wir 
tirhaUeo ' denMieh «wr Beirtditqiig: L MUwijrkuiii; der 
Stiiide bei der GeMtagebong «berlumplf ü. bd der Fi- 
MUMgetelagcbttig latbeaMdev«! iU CMtraHcreeble der 
Süiide. 



Zehntes Capitel. 1. Von der Mitwirkung der 
Stände bei der Gesetzgebung. 

f 78. 
Um die Thlli|^ der Sfiiide bei der Geieti«dniiig 
ftberhaupt gehörig y» beieicliBeii^ bedSrfeii wir «trSr«^ 
der»t eines llb^widiUidif» Uidkes %n£ diejenigen Tendhiete- 
nen Äufiienuigen der Souverainitit, die Ten dem idme Dl»* 
crelion dartmf Uidceiidmi ndt dem geiiebiMaen Nunen: 
Geaetse belegt werden. Ea dnd dicae iuberailgen: 1) 
in aller Form erlaiaene dnrdi und umgreifende Geseiiek 
Gea^se, Grundgeaetie, organlacbeEdkle«tt.a.w. 3) Aua^ 
fihrende Betttimmimgen aowohl für efnaelne Gebielstheil« 
deb Staates , üb ßat einsehie Thdle des Staatalebena, ge- 
w^nBch Verordnungen, Crateralreaaripte u. a. w» ginwamt, 
3) Beiitimmimgen an Gunsten efanebier, lültftrttdMar oder 
flngsrter Personen mit versehiedenenBenenttungen. 4) Ma^ 
eben wir eine eigne Katc^^e ftr diejem^ien Beatimmun* 
gen , welche iwar in eine der genannten drei hfaiekilailea« 
aber «um Wolde dea Staaies dne schleunigere Redaction 
eriidachea: Ordonansen. Die «uthentiseheo Ith 
te^pretationen> io. wie die CftblA«iftOrdrea adiKor 
fnan sMh fe nach ihrem IiAalle an dne dür crwitoten Mm^^ 
b^gdtklai midi Mkn Mch im pesitiVtea BeaUmmungendea' 
Itniet mm Mb bwipifai 
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Mw to kl^ämmg i^egm anuMu wir Utr 4ie tchoa te 
iiiilfllieiiiea Oewilt ntf ■Ikmlni AnordMiBgea dbr im Süuite 
ang«orditeleft SdliMai, namentiich Ae theilt dedtriren-? 
den, theüs effecüy atiefttrcnden MfaiMteriaierime, Aus- 
schreiben von ProTinsiallandesstellen luid Gemeinen Be- 
scheide höherer JustissteUen , welche quf.den ersten Blidc 
such Gesetze »u sein scheinen möchten. Diese klebere, 
wenn mau einmal so will, Legislation wird aber hienmter 
bis snr haiisherrUchen nur hn ^alle des Büfsbrauchs Ton 
Andern beohachtet 

S 76. 

Brste Classe^ Sehen wfar auf das iltere Recht, 
wie es sich Tor Aer SouTerahiitat entwickelt hatte, so ist 
hier einer der wesentlichsten Unterschiede. Das W5rtchen 
„gleichgültig*^ im Mecklenburgischen BrblaudesTergiei- 
che §. 195 ist hier leuchtender, als bogenlange Dednctio- 
neu. Manchem bodenlosen Politiker, der des Geifers auf die 
feudale Finsteniirs nicht genug finden kann, mag dieses 
Wörtchen unruhige Nichte Terursachen , uns ist es eine 
wahre Freude, den Geist der Zeit durch ehi Wort so far* 
begebend geschildert su finden, denn, wie sich dfe Ver- 
hältnisse einmal gestaltet hatten, wurde ja, wie wir ge- 
sehen, alles, über die wohlerworbenen Redite und die 
Fihansgesetsgebung hinausliegende, den älteren Ständen 
Nebensache. Im höchsten Falle resernrten sie sich* den 
Beirath. Nur Gesetne um landstibidisdie Gerechtsame, 
als nm eign^e Rechte, verlangten ihre JSustimmimg. 

Im heutigen Rechte gewinnt nun diese Sache aber eine, 
ganz andere Gestalt Die Gesetse dieser Klasse bedürfen 
nach den neueren Verfassungen der sündisehen Einwil- 
ligung, auch wenn de sich nicbl tut die ebenerwähnten 
Malerten il^en. BetrdHn ite'das Mil 'Rervorhebutig so 
genannte Grund^geietir, dto-Veifafeting, s»ht4lestia^ 
Oidito Kiiw<ii|niliig> «HtA WIeMt iMkhife- Acte $. 88. ger 
meinrechtUch) haben sie die anie^eu^ <|ttiliNti «irirt« 
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Beirtth der Ständle eingeführt wey4«m Jkdntteii. 

BffnaiiMhw. =£. li, O, S. n. S8| 

Bayet. Verf. yil. g. 1. 

Kon. Sächg. Verf. §.86. 

Wärt. Verf. $: 85. 

Bad. Verf. §. «6. 

Charh. Verf. S. ÜS. 

HannoT. Sta^ti(pe, $. 86. . 

Sigmar. Verf. §.190. 
Die Formen, in welchen dieses stindische Recht ausgeiibt 
wird, sind ua schwächsten Falle: Vorlage bereits entwor- , 
fener Gesetze luid im stärk- 

sten ein gleic (Initiative). 

Daxwischen li tion. Wo den 

Ständen das ^ gewährt ist, da 

ist auch kein ausgeschlossen. 

Bei besonders als Mehrforde- 

rung hinzu: en und Abstimr 

mung auf mehren Diäten. 

Brannachw. E. L. 0. $. 2d. 

Bayer. Verf. VII. §. 19.' 

Sachs. Terf^ S* ^• 

Wfirtenb. Verf. S. lÄ 

Churliets. Verf. g. 97. 

Sigmar. Verf. §. 157. 159. 

HannoY. Statsgr. §.88. 

Bad. Verf. §.65. 
Zweite Classe. Bei ffieser zweiten Classe gesefz* 
lieber 'Bestimmungen erweitert sich die stfindisd^e Mitwfar- 
•kimg selten über den Beii^ath hinansT^ 

Brannschw. £. L. O. §• 28. 
und auch £eser fehil. ^ ^ 

HaBDOT. Staatsgr» Si 69; ,^' f .: ^ . 

Dritte Clft Mif. Pim Af^ U^iner^ IiVlsi»tiw U 
tctten aA stäjidisehe jpt^IrkMg febwden,. . 

Kdnen Uatem^M 4er !VJ9r8^iUe4eii^ Afjtea lon.fCh»: 

^^ l^omi. Verf. J. ^ ^ ^ '' ' * ' ' 
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Viert« Canie. Wm InAkh.dfe l«tete Cliiie Wr 
trifft, «o filit hfii är Hicer I«atur we^ea die aitedttche 
Mitwirkung^ weg^ doch enthalten die neueren VerfasaangeH 
vepscMedenarlife Yorschilfiten iiber düe NacUiöfamg stän- 
diadier Einwilligung imd namentfich tritt hier iMblosiNktertf 
die Wichtigkeit der MiniaterialverantwortUchkeit eift, eg 
sollen dergieidwA Ordonamen mcU wider die Verfassung 
ange^rnndt werden. 

Kos. SädM. Verf. $• %• 

Wurtemb, Verf. §. 8SI. 

Bad. Verf. §.66. . ^ 

HsmnoT. Staattg^*. $. 87. 
unserer Zeit iist der intrikate, hier einsdilagende Fall ia 
Churh^ssen noch im frischen GedSditnissc. Den verant* 
wörtlichen Miliister rettete dazumal die genauere Kenntni^ 
seiner Befugnisse Tor den Schranken des Gerichts; weni'' 
ger genau kannten die franadsischen Minbter Karls X. ihre 
Berechtigimg. 

' §• 77. 

Ea giebt mui nodi Oesetse, die awar in die erwähn- 
ten Tier Kategnriean hineingeh&reii, die aber, weil der Sour 
Terain bei ihnen eine besondere Stellung einnimmt, auch 
reehtlich eine heiondere Beleuditung lu verlaiigen schei- 
nen. Wk fragen naiAüch: welche Rechte haben die Stan- 
de, wenn der Sobverain bei der Gesetzgebung abhängig 
ist? eine Frage deren Beantwortung die heutigen Verfas- 
sungen niur spärlichen Raum widmen. Zwei Verhältnisse 
kennen diese Abhängigkeit begründen, ^ Stellung des 
Souverains zum Bunde, und das durch Vertrage mit ande- 
ren Staaten hervorgerufene Verhältnib. Abgesehen toq 
allen positive^ Bestimmun|;en unterliegt es zuvörderst kei- 
nem Zweifel, dafs bei Stimmenmehrheitsbeschlus- 
gen des Bundes von einem Mitsprechen der Stände vor 
deren Publication durchaus .kerne Bede sein kann, da 
hier der einaehie Bundetgefcnl der paciicirten Oberberrlich- 
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teft 4ct lua fa i Ftt^ Ichtea Miib, -^imrt^A ab Obrpum 
ist ift dttem Falle eine kldne Eriimeniig mm Kaiaer und 
Bddi. 

Y«rtrige mit aMdetn Staaten abd mbedbigt adteae 
beMar Coatraheiiteii nur dafch Geaetae megliäi, je nach- 
dem nnn dKcae Ckaeise in dne der erwihnten Kategerieen 
fUlen, nraaaen de aich audi dcai bd dieaen Kategorieeii 
lotenden Hedite miterordnen. Inaofem dergiddien Ver- 
trige finaiudeUe Krifte erfordem, iirelen bd ihnen anch 
die Hechte der Stinde beim Besteueniiigsweaen in Kraft. 

Unter daa Verfaättnirs der Vertrige mit anderen Staa-, 
ten nAH€n wir andi diejenigen Bundesbeadilnaae rechnend 
die .nur durch Stimmeneinheliigkeit der BundeagUe« 
der aU Socii möglich aind ^^). Dab in Aeaem Falle 
mit 37 Mitcontrahenten dn Vertrag abgeachloaaen wird, iat 
anberweaentUch und hebt dieae BeschKaae ab au erfassen- 
de Landesgesetae nicht aua den von una gestellten Kate« 
gorieen heraus. 

Da, wo die besonderen Verbssungen ftber diese Ver- 
hlltnisse schwdgen, gbuben wir unsere Grundsitae ab 
gemefaies Recht äufttdlen an können und Ibden dleadben 
auch kdneswega durah den SSaJken Arlikd dar Wienet 
Schhibacte besdulnki 

in der eben angegdüoien Wdse afaid ileae finmdsitns 
aber nicht cottsequeni bd allen Yerftsamigen durdiiufiib- 
ren. Die Mitsprache der Bande bd BondcrticacfaHssen 
wird entweder ^slich gdengnet: 

HaanoT. Staatsgiuadges. $.1. 

Unigl. S&cbs. Verf. % 8». jedoch mit der Bfedlüen* 

Üoa » daft die fiaaaiielle Seite wenigileiis an stoa* 

ditche MItwirkong geknöpft bleibe. 

oder dodi in der Wdse besdirlifkt, dab de ihnen riAr 

,,bd denjenigen organisch enBund^besdillbsen, wddbe 

144) Klüber 66. Üeebt d^s 1*. B. $.1^7 und 1^ zk^irim 
gensen näcb der B. A: bnd W. S. A; seba tttU ätdf vi wd^ 
dieit Stintfitfettefadidl^kÄft wfhwimi$ wird« . ^ 
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die , yerfassun^amlb^eii VerhfUtBlsie Dentidiiaiids tmd die 
dtgememen VerhäUniflse deutscher Stealibirger betreffea,^ 
die Mitsprache Terweigem. 

Würtemb. Verf. $. S. 

Bad. Verf. §. 2. 
US wäre wohl zu wünschen ^ dafs hier die Yer&ssnn* 
gen, welche die letztgenannte Beschränkung haben, sich 
stricter ausgedruckt hätten, denn sollten über diese Bestim- 
mungen einmal Streitigkeiten entstehen, so wird es sehr 
schwer zu eniiren sein, was ein sogenannter organi- 
scher Bundesbeschlufs sei i^). Unbefugt durch die an- 
gegebene Beschränkung nicht der ständbchea Mitwirkimg 
entnommen sind die zur Ausführung der ,,ge mein nützi- 
gen Angelegenheiten^^ entstdienden Beschlüsse. 

Diejenigen Verfassungen , welche der ständischen Mit- 
wirkung alle Bundesbeschlüsse entziehen, tragen übrigens 
in dieser allgemein* gehaltenen Bestimmung einen sehr ge- 
fährlichen Kdm ihrer SelbstTcrnichtung in sich. 

.§.78.. 

Dafs nun die Publication der Gesetze dhe könig- 
üche PräirogatiTe sei und gebäeben ist, 

Königl. Sacht. Verf. §. 87. 

Wurtemb. Verf. g. IW. 

Bad. Verf. §6$. 

HannoT. Staatsgrandget. g. 7. V 
liegt üi der Natur der oben (§.74:.) angegebenen Verhält- 
nisse, womach die ausfiihrende Thätigkeit nur zur Sub- 
version des Staates in die Hände der Unterthanen gegeben 
werden, soll. 

145) Der Ausdruck „organische'* Bundesbeschlüsse ent- 
stand ohne Zweifel aus Art. 6. der Bundesacte , allein die im 
Texte allegirten Verfassungen verstehen etwa» ganz Anderes 
darunter, als die später durch Wien. Schi Act. Art. 15. gege- 
bene Erklärung, wonach „organische Einrichtungen" 
die zur Erfüllung des Bundeszweck «s (innere und äufsera 
Sicherheit ^Deutschlands) geschaffenen Ihstitlite sind. 

9 
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Wenn ntm aber ein Geiseti ohne eriangte Zustinuiiung 
der Stande puUkfart wird, eine Bereelitigung , die wiraa 
und für sich unbedingt für den Hegenten in Anspruch nehr* 
men müssen, was treten dann für Rechtsverhältnisse eint 
In einem solchen Falle treten die oben bereits erwähnten 
partiellen oder totalen Rechtsverletzungen ein. Den ein- 
zelnen Unterthanen können wir in solchen Fällen kein Ne- 
gationsrecht zuerkennen , 'man müfste denn dem einzelnen 
Unterthanen diejenigen Rechte beilegen wollen, die die 
Stände au&uweisen haben. Die richterliche Cognition 
insbesondere |iat in vorkommenden Fällen zu prüfen, ob 
ein Gesetz die im Lande bestehende, rechte Form der 
Gültigkeit habe. 



Eilftes Capitel. II. Von der Mitwirkung der 
Stände insbesondere bei der Steuergesetzgebung. 

Bei dieser vorzugsweise aus dem älteren Rechte ent- 
standenen Berechtigung der Stände zeigen sich auch wie- 
der wesentliche Verschiedenheiten zwischen ehedem und 
jetzt. Vor allem stehet hier an der Spitze: Unbe- 
dingte Verpflichtung aller Unterthanen zum 
Steuern. Wer hier mit alten fanmunitätsbriefen an- 
kommt , dem mag sein Hof frei bleiben , dafür wird man 
ihm das Haupt besteuern. Ziim Oberflusse haben die md- 
sten Verfassungen da, wo gewisser Marsen in Nachidi- 
mung französischer Constitutionen von den^ „Menschen- 
rechten^^ gehandelt wird, die Bestimmungen über dies^ 
Gnmdsatz. 

Würtemb. Ter r. §. 21. 

Bayer. Verf. Tit. IV. §.. 18. 

Bad. Verf. S. ft. 
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Aneh finden keine bedingte Bewillifiingen mehr Statt 
Bayer. Verf. VII. 9. 
Bad. Verf. §.66. * 

Das gegenwärtige Bestreben gehet auf mS^ichste 
CHeichstellung in- Absicht anf die Besteuerung und möglichst 
biifigß Grimdsätae in Bezug auf die Mittel^ eben deshalb 
kommt zu den in der früheren Zeit wichtigsten Steuern von 
Grund und Boden bei dem weiter fortgeschrittenen Wer- 
the der Mobiiien Besteuerung des Vermögens überhaupt, 
aus welchen Theilen es auch bestehen möge. 

Eine fernere Verschiedenheit zeigt sich darin, dafs 
durch, die compKcirtere Einrichtung des Staates die 
Steuern , nicht wie ehedem, je nach Bedürfnifs ausgeschrie- 
ben, sondern dafs sie regelmafsig bestimmt werden. 

Eine endliche Verschiedenheit in Betreff der Steuern 
zwischen ehedem und jetzt. liegt endlich darin, dafs da, 
wo die Staatshaus|ialte den.diwchaus noihwendigen Princi- 
pien der Souv^Mdmilt gemärs consequent (namentUeh mit 
Kassenvereinigung). dnrchgefnhrt sind, das ehemalige 
BiDtverwalton der Stiade sich höchstens in dne Einsieht 
der Einnahme und Ausgaberedmungen verloren hat, * 
Köoigl. SAch«. Verf. 197. 
HannoT. Staats^. §. 14S. 149. 
wiewohl man sich auch noch wohl an die älteren Verfas- 
sungen anlehnt. Z. B. in der mehrgedachten Braunsch^ir. 
E. L. 0. vom 25sten Aprü 1820. 

Die Thätigkeit der Stande in der Steuergesetzgebung 
unterscheidet sich dadurch von der bei der übrigen Ge- 
setzgebung vorkommenden, dafs es sich um Gesetze han- 
delt, die dem Staatsleben so wichtig sind, wie dem phy- 
dschen Leben Luft und Licht. Es sind hier nicht Ge» 
setze, die eine beliebige bessere Behaglichkdt hervorbrin-^ 
gen sollen, sondern solche, die geradehin die Frage: obf 
faivolvhren. Hier ist jetzt die höhere Persönlichkeit: Staat" 
vorhanden, welche leben will, und treffend sagt Dahl- 
man'n: „Eine Steuerbewilligung im Geiste des Mittdalter« 
würde Jetzt, den Staat bewilb'gen, heilsen.'' 

9 ^ 
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Pie durchgpreifendeForin ist jetzt die, dafs die Staats- 
regierang den Standeii einen Ausgabeplan (Budget) 
Toriegt, dafs den Ständen dessen Prüfung und Modifici- 
rang zustehet uHd sie sich demgemäfs über das quäle et 
quantüm der zu erfaiebenden Steuern zu einigen haben. Auf 
Grundlage dieser Vereinigung erlafst • die Staatsregiarung 
das Steuergesetz mit der meist verfassungsmäfsig vorge- 
schriebenen Eingangsform; ,,naoh Vereinigung tnit den 
Ständen.** , 

Bayer. Verf. VIL §. 8. 4. 

Königl. Säcb«. Verf. §. 104. 

Braonschw. E. L.' O, §. 17. 
Die Budgets pflegen Posten zu enthalten, bei denen wenig- 
stens das Minimum bereits als feststehend angeselien wjrd, 

Baden. Verf. §. 59.^ ' 

Bratmschw. E. L. O. §. 1©. 
namendicii sollen nach Wiener < Schlufsu Acte iAit.*^. Se^ 
wiiligungen zu Bundeszwedcen keiner ständischen Eflmillh- 
gong bedürfen, was daher auch' ohne Übergang in die 
neua*n VerfiEuswungen g^einfeditüch ist. 

Um zu verhüten , dafs nicht etwa durch zu lange De- 
batten Stillstand im Staatshaushalte entstehe , pflegen die 
neueren Verfas^iuigen eine bestimmte Prorogation derFi- 
nanzp^riode (Dauer des Finanzgesetzes) vorzuschreiben. 

Hannov. Staatcigr. §. 146. 

Bad. Verf. §. la. 

Bayer. Verf. Tit. VIL §. T. 
Die Staatsref^epruug wendet mch auch, wenn pericMlmn in 
mora Jl^ifung der Stände nicht erlaubt, an, den «igeren 
Ausschafs ^ welcher unter bestimmten Beschränkungen. iEur 
BewiU%inig autoxisirt ist , - . , »: • 

BrauDRchw. E. L. O. §• 18» . - \ ■ \ *i^ 

oder die Staatsregierung holt die Einw^Ulgung mch»;. . ,{,f 

Badcnsch, Vletf. §. 63^ , , j^ ^ . ., 

' Bei der Auffassung des Staates ^ höhere Persönlich- 
keit, wo eben alle sachlichen Kräfte, sofern sie Webt im 
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E%«ftt}iiiii^ yw PriTatea stehen, ab Eig^nthiuii di^scar 
Person betrad^t werden, ist nat&rlich iudi l^eifie Ver- 
äufserung Tom Staatsgute ohne der Stande Mitwir* 
kung moglidb« 

Badensch, Verf. §. 58. 

HannoT. Staatsgr. §. 123. 
Sollen nicht yerfassungsmäfsig ausgeschriebene Steuern er- 
hoben werden, so treten die Gnmdsätze der yerletzten^ 
Verfassung ein. 



Zwölftes CapiteL III. Von den sogenannien Con- 
troUereehten der Stände. 

§■.81. 

Wir sagten, dafs den Standen auch ausnahmsweise «bi 
kleiner Theil der Regierungsrechte übertragen sei. Wir 
können die hier Torkonunende Berechtigung unter dem 
Gesammtnamen von Beaufsichtigung oder Contrplle 
befassen. Der Staat, der den Fürsten und das Volk in 
sii^ aufhimmt, Teriimgt vice veraa eine höhere Sicher- 
heltspiAizeL In den deutschen Staaten sind den Fürsien 
hiezu Mittd genug überwiesen; damit auch dem' Volke 
dn kielner Theü zukomme ^ sind ihm, oder Tieimehr den 
Standen, einige 'Regierungsrechte überwiesen, die aber 
schon schwer genug wiegen, um, mit Mafsen angewandt, 
die kaiserliche endliche Obergewalt zu ersetzen. 

Diese kldnen RegieriMigsrechte möchten wir in nega- 
tiTye ui^d positive eiatheüen. 

Von den negati?^ ControUerechten ^fuhren wir hier 
iiu;r af/ies als eia sehr ej^rfoitantes auf, indem wir d|fi.!Übri- 
gen einzehien .8(%Qa,je hei ihren Veranlamngen ,^|riifjUi|t^ 
haben. Wir meinen die Verweigerung d^gg j^^^"; 
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gnnig vdr der Verpfflchtmig des Ffirsten anf dte Verfas- 
siing. Dieses Recht ist eine UstoHscÜe Renüniseete tns 
frtiheri^ Zeiten, wo es in ganz anderer Bedeutung da- 
stand. Ais nodi die Landesverfassungen unter den Cre^ 
siclitspunkt des Vertrags fielen, lag in diesem retorsions- 
mäfsig ^ngewBnAten Jus poeniteudi eiiie ganz andere Kraft, 
nach heutigiem Staatsrechte kann es nur noch als for- 
melle Rechtsyerwahrung betrachtet werden, denn nicht 
Verfassungseid, nicht Huldigung, nicht Krönung, sonderb 
der Tod des vorigen Regenten macht ipso iure den Nach- 
folger zum König. Le mort saisit U vif. — Ist diese Weige- 
rung in der Verfassung ausgesprochen, so ist jeder Unterthan 
dazu berechtigt, die Stande aber sind verpflichtet 

Wärt Verf. 5. HO- 

Churh. Verf. §. 6. 
Zu den positiven Controllerechten, rechnen wir das 
Recht, Suppliken anzunehmen und Beschwerden 
über Staatsdiener im schlimmsten Falle die Anklage vor 
dem Staatsgerichtshofe zu fuhren. 

Braunschw. E. L. O. $. 80. 8L 

Bayer. Terf. IL^S. 

S&ch«. Verf. §. 111. §. IM falgde. 
Hierher gehört audi das Recht die Staatskassen zu beauf- 
sichtigen. Wo nach Durchbildung der Souverainitätsidee 
statt der verschiedenen Kassen Kassenvereinigung eiagetre^ 
ten ist, da ist diese Kasse, welche zum Leben des Staa- 
tes gehört, auch der Mitaufsidit der Staatsreprasentantoi 
unterworfen. 



So Mtten wir di^enigen ständischen Rechte aufge- 
zahlt , die eine gemeinrechtliche Darstdlung erlaubt Vor 
dem gftnzlichen Schlüsse noch dne Bemerkung. 

Die neueren Verfassungen besdirftnken nun wohl die 
Thttf^eit der Sünde fai Ansehung dessen, was rie bean- 
tragen dftrfea. 
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K6iiigl. SAcbt. Terf. §.79. 

Bayer. Verf. VII. gl. 
aufserdem aber, dafs der Satz: Feiere übet, toh unum- 
stofslicher Wahrheit ist, haben wir in unseren Tagen ge- 
sehen, dafs solche certi denique finea, quos ultra citraque 
neqiut consiatere rectum, die einmal bewegenden Gedan-« 
ken des Tages, wie den Geist überhaupt, nicht beschran- 
ken werden ; denn über die eignen Verhältnisse hinaus , ja 
über das Wohl des Nachbarstaates zu reden, kann mitun- 
ter zu denjenigen Verpflichtungen der Stinde gehören, die 
ihnen die Heiligkeit ihres Eides zw Pflicht macht 
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Berichtigon^eiK 



Nachstehende Fehler bittet man za verbessern. 

Seite 10 7^ B V. u. für habuci L hahuit ' . 

— 11 ~ 5 — o. für Contractur 1. C^ntrßCtus 

— 14 — 20 — o. für sieb 1. sieb 

— 17—16—0. für die 1. der 

— 21 •— 11 — o. für j>ititio 1. petitio 

•^ 22 -^ 4 — u. bivter dem Worte Stofftt 1. der Mangel 
einer tüchtigen Gesohicbte ^ ^ 

— 23 — 15 — u. für elecmosinae 1. el^omosinae 

— — — 12 — ^ u. für alterins 1. alterius 

— 26 — 14 — o. für Verpflichtet 1. verpflichtet 
streich^ »»an" 
für der 1. den 
für Landesherren 1. Landsassen und setse 

nach „vernehmen** ein Komma 
Gontumagialmandate 1. Gontumacialman- 

date 

für die Landstände 1. den Landständen 
für^sia 1. sie 
für berufenden 1. beruhenden 

— 53 — 11 — o. fehlt die Zahl der Note 77. In der Note 

muls es heilsen: Dolle 

— 55 — 5—0. für complicirtern 1. complicirtere 

— 56 — 14 — u. setze hinter das Wort Lippe sich 

— 57 — 19 — u. für erlaubten 1. erlaubte 

— 69 — 17 — u. für den Reichsständen 1. der Reichsstände 
_ 72 — 8—0. für des 1. der 

— 16 — u. für des letztern 1. das letztere 

— 75 — 8 — u. für zusammenfallen 1. zusammenfalle 

— 78 — 13 — u. für von 1. zu 

— 86 — 1 — o. für der Landständen 1. den Landständen 

— 89 — 14—0. für manefectirende 1. manifestirende 

— 92 — 17 — o. für des L das 
-^ 95 — 13 ^ u. für im 1. in. 
_ 98 ^ 4 — u. L Art. 55. 56 

— 99 — 15 — u. für er 1. es 
.« 101 — 1 — für Mai 1. April. 






12 


— 


u. 


34 — 


15 


— 


u. 


35- 


15 


— 


•0. 


37- 


17 


— 


o. 


38- 


6 


«^ 


u. 


49 — 


7 


•-. 


u. 


52 — 


9 


— 


u. 



Digitized 



by Google 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQ IC 






Digitized by VjOOQIC 



Digitized 



by Google 



